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Beschlussvorlage
Vorlagen-Nr.:
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Datum:

VO/7753/2020
öffentlich
10.12.2020

Dezernat: I
Fachdienst: 61 - Stadtplanung und Denkmalschutz
Sachbearbeiter/in: Goldhorn, Astrid

Beratungsfolge:

Gremium Zuständigkeit Sitzung ist
Stadtverordnetenversammlung Entscheidung Öffentlich
Magistrat Erörterung Nichtöffentlich
Ausschuss für Umwelt, Energie und Verkehr Erörterung Öffentlich
Bau- und Planungsausschuss, Liegenschaften Erörterung Öffentlich

Bauleitplanung der Universitätsstadt Marburg
Öffentliche Auslegung des Bebauungsplanes Nr. 6/17 "Ehemaliges Hauptpostareal 
zwischen Eisenstraße und Zimmermannstraße" in Marburg

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen:

Für den Bebauungsplanentwurf Nr. 6/17 „Ehemaliges Hauptpostareal zwischen 
Eisenstraße und Zimmermannstraße“ mit Begründung wird gemäß § 3 Abs. 2 
Baugesetzbuch (BauGB) in Verbindung mit § 13a Abs. 2 und § 13 Abs. 2 und 3 
BauGB die öffentliche Auslegung beschlossen.
Der Bebauungsplan wird im beschleunigten Verfahren ohne Durchführung einer 
Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB aufgestellt.

Sachverhalt:

Planungsanlass: 
Die Liegenschaft der ehemaligen Hauptpost mit einer Gesamtfläche von ca. 11.000 qm, 
bestehend aus den Gebäudebeständen der ehemaligen Hauptpost, eines Wohngebäudes an 
der Eisenstraße, verschiedenen Nebengebäuden sowie aus hochversiegelten Freiflächen auf 
dem ehemaligen Betriebshof und einer Stellplatzanlage im Bereich der Eisenstraße, wurde 
veräußert. 
Das ehemalige Hauptpostgebäude sowie das Wohngebäude werden weiterhin als 
Bürogebäude genutzt und bleiben im Bestand erhalten. Beide Gebäude sind als 
Einzelkulturdenkmale in der Denkmaltopographie der Universitätsstadt Marburg erfasst. 
Die zentral gelegene Kfz-Wartungshalle wird zurückgebaut. Zusammen mit den benachbarten 
versiegelten Freiflächen können dadurch ca. 5.000 qm des Gesamtgrundstücks für eine 
Neubebauung akquiriert werden. 
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Auf dieser Fläche ist die Errichtung einer Wohnanlage innerhalb eines festgesetzten 
Allgemeinen Wohngebietes mit fünf Gebäuden geplant. Entlang einer neu geschaffenen 
Anwohnerstraße, die auf die Eisenstraße führt, werden beidseitig die neuen Gebäude errichtet.  
Mit diesem geschaffenen Bauvolumen sollen ca. 100 neue Wohnungen zentral in der 
Innenstadt dem Wohnungsmarkt zur Verfügung gestellt werden.

Die Wohnanlage soll als ausschließliches Vermietungsobjekt und nicht als 
Eigentumswohnanlage errichtet werden. Nach Angaben in der Projektbeschreibung sollen 
sich die Kaltmieten sozialverträglich, „(…) im ortsüblichen unteren Preissegment bewegen“. 
Die Planung stellt damit eine Reaktion auf das Wohnungsbauthema „bezahlbarer Wohnraum“ 
oberhalb des geförderten Wohnungsbaus dar. Im Gegenzug dazu wünscht die 
Vorhabenträgerin, die BG-Haus GmbH, von der Verpflichtung 20 % der Wohnungen als 
preisgebundene Sozialwohnungen zu errichten, befreit zu werden. In einem im Juni 2019 
durch Herrn Oberbürgermeister Dr. Spies und Herrn Ulrich Burk, Geschäftsführer der BG-
Haus GmbH, unterzeichneten Letter of Intent (LOI) wird dem Ansinnen nachgekommen, wenn 
die formulierten Punkte 1-5 verbindlich umgesetzt werden. (siehe Anlage LOI). Hierzu ist über 
die vorliegende Absichtserklärung hinaus, eine vertragliche Vereinbarung spätestens vor dem 
Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes Nr. 6/17 herbeizuführen.
Planungsstand – Verfahren:
Die Aufstellung des Bebauungsplanes wurde am 27.09.2019 durch die Stadtverordneten-
versammlung beschlossen.
Da mit dem Bebauungsplan eine Maßnahme der Innenentwicklung / Nachverdichtung verfolgt 
wird und die sonstigen Voraussetzungen für die Bebauungsplanaufstellung im beschleunigten 
Verfahren erfüllt sind, wird das Verfahren nach § 13a BauGB durchgeführt. Darüber hinaus 
soll im beschleunigten Verfahren einem Bedarf an Investitionen zur Versorgung der 
Bevölkerung mit Wohnraum in der Abwägung angemessen Rechnung getragen werden (§ 13a 
Abs. 2 BauGB).

In der Zeit vom 23.06.2020 bis 06.07.2020 wurde die erste Beteiligung der Bürger*innen, die 
Unterrichtung der Öffentlichkeit über die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie über die 
wesentlichen Auswirkungen der Planung, durchgeführt. 
Entgegen der vom Gesetzgeber geschaffenen Option auf eine frühzeitige Beteiligung der 
Behörden und Träger öffentlicher Belange zu verzichten, wurden diese parallel zur 
Öffentlichkeitsbeteiligung über die Planungsabsicht der Universitätsstadt Marburg informiert. 
Innerhalb einer Vierwochenfrist konnten sie sich zur Planung äußern, sofern ihr 
Aufgabenbereich von der Planung berührt wurde.

Die Beteiligung der Bürger*innen, in Form von schriftlichen Äußerungen oder Wahrnehmung 
des Angebotes sich innerhalb der Stadtverwaltung über den Planungsanlass und die 
Zielsetzung des Bebauungsplanes unterrichten zu lassen, war sehr verhalten. 
Von dem beteiligten Ortsbeirat „Campusviertel“ wurde inhaltlich keine Stellungnahme 
abgegeben. Von der Ortenberggemeinde erreichte uns keine Reaktion.
Die vorgebrachten Anregungen und Bedenken der Träger öffentlicher Belangen zu den 
Themen, Darstellungen des Regionalen Raumordnungsplanes 2010, Belange des 
Immissionsschutzes, erneuerbare Energien, Überschwemmungsgebiet, Altablagerungen und 
Altlasten, Anpflanzung von Bäumen, wurden in der Begründung behandelt bzw. in die 
Planzeichnung aufgenommen. 

Inhaltlich wurde der Bebauungsplan aufgrund der eingegangenen Stellungnahme der Unteren 
Wasserbehörde, wonach sich das Plangebiet zwar nicht innerhalb eines festgesetzten oder 
gesicherten jedoch in einem „faktischen“ Überschwemmungsgebiet befindet, geändert.
Zuvor wurde zur Ermittlung des Retentionsraumverlustes eine Bestandsvermessung des 
Plangebietes durchgeführt. Angaben zu Wasserspiegellagen, die sich auf ein hundertjähriges 
Hochwasser (HQ100, m.ü.NHN) beziehen wurden durch das Regierungspräsidium in Gießen 
zu Verfügung gestellt. Aus dem Hochwasserrisikomanagementplan konnten die extremen 
Wasserspiegellagen (HQextrem, m.ü.NHN) abgelesen und mit den Wasserspiegellagen des 
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HQ100 verglichen werden. Mithilfe von erstellten digitalen Modellen und EDV-Programmen 
wurde schließlich ein Retentionsraumverlust von 993 qm ermittelt. Dieser müsste orts-
funktions-und-zeitnah ausgeglichen werden, wenn keine hochwasserangepasste Bauweise 
berücksichtigt werden sollte. Unter Beachtung der Ausgangslage, nämlich, dass für das 
Plangebiet „nur“ faktisch von einem hundertjährigen Hochwasserereignis ausgegangen wird, 
wurde als Konsequenz im Sinne einer geforderten hochwasserangepassten Bauweise, auf die 
Errichtung einer Tiefgarage verzichtet. 
Die notwendigen Stellplätze, deren Zahl aufgrund der Lagegunst des Plangebietes mit einer 
sehr guten ÖVNP- Anbindung auf 80 % des errechneten Stellplatzbedarfs nach der 
Stellplatzsatzung beschränkt wurde, werden nun überwiegend außerhalb des Plangebietes 
auf den benachbarten Flächen des ehemaligen Postgeländes nachgewiesen. Für die 
verbleibenden Freiflächen ist nicht zuletzt durch diese Verlagerung der Stellplätze und dem 
Verzicht der Tiefgarage gewährleistet, dass die ca. 50 neu geplanten Bäume bodenschlüssig 
gepflanzt werden können. Damit kann eine günstige Entwicklungsprognose abgegeben 
werden, weil eine gute Bodendurchwurzelung und damit eine optimalere Nährstoff-und 
Wasserfügbarkeit gegeben sind. 

Umgang mit dem Klimanotstand und dem Ziel „Klimaneutralität bis 2030“ in der 
Bauleitplanung:
Mit ihrer Ausrufung des Klimanotstandes durch die Stadtverordnetenversammlung im Juni 
2019 hat sich die Universitätsstadt Marburg auf den Weg zur Klimaneutralität begeben. Den 
Weg dorthin zeigt der Klima-Aktionsplan 2030 auf. Der Aktionsplan enthält vier 
Handlungsfelder, von denen im Handlungsfeld Energie die größte CO2-Einsparung erreicht 
werden kann. Neben der energetischen Sanierung der Bestandsgebäude, die die wichtigste 
Stellschraube mit dem höchsten Einsparpotenzial darstellt, ist auch für Neubauten das Ziel 
Klimaneutralität im Klima-Aktionsplan ausgerufen. 

Die Vorbereitung und Steuerung von Neubaumaßnahmen jeglicher Art wird durch die 
kommunale Bauleitplanung geregelt. Zentrales Element dafür ist der verbindliche Bauleitplan 
– der Bebauungsplan. Mit ihm werden die Weichen für die zukünftige Entwicklung gestellt. 
Allerdings nicht nur für das Ziel Klimaneutralität, sondern auch für andere Ziele der 
menschlichen Daseinsvorsorge, wie z. B. die Schaffung von Wohnraum für unsere 
Bürger*innen.

Alle diese Ziele stehen im Baugesetzbuch (BauGB) unter §§ 1 Abs. 6, 1a Abs. 2 u. 5 BauGB 
zunächst gleichberechtigt als öffentliche Belange nebeneinander, z. B. die 
Wohnraumversorgung unter § 1 Abs. 6 Nr. 2 und der Klimaschutz unter § 1a Abs. 5. In der 
Regel ist für diese Belange (einschl. des Klimaschutzes) gem. § 2 Abs. 4 BauGB ein 
Umweltbericht schon jetzt zu erstellen. Somit ist der Klimaschutz ein Bestandteil der 
Bauleitplanung. Insgesamt sind somit alle Belange in der Plan-Aufstellung gerecht 
untereinander und mit den privaten Belangen gemäß § 1 Abs. 7 BauGB abzuwägen. Im 
Rahmen dieses Abwägungsvorganges sind die öffentlichen Belange auch in den Kontext 
gesamtstädtischer Belange – teilweise werden sogar regionale Belange berührt -  
einzuordnen, auch wenn auf Ebene des Bebauungsplans regelmäßig nur kleine Ausschnitte 
der Gesamtstadt beplant werden können.  

Grundsätzlich können die öffentlichen Belange gewichtet werden. Das kann durch Bundes- 
und Landesgesetze geschehen. Aber auch die Stadtverordnetenversammlung der 
Universitätsstadt Marburg kann dies durch einen selbstbindenden Beschluss tun. Das hat sie 
z. B. mit dem Beschluss zum Wohnraumversorgungskonzept in 2016 getan. Damit erhält in 
der Bauleitplanung das kommunale Ziel „Schaffung von bezahlbarem Wohnraum für die 
Bürger*innen der Universitätsstadt Marburg“ eine gewisse Gewichtung gegenüber den 
anderen Belangen. Mit dem Ziel „Klimaneutralität bis 2030“ ist das nun auch geschehen. Im 
Beschluss zum Klima-Aktionsplan hat sie definiert, dass ab dem 15.11.2020 dieser Belang 
deutliches Gewicht erhält.
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Die neuen Bauleitpläne, die nach dem 15.11.2020 aufgestellt werden, haben den nunmehr 
vorrangigen Belang der „Klimaneutralität 2030“ bestmöglich zu berücksichtigen. Die Ziele des 
Klima-Aktionsplans 2030 sind auf die gesamte Universitätsstadt Marburg zu beziehen. 
Bebauungspläne werden für einen kleinen Teilbereich der Gesamtstadt erstellt, somit kann die 
Klimaneutralität für jeden einzelnen Bebauungsplan in sich nicht realisiert werden. 

Da sich dieser Bebauungsplan, wie oben angeführt, bereits im Aufstellungsverfahren befindet 
und die Inhalte hinsichtlich des Klimaschutzes zum aktuellen Zeitpunkt bereits weitgehend 
verhandelt und abgestimmt sind (Umsetzung über Städtebaulichen Vertrag), werden die 
Belange gem. § 1 Abs. 6 BauGB mit der Gewichtung des kommunalen Ziels „Schaffung von 
bezahlbarem Wohnraum für die Bürger*innen der Universitätsstadt Marburg“ angewendet.

Zur besseren Übersicht sind die klimaschutzrelevanten Festsetzungen nachfolgend 
aufgelistet:

Klimaschutzrelevante Inhalte in der 
verbindlichen Bauleitplanung

Umsetzung im Bebauungsplan Nr. 6/17 
„Ehemaliges Hauptpostareal – Eisenstraße/ 
Zimmermannstraße

Standortwahl

Innenentwicklung vor Außenentwicklung, 
Flächenrecycling

Der räumliche Geltungsbereich umfasst das 
innerhalb des im Zusammenhang bebauten 
Ortsteils liegende ehemalige Postareal mit den 
nicht mehr benötigten Stellplätzen und einer 
zurückzubauenden Kfz-Wartungshalle. Es 
handelt sich um eine Maßnahme der 
Innenentwicklung und des Flächenrecyclings.

Berücksichtigung von Kaltluftentstehungs- und 
Retentionsflächen

Dem Plangebiet kommt aufgrund seiner Lage 
keine besondere Bedeutung für Frisch- und 
Kaltluftentstehung oder deren Abflussbahnen 
zu. Die Anordnung der geplanten Gebäude 
wurde so vorgenommen, dass der 
Luftaustausch zwischen Eisenstraße und 
Zimmermannstraße auch weiterhin 
uneingeschränkt möglich bleibt.
Im Falle eines Extremhochwassers kann die 
Fläche überflutet werden. Der 
Retentionsraumverlust infolge der Neubebauung 
beträgt rd. 996 m². Ein Retentionsraumausgleich 
ist vor Ort nicht möglich.

Umweltfreundliche Mobilität/Stadt der kurzen 
Wege

Das Plangebiet liegt nur ca. 450 m vom 
Hauptbahnhof entfernt. Neben der damit 
gegebenen Zuganbindung können von hier aus 
nahezu alle Buslinien des Stadtgebietes genutzt 
werden. Die Innenstadt ist über die 
Bahnhofstraße sowohl zu Fuß als auch mit dem 
Fahrrad in wenigen Minuten erreichbar.

Exposition/Topografie Das Gelände ist nahezu eben. 
Kompaktheit, Stadt der kurzen Wege, Stellung 
der Baukörper

Das Plangebiet ist von mehrgeschossiger 
Bebauung umgeben. Geplant ist eine kompakte 
Bebauung mit fünf Mehrfamilienhäusern, um in 
Hinblick auf das Leitbild „Stadt der kurzen 
Wege“ Wohnungen in zentraler Lage anbieten 
zu können. Die Stellung der Baukörper ist durch 
die umgebende Bebauung weitgehend 
vorgegeben. Es entstehen zwei Bauzeilen mit 
einer zwischenliegenden, dem Luftaustausch 
dienenden Wegeverbindung / Grünzäsur.
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Mikroklima/Entsorgung
Dach- und Fassadenbegrünung Eine 30 %-ige Dachbegrünung ist festgesetzt. 

Ein Fassadenbegrünung ist aufgrund des 
nutzungsbedingt hohen Fensteranteils und der 
festgesetzten umfangreichen Anpflanzung von 
Laubgehölzen nicht verbindlich vorgegeben.

Grün- und Freiflächen (inkl. Ausgleich) Das Plangebiet umfasst neben dem ehemaligen 
Wohngebäude entlang der Eisenstraße, indem 
die Errichtung eines Kindergartens geplant ist, 
nur die ehemaligen Stellplätze, die zum Teil 
hochversiegelt sind und die Kfz-Wartungshalle. 
Grün- und Freiflächen, die mikroklimatisch von 
besonderer Bedeutung wären, sind nicht 
vorhanden. Ein Ausgleich ist daher nicht 
erforderlich.

Erhalt und Anpflanzung von Grünstrukturen Derzeit sind ca. 25 Bäume, überwiegend 
Platanen, auf der Gewerbebrache vorhanden. 
Diese wurden durch einen Sachverständigen 
begutachtet. Ein Erhalt ist nicht möglich. Als 
Ausgleich ist die Anpflanzung von mehr als 50 
Bäumen festgesetzt, wobei die Artenwahl auch 
die zu erwartenden klimatischen Veränderungen 
berücksichtigt. Weiterhin sind „Kies-/Splitt- und 
Schotterschüttungen“ auf den Freiflächen 
unzulässig.

Regenwassermanagement Neben der festgesetzten Dachbegrünung und 
den umfangreichen Gehölzpflanzungen ist der 
Bau mehrerer Rigolen vorgesehen, um vor Ort 
anfallendes Niederschlagswasser soweit 
möglich zu versickern.

Entsorgung Keine Festsetzungen
Energieversorgung
Solarenergetische Optimierunq Eine solarenergetische Optimierung durch ein 

speziell auf diesen Belang abgestelltes 
Erschließungskonzept und Vorgaben zur 
Gebäudestellung ist aufgrund der räumlich 
beengten Situation, insbesondere durch die 
bebauten Blockränder, nur bedingt möglich. 
Durch die gewählte Anordnung in zwei 
Baureihen mit einer nord-süd-verlaufenden 
Mittelachse ist aber gewährleistet, dass 
zumindest die Obergeschosse aller Wohnhäuser 
von Süden und Südwesten unmittelbar besonnt 
werden können.

Energiegewinnung aus erneuerbaren Energien 1) Die Errichtung von Anlagen zur aktiven Nutzung 
von Strahlungsenergie ist auf 30 % der 
Dachfläche festgesetzt.

1) In diesem Zusammenhang muss darauf hingewiesen werden, dass Konzepte zur regenerativen 
Energieversorgung nur festgeschrieben werden können, wenn zu dem Bebauungsplan ein 
Städtebaulicher Vertrag gemäß § 11 BauGB abgeschlossen wird oder wenn es sich um einen 
Vorhaben- und Erschließungsplan mit Durchführungsvertag gemäß § 12 BauGB handelt. In dem 
jeweiligen Vertragswerk können die notwendigen Modalitäten (wie z. B. der erforderliche Anschluss 
aller Gebäude) geregelt werden. In einem normalen „Angebots“-Bebauungsplan ist das nach 
höchstrichterlicher Entscheidung nicht möglich. Der abschließende Festsetzungskatalog in § 9 Abs. 
1 BauGB gibt dazu enge Grenzen vor. 

Im Rahmen des Bauleitverfahrens, spätestens vor Satzungsbeschluss, ist ein Städtebaulicher 
Vertrag zwischen dem Vorhabenträger und der Universitätsstadt Marburg zu unterzeichnen. 
Bestandteil dieses Vertragswerk ist die Übernahme aller Planungskosten, die Verpflichtungen 
zur Inbetriebnahme der technischen Anlage für die Solarenergienutzung, Regularien zur 
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Umsetzung des vorliegenden Freiraumkonzeptes sowie ggf. sonstige Vereinbarungen deren 
Umfang derzeit noch nicht bekannt ist.
Inwieweit auch der Inhalt des oben angeführten LOI Bestandteil dieses Vertrages sein kann, 
muss abschließend mit dem FD Rechtsservice geklärt werden.

Dr. Thomas Spies
Oberbürgermeister

Finanzielle Auswirkungen:
Keine

Anlagen:
 Planzeichnung Bebauungsplan
 Begründung
 Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag
 Landschaftspflegerischer Fachbeitrag
 Freiraumkonzept
 Berechnung - Retentionsraum
 Gutachten zu den vorhandenen Bäumen
 LOI

Beteiligung an der Vorlage durch:

FBL 6 FD 61

A: Anhörung; B: Beteiligung; K: Kenntnisnahme; S: Stellungnahme
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Begründung zum Bebauungsplan Nr. 6/17 

„Ehemaliges Hauptpostareal zwischen der Eisenstraße und der Zimmermann-
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1 Vorbemerkungen 

1.1 Veranlassung und Planziel 

Das zwischen der Lahn bzw. der in diesem Abschnitt 1974 eröffneten „Stadtautobahn“ und der Bahnstrecke 
liegende Gebiet war ursprünglich durch kleinere Gewerbebetriebe geprägt. Mit dem Rückgang der Bedeu-
tung der Eisenbahn für den Güterverkehr begann ein Prozess der Umstrukturierung, der durch eine Zu-
nahme der Wohnnutzung gekennzeichnet ist. Die Stadt Marburg unterstützt diesen Prozess, da es sich um 
innenstadtnahe und gleichzeitig verkehrsgünstig gelegene Flächen handelt. Hervorzuheben ist in diesem 
Zusammenhang auch der 2015 abgeschlossene Umbau des Bahnhofsvorplatzes zum Zentralen Omnibus-
bahnhof. Nur rd. 350 m nördlich des ZOB liegt zwischen der Eisenstraße und der Zimmermannstraße das 
Gelände des 1976 eröffneten Postamtes. Durch die Automation in der Sortierung und die Entwicklung mo-
derner Kommunikationstechnologien ging auch die Bedeutung des Postamtes zurück. Eine Folge dieser 
Entwicklung ist auch die Reduzierung der Zustellstützpunkte. So wird das Postamt Zimmermannstraße 2 
nur noch für einen speziellen Servicebereich der Post benötigt. Die nicht mehr betriebsnotwendigen Hof-
flächen stellen sich als Innenentwicklungspotenzial. Bei den benachbarten Wohnhäusern handelt es sich 
um Mehrfamilienhäuser mit vier bis fünf Geschossen. Daher empfiehlt sich auch für den ehemaligen Post-
hof die Errichtung von Mehrfamilienhäusern mit vergleichbarer Höhenentwicklung.  

Im Hinblick auf einen ausgeglichenen Wohnungsmarkt soll qualitativ hochwertiger, aber dennoch preiswer-
ter Wohnraum geschaffen werden, die Zielgruppe sind Personen mit niedrigem und mittlerem Einkommen. 
Zur Sicherung dieser Zielvorgabe wurde mit dem Grundstückseigentümer bereits ein „Letter of Intent“ ab-
geschlossen, der die Grundlage für einen vor dem Satzungsbeschluss zu unterzeichnenden städtebauli-
chen Vertrag bildet.  

Der Beschluss zur Aufstellung des Bebauungsplanes „Ehemaliges Hauptpostareal zwischen der Eisen-
straße und der Zimmermannstraße“ wurde von der Stadtverordnetenversammlung am 27.09.2019 gefasst.  

Planziel des Bebauungsplanes ist die Ausweisung eines Allgemeinen Wohngebietes. 

      

1.2 Räumlicher Geltungsbereich 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst die südlich an die Eisenstraße angrenzen-
den nicht mehr betriebsnotwendigen Hofflächen einschließlich eines vormals zur Wartung der hier statio-
nierten Auslieferungsfahrzeuge erbauten Werkstatt und das frühere Dienstwohngebäude Eisenstraße 2. 
Die Werkstatt sollen abgebrochen und das Wohnhaus zur Kindertagesstätte umgebaut werden. Ein städ-
tebauliches Erfordernis zur Einbeziehung weiterer Flächen besteht nicht. An den räumlichen Geltungsbe-
reich grenzen an: 

Norden:  Nördlich an die Eisenstraße schließt ein ehem. gewerblich genutztes Areal an, auf den derzeit 
eine mehrgliedrige Wohnanlage mit 49 Wohnungen entsteht.  

Osten:  Die zur Kasseler Straße überleitende Bauzeile weist in ihrem nördlichen Abschnitt ältere Mehr-
familienhäuser auf, im südlichen Abschnitt sind hinter den Mehrfamilienwohnhäusern noch 
Gewerbehöfe mit niedrigen Zweckbauten aus den 1960er und 1970er Jahren anzutreffen. 

Süden:  Hier befinden sich ein geschlossener Garagenhof und die Rampen der ehemaligen Verteiler-
halle mit vorgelagerten Hofflächen. Die Flächen sind asphaltiert und werden als Parkplatz ge-
nutzt.   

Westen:  Entlang der Afföllerstraße stehen vier- bis fünfgeschossige Wohnhäuser. Es handelt sich um 
eine durchgehende Bauzeile in geschlossener Bauweise.  

Im räumlichen Umgriff des räumlichen Geltungsbereiches liegt eine Fläche von rd. 0,49 ha.  
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Abb. 1.: Blick von Dach des Postgebäudes auf die Plangebiet (Aufnahme 13.02.2018)  

 
 

Das an seiner orangefarbenen Banderole gut erkennbare Werkstattgebäude im Vordergrund rechts soll 
abgebrochen werden. Das hinter den an die blauen Container angrenzenden Stellplätzen stehende Wohn-
haus aus Sichtbeton soll wieder einer Nutzung (Kindesgarten) zugeführt werden. Die Kräne im Hintergrund 
dokumentieren den Baubeginn für die inzwischen realisierte Wohnanlage nördlich der Eisenstraße. 

 

1.3 Verfahren 

Das zur Neuordnung anstehende Gelände liegt im Blockinnenbereich zwischen Eisenstraße, Neue Kasse-
ler Straße, Zimmermannstraße und Afföllerstraße. Die vorhandene Bebauung verdeutlicht, dass für die 
geplante Neuordnung kein Außenbereich in Anspruch genommen wird. Der Bebauungsplan kann im be-
schleunigten Verfahren gemäß § 13a BauGB aufgestellt werden, da die die Zulässigkeit begründenden 
Kriterien gegeben sind:  

  

- Es handelt sich um eine Maßnahme der Innenentwicklung.   
- Die zulässige Grundfläche bleibt deutlich hinter der Zulässigkeitsgrenze von 20.000 m² zurück.  
- Durch das Verfahren wird kein Vorhaben begründet, welches der Pflicht zur Durchführung einer Um-

weltverträglichkeitsprüfung unterliegt.  
- Es bestehen keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b ge-

nannten Schutzgüter (Natura 2000-Gebiete).  
- Es bestehen auch keine Anhaltspunkte dafür, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung oder 

Begrenzung der Auswirkung von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 des Bundesimmissionsschutz-
gesetzes zu beachten sind. 

 

Bei der Ermittlung der zulässigen Grundfläche sind die Grundflächen mehrerer Bebauungspläne, die in 
einem engen sachlichen, räumlichen und zeitlichen Zusammenhang aufgestellt werden, mitzurechnen. An-
zusprechen ist hier der Bebauungsplan Nr. 6/15 „Mauerstraße“. Der am 29.10.2016 als Satzung 

20 von 194 in der Zusammenstellung



Stadt Marburg, Kernstadt: Bebauungsplan „Eisenstraße“  5 

_____________________________________________________________________________________________
12/2020 

beschlossene Bebauungsplan weist südlich der Zimmermannstraße zwischen der Neuen Kasseler Straße 
und der Ernst-Giller-Straße Mischgebiet, Kerngebiet, Gewerbegebiet und die Fläche für ein Parkhaus aus. 
Der Bebauungsplan „Mauerstraße“ grenzt weder an den Bebauungsplan „Ehemaliges Hauptpostareal zwi-
schen der Eisenstraße und der Zimmermannstraße“ an, noch bestehet ein sachlicher oder zeitlicher Zu-
sammenhang. Eine Addition der zulässigen Grundflächen ist damit nicht erforderlich. 

Im beschleunigten Verfahren bedarf es keiner formalen Umweltprüfung, die Belange von Natur und Land-
schaft sind gleichwohl zu beachten, der Landschaftspflegerische Fachbeitrag wird Bestandteil dieser Be-
gründung. Die Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
erfolgt durch Offenlage des Bebauungsplanentwurfes und einer ergänzenden frühzeitige Beteiligung, eben-
falls in Form einer Offenlage. 

 

1.4 Regionalplan Mittelhessen 

Der Regionalplan Mittelhessen RPM2010 stellt Vorranggebiet Siedlung Bestand dar. Vor der Ausweisung 
neuer Siedlungsflächen ist der Bedarf vorrangig in den VRG Siedlung Bestand durch Verdichtung der Be-
bauung (Nachverdichtung) und durch Umnutzung von bereits bebauten Flächen zu decken. Hier handelt 
es sich um eine Umnutzung eines nicht mehr benötigten Parkplatzes. Dem Ziel wird entsprochen.  

Der RPM2010 stellt überlagernd ein Vorbehaltsgebiet für besondere Klimafunktionen dar. In den VBG für 
besondere Klimafunktionen sollen die Kalt- und Frischluftentstehung sowie der Kalt- und Frischluftabfluss 
gesichert werden. Aufgrund der geringen Größe des Plangebietes und der Gebäudeanordnung, die den 
Kalt- und Frischluftaustausch auch weiterhin zulässt, wird es zu keinen abwägungsbeachtlichen Beein-
trächtigungen dieses Grundsatzes der Raumordnung kommen.  

Insgesamt kann die Planung mit den Festlegungen des RPM2010 vereinbart werden. 

 

1.5 Vorbereitende Bauleitplanung 

Der wirksame Flächennutzungsplan der Stadt Marburg stellt Gemischte Baufläche dar. Das zur Auswei-
sung vorgesehene Allgemeine Wohngebiet kann nicht aus dieser Darstellung entwickelt werden. Der Flä-
chennutzungsplan ist daher nach Abschluss des Bebauungsplanverfahrens im Wege der Berichtigung an-
zupassen. 

 

1.6 Verbindliche Bauleitplanung 

Für den räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplanes gibt es bisher keine städtebauliche Satzung.  

 

1.7 Innenentwicklung und Bodenschutz 

Bei der geplanten Neuordnung des ehem. Posthofes handelt es sich um eine Maßnahme der Innenent-
wicklung. Die weitgehende versiegelte Fläche wird aufgebrochen und einer aufgelockerten Bebauung mit 
einem umfangreichen Teil an Grün- und sonstigen wasserdurchlässig befestigten Freiflächen zugeführt. 
Es handelt sich daher auch um eine Maßnahme i.S. des Bodenschutzes.   

 

1.8 Denkmalschutz 

Bei dem von Architekt Johannes Möhrle entworfenen und 1976 eröffneten „neuen“ Postamt handelt es sich 
um einen z.T. siebengeschossigen, mit Dachaufbauten sogar achtgeschossigen Stahlbetonskelettbau, die 
Fassade besteht auf schalungsrauem Sichtbeton mit versetzter Brettstruktur. Die zu dem Ensemble gehö-
rende Wartungshalle und das Wohngebäude entsprechen in Material und Formensprache dem 
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Hauptgebäude. Als markantes Zeugnis der Sichtbeton-Phase wurden das Postamt und das ebenfalls in 
Sichtbeton ausgeführte Dienstwohngebäude 2007 unter Denkmalschutz gestellt.    

 

2 Bebauungskonzept 

Die geplante Bebauung beschränkt sich auf den nördlichen Teil des ehem. Postgeländes. Das Postge-
bäude bleibt dreiseitig freistehend und damit in seiner Wirkung, die mit zur Unterschutzstellung geführt hat, 
erhalten. Die Wirkung des ebenfalls unter Denkmalschutz stehenden Dienstwohngebäudes in der Eisen-
straße beschränkt sich auf den Nahbereich. Um die Ablesbarkeit zu erhalten, wird die geplante Bebauung 
im Süden deutlich abgerückt. In der entstehenden Lücke werden ebenerdige, nicht überdachte Stellplätze 
angeordnet. Westlich wird anstelle der derzeitigen Parkplatzzufahrt die Nord-Süd verlaufende „Promenade“ 
verlaufen, so dass auch hier die Wirkung der zweigeschossigen „Villa“ unverändert erhalten bleibt.  

Die geplante Bebauung besteht auf fünf Mehrfamilienhäusern, die jeweils vier Vollgeschosse und im Blo-
ckinnenbereich zusätzlich ein Staffelgeschoss haben. Es dominieren kubische Bauformen, wie sie auch 
die neueren Wohngebäude in der Nachbarschaft aufweisen.  

 
Abb. 2.: Ansicht des Massemodells der geplanten Bebauung (AB Weiss, 06/2018) 

 

 

Im Vordergrund befindet sich die durch ihr überhöhtes Treppenhaus gut erkennbare „Villa“, im Hintergrund 
steht unverkennbar das ehem. Postamt. Die Staffelgeschosse der innenliegend geplanten Gebäude wei-
sen nach Süden orientierte Dachterrassen auf. Im Modell steht rechts neben der „Villa“ ein Gebäude mit 
vier Vollgeschossen und einem Staffelgeschoss. Das Staffelgeschoss wird nicht gebaut, um die 
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Höhenentwicklung der Neubauten an den angrenzenden, bereits abgestuften Ostflügel des Mehrfamilien-
hauses Afföllerstraße 30 anzupassen.    

In Anlehnung an die starken Farbakzente, die bereits Architekt Johannes Möhrle bei seinen Bauten ein-
setzte, hingewiesen sei hier insbesondere auf die blaue Eingangstür der „Villa“, erhalten die überdachten 
Eingangsbereiche der geplanten Mehrfamilienhäuser kräftige Farben. Die Gebäude sollen ansonsten in 
Weiß- und Grautönen gehalten werden, um eine farbliche Harmonie mit dem Sichtbeton des Postamtsge-
bäudes und der „Villa“ herzustellen. Kleinere Fassadenbereiche erhalten zudem naturfarbene Holzverklei-
dungen, diese korrespondieren farblich mit den geplanten Baumpflanzungen.  

 

Abb. 3.: Städtebaulicher Entwurf1   

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

genordet, ohne Maßstab 

 

 
1 Architektur Büro Weiß, Wettenberg, Stand 05/2020 
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Auf die ursprünglich geplante Tiefgarage wird verzichtet, um zusätzliche erdverbundene Anpflanzungen für 
die zu entnehmenden Platanen vornehmen zu können. Ein Teil der notwendigen Stellplätze wird ersatz-
weise außerhalb des räumlichen Geltungsbereiches auf dem südlichen Teil des Posthofes nachgewiesen. 

Die innere Erschließung erfolgt über eine „Promenade“, die gleichzeitig Bindeglied und zentrale Achse ist. 
Entlang der „Promenade“ sollen Sitzgelegenheiten angeordnet und Spielelemente aufgestellt werden, um 
den gewünschten Effekt eines Kommunikationsraums für die Bewohner und ihre Besucher zu schaffen.  

Jedes der fünf Mehrfamilienhäuser wird zudem eine eigene Freifläche erhalten, die einen eher privaten 
Raum darstellt.  

Im Städtebaulichen Entwurf sind keine Bäume dargestellt. Die Bepflanzung erfolgt entsprechend dem Frei-
raumkonzept Abbildung 4. 

 
3 Inhalt und Festsetzungen 

Zur Sicherung der angestrebten städtebaulich geordneten Entwicklung sind in Ausführung des § 1 Abs. 3 
BauGB die im Folgenden erläuterten zeichnerischen und textlichen Festsetzungen in den Bebauungsplan 
aufgenommen worden.  

 

3.1 Art der baulichen Nutzung 

In Ausführung des Planzieles gelangt ein Allgemeines Wohngebiet zur Ausweisung. Allgemeine Wohnge-
biete im Sinne des § 4 BauNVO dienen vorwiegend dem Wohnen.  

Auch wenn der Bebauungsplan durch die bereits weitgehend konkretisierte Nutzung, die zudem durch ei-
nen städtebaulichen Vertrag abgesichert wird, einen vorhabenbezogenen Charakter aufweist, so wird er 
doch als „normaler“ Bebauungsplan ausgeführt, der auf eines der typisierenden Baugebiete nach BauNVO 
zurückgreift. Daher muss auch eine Auseinandersetzung mit dem Katalog zulässiger Nutzungen erfolgen 
und hinterfragt werden, welche Nutzung an dem Planstandort grundsätzlich vertretbar sein könnten.  

Dies sind neben Wohngebäuden auch die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und 
Speisewirtschaften sowie nicht störende Handwerksbetriebe, die ggf. auch im Erdgeschoß eines gemischt 
genutzten Gebäudes eingerichtet werden können.  

Von den allgemein zulässigen Nutzungen ausgeschlossen werden Anlagen für kirchliche, kulturelle, sozi-
ale, gesundheitliche und sportliche Zwecke, da diese i.d.R. einen größeren Einzugsbereich mit einem ent-
sprechend hohen Ziel- und Quellverkehrsaufkommen haben und in sonstigen Gemengelagen angeordnet 
werden sollten. Hier gibt es allerdings eine Ausnahme. In dem ehemaligen Dienstwohngebäude Eisen-
straße 2 soll eine Kindertagesstätte eingerichtet werden. Daher wird das Allgemeinen Wohngebiet geglie-
dert. In dem Allgemeinen Wohngebiet WA 1 bleiben Anlagen für kulturelle und soziale Zwecke zulässig.  

Ausgeschlossen werden zudem die ausnahmsweise zulässigen Nutzungen, d.h. Betriebe des Beherber-
gungsgewerbes, sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe 
und Tankstellen sind unzulässig.  

 

3.2 Maß der baulichen Nutzung 

Bei der Festsetzung des Maßes der baulichen Nutzung im Bebauungsplan sind gemäß § 16 Abs. 3 
BauNVO stets die Grundflächenzahl oder die Größe der Grundflächen der baulichen Anlagen und die Zahl 
der Vollgeschosse oder die Höhe baulicher Anlagen zu bestimmen, wenn ohne ihre Festsetzung öffentliche 
Belange, insbesondere das Orts- und Landschaftsbild, beeinträchtigt werden können.  
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Zum Maß der baulichen Nutzung werden die Grundflächenzahl (GRZ), die Geschossflächenzahl (GFZ), 
die Zahl der maximal zulässigen Vollgeschosse und die Höhe der Gebäude, die Bauweise und die über-
baubaren Grundstücksflächen festgesetzt.  

 

3.2.1 Grundflächenzahl  

Die Grundflächenzahl GRZ gibt an, wieviel m² Grundfläche je m² Grundstücksfläche zulässig sind, anzu-
rechnen sind nicht nur die Gebäude, sondern als Bestandteil der Hauptanlage auch Balkone, Loggien und 
Terrassen. Nach § 17 Abs. 1 BauNVO beträgt die Obergrenze in allgemeinen Wohngebieten GRZ = 0,4. 
Diese wird festgesetzt.  

Bei der Ermittlung der Grundfläche sind die Grundflächen von Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahr-
ten, untergeordnete Nebenanlagen und baulichen Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das 
Baugrundstück lediglich unterbaut wird, ebenfalls mitzurechnen. Die zulässige Grundfläche darf durch die 
Grundflächen der genannten Anlagen aber bis zu 50% überschritten werden. Damit ergibt sich eine Ge-
samtgrundflächenzahl von GRZ = 0,6. Da die „Promenade“ als der inneren Erschließung dienenden Fläche 
nicht als Straße gewidmet, sondern als Gemeinschaftsanlage entstehen soll, ist ihre Fläche, es sind ge-
rundet um 470 m², anzurechnen. Es handelt sich insoweit um eine atypische Situation, die die Anhebung 
der zulässigen Überschreitung bis zu einer Grundflächenzahl von GRZ = 0,7 erfordert und legitimiert.  

 

3.2.2 Geschossflächenzahl 

Die Geschossflächenzahl gibt an, wieviel m² Geschossfläche je m² Grundstücksfläche zulässig sind. Die 
Geschossfläche ist nach den Außenmaßen der Gebäude in allen Vollgeschossen zu ermitteln. Bei der 
Ermittlung der Geschossfläche bleiben Balkone, Loggien, Terrassen und Nebenanlagen im Sinne des § 14 
BauNVO sowie bauliche Anlagen, die nach Landesrecht in den Abstandsflächen (seitlicher Grenzabstand 
und sonstige Abstandsflächen) zulässig sind oder zugelassen werden können, unberücksichtigt. 

Für das Allgemeine Wohngebiet wird eine Geschossflächenzahl von GFZ = 1,2 festgesetzt. Die Festset-
zung entspricht der zulässigen Obergrenzen gem. § 17 Abs. 1 BauNVO für allgemeine Wohngebiete.  

 

3.2.3 Zahl der Vollgeschosse 

Der Bebauungsplan begrenzt die Zahl der Vollgeschosse wie folgt: Die „Villa“, es handelt sich hierbei um 
das denkmalgeschützte Dienstwohngebäude Eisenstraße 2, das zur Kindestagesstätte umgebaut werden 
soll, bleibt wie im Bestand bei Z = II als Höchstmaß. Westlich hiervon dürfen im Übergang zu dem Ostflügel 
des Mehrfamilienhauses Afföllerstraße 30 bis zu vier Vollgeschosse entstehen. Ein zusätzliches Staffelge-
schoss ist nicht zulässig, da der Ostflügel des im Übrigen fünfgeschossigen Mehrfamilienwohnhauses Af-
föllerstraße 30 bereits um ein Geschoss abgestuft worden ist. Die vier südlich geplanten Neubauten dürfen 
vier Vollgeschosse zzgl. Staffelgeschoss aufweisen, um dem Vorrang von Innenentwicklung und Nachver-
dichtung Rechnung zu tragen. Die geplante Bebauung fügt sich in die Umgebungsbebauung ein, die so-
wohl im Bereich der Altbebauung als auch der Neubebauung 4-5 Geschosse hat. Die Höhenentwicklung 
passt sich somit dem bereits bestehenden Siedlungskörper an. Da die Hessische Bauordnung die Höhe 
eines Vollgeschosses nicht begrenzt, bedarf es ergänzender Festsetzungen für die geplanten Mehrfamili-
enhäuser.  

 

3.2.4 Höhe der Gebäude 

Das Gelände steigt von der Eisenstraße entlang der „Promenade“ bis zum südlichen Rand des räumlichen 
Geltungsbereiches nur geringfügig von 183,09 auf 183,63 m über Normalhöhenull an. Die 
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Höhenentwicklung des geplanten Mehrfamilienwohnhauses in der Eisenstraße wird auf 196,5 m über NHN 
begrenzt. Die Höhe korrespondiert mit dem Ostflügel des Mehrfamilienhauses Afföllerstraße 30, das im 
viergeschossigen Abschnitt eine Höhe von 196,34 m über NHN aufweist. Bei vier Vollgeschossen und 
einem Staffelgeschoss ergeben sich für die im Blockinnenbereich geplanten Mehrfamilienhäuser Bauhö-
hen von bis zu 15,5 m einschl. Attika. Der Bebauungsplan setzt entsprechend als max. zulässige Gebäu-
deoberkante 199,0 m über NHN fest. Maßgeblich ist die Attika, oder falls sie höher sein sollte, die Dachhaut. 
Als Referenz wurden die Firsthöhen bzw. Oberkanten der umliegenden Gebäude herangezogen. Diese 
betragen (im Uhrzeigersinn): 

 

- Eisenstraße 7  203,16 m über NHN 
- Neue Kasseler Straße 17a  198,74 m über NHN 
- Neue Kasseler Straße 16a  195,75 m über NHN 
- Neue Kasseler Straße 16  198,89 m über NHN 
- Neue Kasseler Straße 15  197,88 m über NHN 
- Afföllerstraße 24  200,39 m über NHN 
- Afföllerstraße 28  200,41 m über NHN 
- Afföllerstraße 30 (alter Teil)  200,81 m über NHN 
- Afföllerstraße 30 (neuer Teil, fünfgeschossig)  198,54 m über NHN  

 

Das ehem. Dienstwohngebäude Eisenstraße 2 weist zwar nur eine Höhe von 193,2 m über NHN (OK 
Treppenhaus) auf, die Erlebbarkeit der „Villa“ als Einzeldenkmal bleibt aber durch die gewählten Abstände 
zu den geplanten Mehrfamilienhäusern erhalten.  

 

3.2.5 Bauweise und überbaubare Grundstücksfläche 

Eine Bauweise wird nicht festgesetzt. Sie ergibt sich abschließend aus der ausgewiesenen überbaubaren 
Grundstücksfläche in Verbindung mit den Abstandsbestimmungen der HBO. 

Die überbaubare Grundstücksfläche wird mittels Baugrenzen bestimmt, bis an die gebaut werden darf. Der 
Verlauf der Baugrenzen orientiert sich dem in Abb. 3 gezeigten Bebauungskonzept und unter Berücksich-
tigung der zu den Hauptanlagen gehörenden Terrassen.   

Im Zusammengang mit den überbaubaren Grundstücksflächen anzusprechen sind auch die „Promenade“, 
die Hauszugänge, die Stellplätze und die Feuerwehrzufahrten, die entsprechend ihrer jeweiligen Zweckbe-
stimmung im Bebauungsplan ausgewiesen werden.  

 

3.3 Stadtökologie  

Stadtökologie wird hier verstanden als integriertes Arbeitsfeld aus unterschiedlichen Planungsebenen, die 
das gemeinsame Ziel einer dauerhaft umweltverträglichen, d.h. nachhaltigen Stadtentwicklung haben. Der 
Bebauungsplan „Ehemaliges Hauptpostareal zwischen der Eisenstraße und der Zimmermannstraße“ trägt 
den verschiedenen Aspekten der Stadtökologie Rechnung. 

Das Gelände ist weitgehend befestigt, es diente bisher als Kfz-Stellplatz. Auf meist kleinflächigen Baum-
scheiben stehen insgesamt 27 Bäume. Bei 21 dieser Bäume handelt es sich um Platanen. Zur Beurteilung 
des Erhaltungszustandes wurde ein Baumgutachten erstellt.2 Das Gutachten befindet sich in der Anlage 

 

 
2 Blattwerker GmbH, Kassel, Stand 13.01.2020 
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zu dieser Begründung. Die Baumkontrolle hat gezeigt, dass sich die Bäume oberirdisch in einem guten 
Vitalitätszustand befinden. Allerdings zeigen die Wurzelbereiche aller Bäume starke Beeinträchtigungen 
durch Bodenverdichtung, geringe Bodendurchwurzelbarkeit sowie mangelnde Nährstoff- und Wasserver-
fügbarkeit. Alle Platanen haben ein weitreichendes Wurzelwerk, um den Baum durch die Abdeckung einer 
größeren Fläche mit Wasser und Nährstoffen versorgen zu können. Da die Mobilisierung des Innenent-
wicklungspotenzials einen Rückbau der Pflasterflächen und eine Bebauung der Kfz-Stellplätze erfordert, 
ist davon auszugehen, dass ein Großteil dieser horizontalen Wurzelausläufer gekappt und beschädigt wird. 
Die Versorgung der Bäume wird deutlich erschwert, was im Ergebnis bis hin zu einem Absterben der 
Bäume führen kann. Damit ist der Erhalt mit Ausnahme von vier Bäumen im Bereich der „Villa“ während 
möglicher Bauarbeiten schwierig bis nicht zu gewährleisten.  

Straßenbildwirksam sind nicht nur die zum Erhalt vorgesehene Platane vor der „Villa“, sondern auch die 
beiden Platanen zwischen der „Villa“ und dem Ostflügel des Mehrfamilienhauses Afföllerstraße 30. Ob 
auch diese beiden Bäume erhalten werden können, haben die Gutachter vertiefend geprüft und kommen 
dabei zu folgendem Ergebnis:3    

 

„Die Platanen haben aufgrund der deutlich sichtbaren Verdichtung des Bodens artentypische Ständer- und 
Suchwurzeln gebildet, die sich bis in den Bereich des Pflasters und der Ummauerung des Bestandspark-
platzes ausbreiten (Siehe Anhebungen des Pflasters, Kantensteine, Ummauerung). Ein Rückbau der vor-
handenen Flächen und die Errichtung einer Baugrube für den geplanten Neubau würde stark in den Wur-
zelraum der Bäume eingreifen und zu einer großflächigen Wurzelverletzung führen. Ein Erhalt der Bäume 
würde umfangreiche Maßnahmen erfordern, deren Erfolgschancen aus baumpflegerischer Sicht als sehr 
gering einzuschätzen sind.“ 

 

Es ist daher vorgesehen, die beiden Platanen durch Neuanpflanzungen zu ersetzten, wobei die Baumart 
konkret benannt und eine Pflanzqualität vorgegeben wird, die gewährleistet, dass die Bäume unmittelbar 
nach der Pflanzung ihre positive Wirkung auf das Straßenbild ausüben. 

Das Baumgutachten bestätigt die anlässlich der bereits erfolgten und gut sichtbaren Anhebung von Teilen 
der befestigen Flächen durch das Wurzelwerk, dass eine Begrünung mit Bäumen nur bei großzügig dimen-
sionierten Pflanzflächen mit unmittelbarem Anschluss an den vorhandenen Boden erfolgversprechend ist. 
Es war daher richtig, auf die ursprünglich geplante Tiefgarage zu verzichten, da diese auf großen Teilen 
der zur Neuordnung und Neubebauung zur Verfügung stehenden Fläche nur Kübelpflanzen ermöglicht 
hätte.  

Um Aufschluss darüber zu erlangen, ob ein Ausgleich der im Zuge der Baufeldfreimachung zu entnehmen-
den Bäume möglich ist, wurde ein Freiraumkonzept erarbeitet.  

 

  

 

 
3 Blattwerker GmbH, Kassel, Nachtrag 30.03.2020 
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Abb. 4.: Freiraumkonzept4  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

genordet, ohne Maßstab 

 

Nach dem Freiraumkonzept können über 59 Bäume neu angepflanzt werden. Alle Bäume werden als „an-
zupflanzen“ in den Bebauungsplan aufgenommen.  

Die Anpflanzungen erfolgen überwiegend in zusammenhängenden Grünflächen, wobei nach dem Rückbau 
der vorhandenen Befestigungen Pflanzgruben hergestellt und Mutterboden aufgebracht wird, um die 
Wuchsbedingungen zu optimieren. Die anzupflanzenden Bäume und Sträucher werden hinsichtlich ihrer 
Wuchshöhen so kombiniert, dass sie eine optimale Nutzung des vertikal zur Verfügung stehenden Raumes 
abbilden. Ergänzend sind eine ökologische Baubegleitung und ein mehrjähriges Monitoring vorgesehen, 
um während der Herstellung sowie der Anwuchs- und Entwicklungsphase unmittelbar tätig werden zu kön-
nen. 

 

 
4 RIEHL BAUERMANN + PARTNER Landschaftsarchitekten, Kassel, Stand 27.05.2020 
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Zur Anpflanzung vorgesehen sind vor allem auch standortgerechte Laubbäume und -sträucher, von denen 
anzunehmen ist, dass sie auch die mit dem Klimawandel einhergehenden Stresssituationen bewältigen 
können. Im Hinblick auf die Kühlwirkung in den Sommermonaten kommt den Baumpflanzungen die wich-
tigste Funktion zu.  

 

Im Zusammenhang mit den geplanten Anpflanzungen anzusprechen sind Flächenbefestigungen. Der Be-
bauungsplan setzt als Maßnahme zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft fest, dass die Flächen für Gemeinschaftsanlagen in wasserdurchlässiger Weise zu befestigen 
sind und bei den Feuerwehrzufahrten nur die Fahrspuren befestigt werden dürfen. Die Stellplätze selbst 
sind nach den Vorgaben Stellplatzsatzung der Stadt Marburg ohnehin in wasserdurchlässiger Bauweise 
zu errichten.  

Der Bebauungsplan greift auch die vielfach in den Vorgärten neuer Baugebiet anzutreffenden flächenhaf-
ten Steinschüttungen auf. Solche Kies-, Split- und Schotterschüttungen werden für unzulässig erklärt.  

 

Unverschmutztes Niederschlagswasser soll soweit möglich vor Ort versickert werden. Der Prüfauftrag 
hierzu ergibt sich unmittelbar aus dem als Hinweis in den Bebauungsplan aufgenommenen § 55 des Was-
serhaushaltsgesetzes. Das Freiraumkonzept sieht (in der Verkleinerung leider nicht erkennbar) hierfür an 
drei Stellen Retentionsflächen vor. Hier sollen auch Rigolen angeordnet werden.   

 

Es wird festgesetzt, dass die Dachflächen, bei Gebäuden mit Staffelgeschossen die Dachflächen des Staf-
felgeschosses, in extensiver Form mit einer Sedum-Kraut-Begrünung zu versehen sind. Die Festsetzung 
dient naturschutzfachlichen und wasserwirtschaftlichen Belangen. Extensive Begrünungen speichern Was-
ser, binden Staub, heizen sich auch bei extremen Temperaturen kaum auf und verbessern so nachhaltig 
das Mikroklima auf dem Dach. Begrünte Dächer dienen als Nahrungssuch- und Lebensraum für Flora und 
Fauna. Aufgrund der Fähigkeit von Gründächern zur Regenwasserspeicherung dienen begrünte Dachflä-
chen auch der Regenwasserbewirtschaftung des Plangebietes, indem Niederschlagswasser direkt ver-
dunstet oder gedrosselt abgegeben wird. Zudem sind die Dachbegrünungen mikroklimatisch von Bedeu-
tung, stehen in ihrem Rang aber hinter den Baumpflanzungen. 

 

Anzusprechen bleiben die Belange der Lufthygiene. Hier kommt dem städtebaulichen Entwurf eine beson-
dere Bedeutung zu. Vorgesehen sind einzelne Baukörper, zwischen denen der Luftaustausch auch weiter-
hin erfolgen kann. Insbesondere die breite „Promenade“ gewährleistet auf Dauer die Verbindung von der 
Zimmermannstraße über den Posthof und die geplanten Mehrfamilienhäuser zur Eisenstraße. Diese Luft-
austauschbahn ist umso wichtiger, als die Bebauung sowohl zur Afföllerstraße als auch zur Neuen Kasseler 
Straße hin geschlossen bzw. nahezu geschlossen ist.  

Hinzu kommen die angesprochenen Begrünungsmaßnahmen, deren positiven Wirkung bereits bei der 
Dachbegrünung angesprochen worden ist. 

 

3.4 Belange des Immissionsschutzes 

Im Rahmen der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB sind die Belange des Immissionsschutzes zu würdigen. 
Nach den Vorgaben des § 50 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) sind bei raumbedeutsamen 
Planungen und Maßnahmen die für eine bestimmte Nutzung vorgesehenen Flächen einander so zuzuord-
nen, dass schädliche Umwelteinwirkungen auf die ausschließlich oder überwiegend dem Wohnen dienen-
den Gebiete sowie auch sonstige schutzbedürftige Gebiete soweit wie möglich vermieden werden.  
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Der Trennungsgrundsatz wird gewahrt, da sich an das Plangebiet dreiseitig Wohnbebauung anschließt. 
Hier wirkt sich die geplante Wohnbebauung sogar positiv aus, da der umfangreiche Ziel- und Quellverkehr, 
den der Zustellverkehr der Post vormals erzeugt hat, dauerhaft entfällt. Die südlich angrenzenden Nutzun-
gen Garagenhof und ehem. Posthof sind in den Begrifflichkeiten der Baunutzungsverordnung allenfalls als 
„nicht wesentlich störend“ einzustufen. Auch hier ist der Trennungsgrundsatz gewahrt. 

Das Dezernat 43.2 Immissionsschutz II des Regierungspräsidiums Gießen empfiehlt in seiner Stellung-
nahme 17.07.2020 die Wahrung gesunder Wohnverhältnisse auch innerhalb der Gebäude zu gewährleis-
ten. Für die Ebene der verbindlichen Bauleitplanung ergibt sich hieraus unter Hinweis auf die bei Bauvor-
haben ohnehin zu beachtende DIN 4109, Schallschutz im Hochbau, kein Handlungsbedarf.  

Zu der in der Stellungnahme ebenfalls angesprochenen Nähe zur Eisenbahn ist festzustellen, dass die erst 
vor wenigen Jahren realisierte Riegelbebauung zwischen der Neuen Kasseler Straße und den Bahnanla-
gen der Main-Weser-Bahn eine ausreichende Abschirmung bietet. 

 

4 Bauordnungsrechtliche Gestaltungsvorschriften 

Auf der Grundlage der Ermächtigung des § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 91 HBO sind Gestaltungsvorschriften 
in den Bebauungsplan „Ehemaliges Hauptpostareal zwischen der Eisenstraße und der Zimmermann-
straße“ aufgenommen worden. Gegenstand sind die Dachlandschaft, Einfriedungen sowie Begrünungs-
maßnahmen.  

Dachgestaltung: Um die Einheitlichkeit des Ensembles zu gewährleisten, werden nur Flachdächer zuge-
lassen. 

Nebenanlagen: Abfall- und Wertstoffbehälter sind allseitig durch blickdichte Einfassungen abzuschirmen 
und/oder durch Anpflanzungen zu begrünen. Hierdurch wird gewährleistet, dass das Erscheinungsbild und 
die Aufenthaltsqualität der innenliegenden Hof- und Freiflächen nicht durch die üblicherweise nur nach 
funktionalen Aspekten gestalteten Behälter beeinträchtigt werden.  

Einfriedungen: Einfriedungen sind unter anderem zur Dokumentation von Grundstücksgrenzen erforder-
lich. Sie werden nicht ausgeschlossen. Allerdings dürfen Einfriedungen innerhalb des Allgemeinen Wohn-
gebietes WA2 und WA3, in dem die Mehrfamilienhäuser errichtet werden sollen, nur in Form von Hecken-
pflanzungen vorgenommen werden.   

Grundstücksfreiflächen: In Ausführung der einschlägigen Bestimmungen der Landesbauordnung wird eine 
Mindestüberstellung der Grundstücksfreiflächen zur Auflage gemacht und festgesetzt, dass mindestens 30 
% der Grundstücksfreiflächen, das heißt der baulich nicht genutzten Flächen eines jeden Baugrundstücks, 
mit einheimischen, standortgerechten Laubgehölzen zu bepflanzen sind. Durch die Vorgaben zur gärtneri-
schen Gestaltung der Grundstücksfreiflächen soll insbesondere ein Mindestmaß an naturnaher Eingrünung 
sichergestellt werden.  

 

5 Verkehrliche Erschließung  

Die verkehrliche Erschließung über die Afföllerstraße und die Eisenstraße, wobei die Eisenstraße nur in 
Richtung Neue Kasseler Straße befahren werden darf. Eine weitere Zufahrt befindet sich in der Zimmer-
mannstraße. Es handelt sich um die Zufahrt zu dem Posthof. Dessen Fläche wird auch im südlichen Teil 
nur noch eingeschränkt benötigt, so dass hier Stellplätze angeordnet und den geplanten Mehrfamilienhäu-
sern zugeordnet werden können. Die Ausfahrt erfolgt über die Zimmermannstraße und die Afföllerstraße 
oder über die Zimmermannstraße direkt auf die Stadtautobahn. Eine Durchfahrt von der Zimmermann-
straße zur Eisenstraße wird baulich unterbunden.  
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Die verkehrliche Erschließung für Radfahrer und Fußgänger erfolgt ebenfalls über die genannten Straßen 
bzw. die straßenbegleitenden Gehwege. 

Da der Hauptbahnhof und der zentrale Omnibusbahnhof in einer Entfernung von nur rd. 500 liegen, ist 
auch die Erschließung über den ÖPNV gesichert. 

 

6 Stellplatzbedarf 

Nach der Stellplatzsatzung der Stadt Marburg sind bei Mehrfamilienhäusern und sonstigen Gebäuden mit 
Wohnungen 1,1 Stellplätze für PKW und 2 Abstellplätze für Fahrräder je Wohnungen nachzuweisen. Die 
Zahl der notwendigen PKW-Stellplätze wird für den räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
„Ehemaliges Hauptpostareal zwischen der Eisenstraße und der Zimmermannstraße“ auf 0,8 zu Wohnung 
reduziert. Die Reduzierung findet ihre Begründung in 

- der räumlichen Nähe zum HBF und zum ZOB und der dadurch gegebenen überdurchschnittlichen 
ÖPNV-Bedienung,  

- der Erreichbarkeit der Innenstadt über die Bahnhofstraße für Radfahrer und Fußgänger, 

- der Vermeidung des Baus einer Tiefgarage einschließlich aller hiermit einhergehenden Eingriffswirkun-
gen wie z.B. den Bodenaushub und die Reduzierung vegetationsfähiger und versickerungsaktiver Flä-
chen. Auch wird durch den Verzicht auf die Tiefgarage der CO2-Ausstoß während der Bauphase deut-
lich gemindert.    

Schließlich ist hier nochmals auf die Zielgruppe hinzuweisen, Mieter, bei denen nur von einem begrenzten 
Pkw-Besatz ausgegangen werden kann. 

 

7 Erneuerbare Energien und Energieeinsparung 

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7f BauGB ist bei der Aufstellung von Bauleitplänen die Nutzung erneuerbarer Ener-
gien sowie die sparsame und effiziente Nutzung von Energien zu berücksichtigen. Besonderer Festsetzun-
gen hierzu bedarf es aber nicht, da die geplante Bebauung bereits die Vorgaben des neuen Gebäudeener-
giegesetzes GEG (BGBl. I. Nr. 37 vom 13.08.2020) berücksichtigen wird. Zweck dieses Gesetzes ist ein 
möglichst sparsamer Einsatz von Energie in Gebäuden einschließlich einer zunehmenden Nutzung erneu-
erbarer Energien zur Erzeugung von Wärme, Kälte und Strom für den Gebäudebetrieb. Damit sind nur 
noch Niedrigstenergiegebäude bis hin zum Passivhausstandard zu zulässig.  

Geprüft wird alternativ eine Fernwärmeversorgung und die Nutzung von Geothermie. Im Hinblick auf das 
Ziel der Stadt Marburg, bis 2030 effektive Klimaneutralität zu erreichen, wäre die Geothermie zu bevorzu-
gen. Allerdings liegt der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes nach der Karte „Hydrogeologi-
sche und wasserwirtschaftliche Standortbeurteilung von Erdwärmesonden in Hessen, Kreis Marburg-Bie-
denkopf“ des Hessischen Landesamtes für Umwelt, Naturschutz und Geologie in einem „hydrogeologisch 
ungünstigen“ Gebiet. Im Rahmen der Entwurfsoffenlage wird das HLNUG um eine differenzierte Stellung-
nahme gebeten.    

 

Zur Konkretisierung der gesetzlichen Vorgaben wird bestimmt, dass auf 30% der Dachflächen der Haupt-
gebäude Anlagen zur aktiven Nutzung der solaren Strahlungsenergie zu installieren sind. Es handelt sich 
hierbei um einen vergleichsweise geringen Flächenanteil, der dadurch begründet ist, dass die Vielzahl der 
anzupflanzenden Bäume in späteren Wuchsstadien nicht nur Fassaden sondern auch große Teile der 
Dachflächen beschatten werden. In Abwägung mit den positiven mikroklimatischen Effekten der Baum-
pflanzungen beschränkt sich der Bebauungsplan auf den Anteil der Dachflächen, von dem anzunehmen 
ist, dass er dauerhaft zur Gewinnung solarer Strahlungsenergie zur Verfügung steht.  
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Die Solarnutzung steht nicht im Widerspruch zu der Dachbegrünung, da die Module nicht eben angebracht, 
sondern regelmäßig auf ein Gestell montiert und aufgeständert werden, um die Ertragsaussicht zu erhöhen. 
Die Dachfläche unter den Modulträgern ist der Begrünung zugänglich. Die Festsetzung zur Solarnutzung 
gilt auch für das denkmalgeschützte ehem. Dienstwohngebäude, da die Modulträger so angeordnet werden 
können, dass sie von dem ebenerdig stehenden Betrachter nicht wahrgenommen werden. Hier ist aller-
dings die Genehmigung der zuständigen Denkmalschutzbehörde erforderlich.  

 

8 Berücksichtigung umweltschützender Belange 

Bebauungspläne, die im Verfahren nach § 13a BauGB aufgestellt werden, bedürfen keiner Umweltprüfung. 
Die der Umweltprüfung zugehörigen Belange sind gleichwohl vollumfänglich abzuarbeiten, um eine ge-
rechte Abwägung i.S. § 1 Abs. 7 BauGB zu ermöglichen. Die Betrachtung erfolgt im Rahmen eines Land-
schaftspflegerischen Fachbeitrages, der aufgrund der noch andauernden tierökologischen Erhebungen 
aber erst zum Entwurf des Bebauungsplanes vorliegen wird.  

 

9 Wasserwirtschaft und Grundwasserschutz 

Die folgenden Ausführungen geben entsprechend dem Planungsstand Aufschluss über die Berücksichti-
gung wasserwirtschaftlicher Belange im Rahmen des Bauleitplanverfahrens.  

 

Wasserversorgung 

Die Wasserversorgung erfolgt über das bestehende Leitungsnetz. Sie ist Bestand. 

 

Abwasserentsorgung 

Die Abwasserableitung ist ebenfalls Bestand, sie erfolgt im Mischsystem. Zu der Verwertung von anfallen-
dem Niederschlagswasser wird auf die Prüfaufträge aus dem Wasserhaushaltsgesetz (WHG) und dem 
Hessischen Wassergesetz verwiesen: 

 

§ 55 Abs. 2 WHG: Grundsätze der Abwasserbeseitigung 

Niederschlagswasser soll ortsnah versickert, verrieselt oder direkt oder über eine Kanalisation ohne Ver-
mischung mit Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet werden, soweit dem weder wasserrechtliche 
noch sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen. 

§ 37 Abs. 4 Satz 1 HWG: Abwasserbeseitigung 

Abwasser, insbesondere Niederschlagswasser, soll von der Person, bei der es anfällt, verwertet werden, 
wenn wasserwirtschaftliche und gesundheitliche Belange nicht entgegenstehen.  

 

Da sowohl § 55 Abs. 2 WHG als auch § 37 Abs. 4 Satz 1 HWG unmittelbar geltendes Recht darstellen, 
wobei der Begriff „soll“ dahingehend verstanden wird, dass nur bei nachweislich zu erwartenden Schwie-
rigkeiten, d.h. bei atypischen Sonderfällen, von dem Vollzug Abstand genommen werden darf, wird vorlie-
gend etwa von weitergehenden wasserrechtlichen Festsetzungen abgesehen. Angeregt wird, die gesetzli-
chen Vorgaben dergestalt umzusetzen, dass das Regenwasser in Zisternen gesammelt und zur Bewässe-
rung der Gehölzpflanzungen genutzt wird.  

 

Wasserschutzgebiet 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt in keinem Wasserschutzgebiet. 
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Überschwemmungsgebiet   

Der räumliche Geltungsbereich liegt weder in einem amtlich festgesetzten noch in einem vorläufig gesi-
cherten Überschwemmungsgebiet. Er liegt aber im Überschwemmungsgebiet eines Extremhochwassers 
(1,3-fache des 100 jährigen Hochwassers). Daher wurde eine Berechnung des Retentionsraumverlustes 
durchgeführt.5 Er beträgt 993 m³. Ausgleichsmöglichkeiten bestehen auf dem zur Verfügung stehenden 
Gelände nicht. 
Nach § 78b HWG gilt für die Risikoüberschwemmungsgebiete, dass bei der Aufstellung von Bauleitplänen 
für die bisher nach § 34 des Baugesetzbuches zu beurteilenden Gebiete insbesondere der Schutz von 
Leben und Gesundheit und die Vermeidung erheblicher Sachschäden in der Abwägung zu berücksichtigen 
sind.  
Nach den durchgeführten Berechnungen kann die Wasserspiegellage des HQextrem bis zu rund einem Meter 
über die Oberkante Erdgeschossfertigfußboden ansteigen.   
Dem Schutz von Leben und Gesundheit und der Vermeidung erheblicher Sachschäden wird dadurch Rech-
nung getragen, dass auf die ursprünglich geplante Tiefgarage, eine Unterkellerung und Souterrainwohnun-
gen verzichtet wird. Für die Türen und Fenstertüren im Erdgeschoss werden Hochwasserschutzsysteme 
vorgesehen, alternativ wird an einer gut erreichbaren Stelle ein Sandsacklager angelegt. 
 

10 Altablagerungen und Altlasten 

Auf dem ehemaligen Posthof befindet sich eine nicht mehr genutzte Kfz-Wartungshalle, die abgebrochen 
werden muss. Die Abbruchgenehmigung wurde am 08.03.2018 erteilt. Vor Beginn der Abbrucharbeiten 
werden das Gebäude und die Fläche durch einen anerkannten Fachgutachter untersucht. Auch wenn diese 
Untersuchung heute ohnehin Stand der Technik ist, verpflichtet sich der Vorhabenträger im Städtebauli-
chen Vertrag, die Untersuchung durchzuführen. Die Untersuchungsergebnisse werden dem Regierungs-
präsidium Gießen, Dezernat 41.4 Altlasten / Bodenschutz, mitgeteilt.  

Das Regierungspräsidium Gießen weist in seiner Stellungnahme vom 17.07.2020 auch auf eine ehemalige 
Tankstelle in der Afföller Straße 30 hin (AFD-Nr. 534.014.010-000.022). Die Tankstelle lag nicht im räum-
lichen Geltungsbereich des Bebauungsplanes. Die Sanierung sei hier bereits 2014 abgeschlossen worden, 
dennoch könne es punktuell zum Anfall von verunreinigtem Boden aus der Vornutzung kommen. Sollten 
im Zuge der Bauarbeiten Anhaltspunkte für das Vorliegen schädlicher Bodenveränderungen oder Altlasten 
wahrgenommen werden, sind nach § 4 Abs. 1 und 2 HAltBodSchG die Bauarbeiten an dieser Stelle abzu-
brechen und der Sachstand unverzüglich dem Regierungspräsidium Gießen, Dezernat 41.4 zur Prüfung 
anzuzeigen. 

 

11 Kampfmittel 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt in einem Bombenabwurfgebiet. In solchen Ge-
bieten muss vom Vorhandensein von Kampfmitteln ausgegangen werden. In den Bereichen, in denen 
durch Nachkriegsbebauungen bereits bodeneingreifende Baumaßnahmen bis zu einer Tiefe von mind. 5 
Metern durchgeführt wurden, sind keine Kampfmittelräummaßnahmen notwendig.  

Bei allen anderen Flächen ist eine systematische Überprüfung (Sondieren auf Kampfmittel) vor Beginn der 
geplanten Abbrucharbeiten, Bauarbeiten und Baugrunduntersuchungen bis in eine Tiefe von 5 Meter (ab 

 

 
5 IB Zick-Hessler, Wettenberg, 10/2020  
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GOK IIWK) erforderlich, sofern bodeneingreifende Maßnahmen geplant sind. Der Kampfmittelräumdienst 
des Landes Hessen ist hierüber zu informieren. 

 

12 Bodenordnung 

Ein Verfahren zur Bodenordnung i.S.d. §§ 45 ff. BauGB ist nicht erforderlich.  

 
13 Kosten 

Der Stadt Marburg entstehen aus dem Vollzug des Bebauungsplanes keine Kosten.  
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1 Einleitung 

1.1 Veranlassung und Aufgabenstellung 

Die Universitätsstadt Marburg plant die Aufstellung des Bebauungsplans „Eisenstraße/Wohnanlage an 

der Post“. Der Geltungsbereich ist der nachfolgenden Übersichtskarte (Abb. 1) zu entnehmen. Der Be-

richt bezieht sich auf den Bebauungsplan mit Stand vom 09.06.2020. 

Das vorliegende Gutachten verfolgt die in diesem Zusammenhang geforderte Überprüfung, ob durch 

die geplante Nutzung artenschutzrechtlich relevante Arten betroffen sind. Gegebenenfalls ist sicher-

zustellen, dass durch geeignete Maßnahmen keine Verbotstatbestände gemäß § 44 BNatSchG eintre-

ten.  

Der Bericht liefert Aussagen zur angetroffenen Fauna, deren artenschutzrechtlichem Status und hebt 

wichtige Strukturelemente im Planungsraum hervor. Quantifizierende Aussagen zu notwendigen Ver-

meidungs- und Kompensationsmaßnahmen sind in den Prüfbögen festgelegt. 

 
Abb. 1: Abgrenzung des Geltungsbereichs des Bebauungsplans „Eisenstraße/Wohnanlage an der Post“; Univer-

sitätsstadt Marburg (Bildquelle: Hessisches Ministerium für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbrau-

cherschutz, aus natureg.hessen.de, 06/2020). 

Situation 

Der Geltungsbereich befindet sich zwischen der Eisenstraße, Neuen Kasseler Straße und Afföllerstraße. 

Hier liegt das Gelände der in den 1960er Jahren errichteten Post. Die Post nutzt nur noch Teile des 

Hauptgebäudes. Im Übrigen ist der Betriebsstandort aufgegeben. Das große Postgebäude (südlich des 

Geltungsbereichs) sowie die Villa an der Eisenstraße (innerhalb des Geltungsbereichs) stehen unter 
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Denkmalschutz. Die südöstlich gelegene ehemalige Kfz Wartungshalle wird abgebrochen, die Abbruch-

genehmigung ist bereits erteilt. 

Aus der Lage, der Verkehrssituation und der derzeitigen Nutzung der Umgebung resultiert ein mode-

rates bis hohes Störungsniveau (Lärm- und Lichtemissionen, Bewegungen, Verkehr). Im gesamten Gel-

tungsbereich sind Gewöhnungseffekte anzunehmen. 

Planungen 

Allgemeines Planziel ist die Schaffung des Bauplanungsrechtes für fünf Stadtvillen (Mehrfamilienhäu-

ser).  

Während das Hauptgebäude einschließlich der zugehörigen Ladezonen und Stellplätze ergänzend zu 

den noch von der Post genutzten Geschossflächen wieder gewerblichen Nutzungen zugeführt werden 

soll, sollen in den nördlichen, zur Eisenstraße hin orientierten Teil des Geländes, 5 Stadtvillen (Mehr-

familienhäuser) errichtet werden. Für die hier stehende denkmalgeschützte Villa wird eine Nutzung 

zum Beispiel als Kindertagesstätte geprüft. Die notwendigen Stellplätze werden außerhalb vom Gel-

tungsbereich auf dem Hof der Hauptpost nachgewiesen. 

Insgesamt sind durch die Festsetzungen Auswirkungen auf die Tierwelt denkbar. Als Resultat der Vor-

auswahl weist das Plangebiet unter Berücksichtigung der räumlichen Lage und der Habitatausstattung 

Qualitäten als Lebensraum für Vögel und Fledermäuse auf. Infolge dessen ergibt sich das Erfordernis 

der Betrachtung der artenschutzrechtlichen Belange gemäß Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG).  

1.2 Rechtliche Grundlagen 

Die Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie (FFH-RL) und die Vogelschutzrichtlinie (V-RL) gehören zu den zent-

ralen Beiträgen der Europäischen Union zum Erhalt der biologischen Vielfalt in Europa. Das Gesamtziel 

besteht darin, die FFH-Arten sowie alle europäischen Vogelarten in einem günstigen Erhaltungszu-

stand zu bewahren, beziehungsweise die Bestände der Arten langfristig zu sichern. Um dieses Ziel zu 

erreichen, hat die EU über die beiden genannten Richtlinien zwei Schutzinstrumente eingeführt: das 

Schutzgebietssystem NATURA 2000 sowie die strengen Bestimmungen zum Artenschutz. Der Arten-

schutz stellt damit neben den flächenbezogenen Schutzinstrumenten des Schutzgebietssystems NA-

TURA 2000 ein eigenständiges zweites Instrument für den Erhalt der Arten dar. Die artenschutzrecht-

lichen Vorschriften betreffen sowohl den physischen Schutz von Tieren und Pflanzen als auch den 

Schutz ihrer Lebensstätten. Sie gelten gemäß Art. 12 FFH-RL für alle FFH-Arten des Anhangs IV, bezie-

hungsweise gemäß Art. 5 V-RL für alle europäischen Vogelarten. Anders als das Schutzgebietssystem 

NATURA 2000 gelten die strengen Artenschutzregelungen flächendeckend überall dort, wo die betref-

fende Art vorkommt. 

Entsprechend der Definition in § 7 BNatSchG sind bei einer artenschutzrechtlichen Prüfung die folgen-

den Kategorien zu berücksichtigen: 

• besonders geschützte Arten 
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• streng geschützte Arten inklusive der FFH-Anhang-IV-Arten 

• europäische Vogelarten 

Aus Sicht der Planungspraxis lässt sich ein derart umfangreiches Artenspektrum bei einem Planungs-

verfahren jedoch nicht sinnvoll bewältigen. Im Zuge der Änderung des BNatSchGs wurden die nur na-

tional besonders geschützten Arten von den artenschutzrechtlichen Verboten bei Planungs- und Zu-

lassungsvorhaben pauschal freigestellt (§ 44 BNatSchG). Die Belange der national geschützten Arten 

werden prinzipiell im Rahmen der Eingriffsregelung berücksichtigt. Ausnahmen von dieser Regel gelten 

im vorliegenden Fall für Vogelarten, deren Erhaltungszustand gemäß der Bewertung (Vogelampel) der 

Staatlichen Vogelschutzwarte für Hessen, Rheinland-Pfalz und Saarland mindestens als „ungünstig bis 

unzureichend“ (gelb) oder schlechter (rot) geführt werden. 

 

Abb. 2: Abgrenzung der im Artenschutz nach §§ 44, 45 BNatSchG zu behandelnden Arten der FFH-RL und der 

Vogelschutz-RL (Gruppen 3 und 4) sowie der „Verantwortungsarten“ (Gruppe 7) zu den weiteren nach § 7 

BNatSchG besonders und streng geschützten Arten (Gruppen 1, 2 ,5 und 6). „Verantwortungsarten“ erst ab In-

krafttreten einer RechtsVO nach § 54 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG relevant. Abgeändert nach BMVBS (2008). Quelle: 

HMUKLV (2015) S. 10., verändert. 

 

1.2.1 Verbotstatbestände des § 44 BNatSchG 

§ 44 BNatSchG ist die zentrale Vorschrift des Artenschutzes, die für die besonders und die streng ge-

schützten Arten unterschiedliche Verbote von Beeinträchtigungen beinhaltet.  

Gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten, 

1. wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu verletzen 

oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu 

zerstören, 

2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten während der 

Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderzeiten erheblich zu stören; eine 
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erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung der Erhaltungszustand der lokalen Popu-

lation einer Art verschlechtert,  

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten Arten aus 

der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören, 

4. wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen aus der 

Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören (Zugriffsverbote). 

Sind in Anhang IV Buchstabe a der Richtlinie 92/43/EWG aufgeführte Tierarten, europäische Vogelar-

ten oder solche Arten betroffen, die in einer Rechtsverordnung nach § 54 Absatz 1 Nummer 2 aufge-

führt sind, liegt ein Verstoß gegen  

1. das Tötungs- und Verletzungsverbot nach Absatz 1 Nummer 1 nicht vor, wenn die Beeinträchti-

gung durch den Eingriff oder das Vorhaben auch unter Berücksichtigung von Vermeidungsmaßnah-

men das Tötungs- und Verletzungsrisiko für Exemplare der betroffenen Arten nicht signifikant er-

höht und diese Beeinträchtigung unvermeidbar ist, 

2. das Verbot des Nachstellens und Fangens wild lebender Tiere und der Entnahme, Beschädigung 

oder Zerstörung ihrer Entwicklungsformen nach Absatz 1 Nummer 1 nicht vor, wenn die Tiere oder 

ihre Entwicklungsformen im Rahmen einer erforderlichen Maßnahme, die auf den Schutz der Tiere 

vor Tötung oder Verletzung oder ihrer Entwicklungsformen vor Entnahme, Beschädigung oder Zer-

störung und die Erhaltung der ökologischen Funktion der Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im 

räumlichen Zusammenhang gerichtet ist, beeinträchtigt werden und diese Beeinträchtigungen un-

vermeidbar sind, 

3. das Verbot nach Absatz 1 Nummer 3 nicht vor, wenn die ökologische Funktion der von dem Ein-

griff oder Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang 

weiterhin erfüllt wird. 

Gerade im Hinblick auf das oftmals schwer zu fassende „Störungsverbot“ Art. 12 Abs. 1 b) FFH-RL ist 

damit klar, dass Störungen nur dann artenschutzrechtlich relevant sind, wenn sie an den Fortpflan-

zungs- und Ruhestätten erfolgen bzw. sich auf deren Funktion auswirken. 

Nach § 45 Abs. 7 BNatSchG können von den Verboten des § 44 im Einzelfall weitere Ausnahmen zuge-

lassen werden. Gründe hierfür sind: 

1. zur Abwendung erheblicher land-, forst-, fischerei-, wasser- oder sonstiger erheblicher wirt-

schaftlicher Schäden, 

2. zum Schutz der natürlich vorkommenden Tier- und Pflanzenwelt, 

3. für Zwecke der Forschung, Lehre, Bildung oder Wiederansiedlung oder diesen Zwecken dienende 

Maßnahmen der Aufzucht oder künstlichen Vermehrung, 

41 von 194 in der Zusammenstellung



1 Einleitung AF – BP „Eisenstraße/Wohnanlage an der Post“; Universitätsstadt Marburg 

8 

4. im Interesse der Gesundheit des Menschen, der öffentlichen Sicherheit, einschließlich der Ver-

teidigung und des Schutzes der Zivilbevölkerung, oder der maßgeblich günstigen Auswirkungen auf 

die Umwelt oder  

5. aus anderen zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses einschließlich sol-

cher sozialer oder wirtschaftlicher Art. 

Eine Ausnahme darf nur zugelassen werden, wenn zumutbare Alternativen nicht gegeben sind und 

sich der Erhaltungszustand der Population einer Art nicht verschlechtert. Sofern in Bezug auf eine oder 

mehrere Arten erhebliche Auswirkungen zu erwarten sind, ist eine Ausnahme nach § 45 Abs. 7 

BNatSchG erforderlich. Die Betroffenheit von Arten im Sinne des § 44 wird anhand der artenschutz-

rechtlichen Prüfung dokumentiert. 

1.3 Methodik 

Die Untersuchung der artenschutzrechtlichen Relevanz der Planungen erfolgt entsprechend dem Leit-

faden für die artenschutzrechtliche Prüfung in Hessen (HMUKLV 2015). Zur Ermittlung der artenschutz-

rechtlichen Wirkungen des Vorhabens wird eine 3-stufige Vorgehensweise gewählt: 

Stufe I: Ermittlung der Wirkfaktoren und Festlegung des Untersuchungsrahmens 

Es werden die Wirkfaktoren des Vorhabens ermittelt und der erforderliche Untersuchungsrahmen 

festgelegt. 

Stufe II: Prüfung der Verbotstatbestände und Vermeidung von Beeinträchtigungen 

Die artenschutzrechtlich relevanten Arten im Untersuchungsgebiet mit einer potenziellen Betroffen-

heit (Konfliktarten) werden zusammengestellt und hinsichtlich ihrer Betroffenheit untersucht. Dazu 

werden diese Arten des Untersuchungsgebietes im Rahmen einer Art-für-Art-Betrachtung mittels der 

Prüfprotokolle (vgl. Anhang) einer Einzelfallprüfung unterzogen. Es werden Maßnahmen entwickelt, 

die als Vermeidungsmaßnahmen oder als vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen (CEF) geeignet sind, 

eine artenschutzrechtlich relevante Beeinträchtigung nach § 44 BNatSchG zu vermeiden. Für Vogelar-

ten, deren Erhaltungszustand in der sogenannten Ampelliste für hessische Brutvögel landesweit mit 

„grün“ (günstig) bewertet wurde, erfolgt eine vereinfachte Prüfung in tabellarischer Form. 

Stufe III: Ausnahmeverfahren 

Wenn erhebliche artenschutzrechtlich relevante Beeinträchtigungen zu erwarten und diese durch Ver-

meidungsmaßnahmen nicht zu umgehen sind, ist zu prüfen, ob gem. § 45 BNatSchG eine Ausnahme 

von den Verboten des § 44 BNatSchG möglich ist. Voraussetzung für eine Ausnahme sind zwingende 

Gründe des überwiegend öffentlichen Interesses sowie das Fehlen zumutbarer Alternativen bei gleich-

zeitiger Sicherung des Erhaltungszustandes der Population einer Art. Dieses Prüfverfahren ist in die 

Art-für-Art-Betrachtung mittels der Prüfprotokolle integriert. 

42 von 194 in der Zusammenstellung



AF – BP „Eisenstraße/Wohnanlage an der Post“; Universitätsstadt Marburg  2 Artenschutzrechtliche Prüfung 

9 

2 Artenschutzrechtliche Betrachtung des Vorhabens 

2.1 Stufe I: Ermittlung der Wirkfaktoren und Festlegung des Untersuchungsrahmens 

2.1.1 Ermittlung der Wirkfaktoren 

Als mögliche Wirkfaktoren sind zunächst Veränderungen anzunehmen, die zu Habitatverlusten in den 

jeweils betroffenen Bereichen führen. Daraus ergeben sich primär ein Verlust von Fläche, Bäumen und 

Gehölzstrukturen sowie Gebäuden und somit von potentiellen Ruhe- und Fortpflanzungsstätten. Se-

kundär sind Störungen der Fauna durch bau-, anlage- und betriebsbedingte Lärm- und Lichtemissionen 

und Bewegungen zu erwarten.  

Tab. 1: Potentielle Wirkfaktoren im Rahmen des Bebauungsplans „Eisenstraße/Wohnanlage an der Post“; Uni-

versitätsstadt Marburg. 

 

Bau-, anlage- und betriebsbedingte Einflüsse auf das Umfeld sind durch das geplante Vorhaben und 

deren Anlagenteile für planungsrelevante Arten mit entsprechender Sensibilität in an den Planungs-

raum angrenzenden Bereichen denkbar. Im Planungsraum ist derzeit eine moderate bis hohe Störungs-

intensität durch Lärm, Licht und Bewegungen festzustellen. Das Störungsniveau wird durch die Umset-

zung der Planungen verstärkt werden. 

Maßnahme Wirkfaktor mögliche Auswirkung

baubedingt

Bauphase von                                                 

• Gebäuden                                             

• Spielsplatz Kindertagesstätte                                             

• Spielplatz Mehrfamilienhäuser                                             

• Stellplätzen                                             

• Verkehrsflächen                                

• weitere Infrastruktur

• Bodenverdichtung, Bodenabtrag 

und Veränderung des natürlichen 

Bodenaufbaus und Bewuchs              

• Rodung von Bäumen und 

Gehölzen                                                       

• Abriss von Gebäuden

• Lebensraumverlust und -degeneration                                                                                          

• ggf. Verlust von Ruhe- und 

Fortpflanzungsstätten                                                    

• ggf. Tötung oder Verletzen von 

Individuen

Baustellenbetrieb • Lärmemissionen durch den 

Baubetrieb                                                          

• Personenbewegungen                                      

• stoffliche Emissionen (z.B. 

Staub) durch den Baubetrieb

• Störung der Tierwelt

anlagebedingt

• Allgemines Wohngebiet                                             

• Spielsplatz Kindertagesstätte                                             

• Spielplatz Mehrfamilienhäuser                                             

• Stellplätzen                                             

• Anpflanzen von Bäumen                                             

• Verkehrsflächen                                

• weitere Infrastruktur                                              

• Bodenverdichtung, Bodenabtrag 

und Veränderung des natürlichen 

Bodenaufbaus und Bewuchs. 

• Lebensraumverlust und -degeneration                                  

• ggf. Verlust von Ruhe- und 

Fortpflanzungsstätten                                                    

• ggf. Veränderung der Habitateignung

betriebsbedingt

• Allgemines Wohngebiet                                             

• Spielsplatz Kindertagesstätte                                             

• Spielplatz Mehrfamilienhäuser                                             

• Stellplätzen                                             

• Anpflanzen von Bäumen                                             

• Verkehrsflächen                                

• weitere Infrastruktur                                              

• Lärmemissionen durch Verkehr 

usw.                                                         

• Personenbewegungen                                                  

• Fahrzeugbewegungen                                        

• zusätzliche Lichtemissionen 

(Blendwirkung)       

• Lebensraumverlust und -degeneration                                  

• ggf. Verlust von Ruhe- und Fortpflanzungs-

stätten durch Störungen                                                   

• ggf. Veränderung der Habitateignung
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Die potentielle Betroffenheit planungsrelevanter Arten kann sich daher aus der mit dem Vorhaben 

einhergehenden Abwertung der vorhandenen Lebensraumtypen mit einem Verlust von Ruhe- und 

Fortpflanzungsstätten, direkten Wirkungen auf Individuen (Tötung, Verletzen) sowie der Auslösung 

von Effektdistanzen durch baubedingte Verkehrs- und Personenbewegungen mit resultierenden Lärm- 

und Lichtemissionen ergeben. Zudem sind anlage- und betriebsbedingte Wirkungen denkbar. Insge-

samt können die in Tabelle 1 dargestellten Wirkfaktoren mit den entsprechenden Auswirkungen diffe-

renziert werden. 

2.1.2 Datenbasis der Artnachweise 

Die artenschutzrechtlichen Betrachtungen umfassen die artenschutzrechtlich relevanten Artengrup-

pen, die aufgrund der vorherrschenden Habitatbedingungen und der Art der Eingriffswirkung als sinn-

voll erachtet wurden.  

Vorauswahlen der potentiell betroffenen artenschutzrechtlich relevanten Artengruppen 

Fledermäuse 

In Hessen kommen 19 Fledermausarten vor, die alle im Anhang IV der FFH-Richtlinie genannt werden. 

Im Untersuchungsbereich kommen geeignete Strukturen vor, die als Quartier geeignet wären. Hierzu 

sind beispielsweise Bäume und Gebäude zu rechnen, die Spalten- oder Höhlenquartiere aufweisen 

könnten. Fledermäuse reagieren durch die nachtaktive Lebensweise zwar meist unempfindlich gegen-

über Störungen, jedoch reagieren sie oft sensibel auf den Verlust von wichtigen Jagdrevieren.  

Das Eintreten der Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG (Verletzung und Tötung), § 44 

Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG (Störung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) und § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG 

(Zerstören von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) ist möglich. 

Die Fledermäuse stellen eine potentiell betroffene Artengruppe dar. 

Sonstige Säugetiere 

In Hessen kommen (außer den Fledermäusen) sechs Säugetierarten vor, die im Anhang IV der FFH-

Richtlinie genannt werden. Regelmäßige Vorkommen weisen Biber, Feldhamster, Wildkatze, Hasel-

maus auf, zeitweise werden zudem Luchs und Wolf angetroffen.  

Aufgrund der geographischen Lage, der vorhandenen Habitatstrukturen und den artspezifischen öko-

logischen Ansprüchen ist im Plangebiet sowie dessen Umfeld das Vorkommen der oben genannten 

Arten auszuschließen.  

Das Eintreten der Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG (Verletzung und Tötung), § 44 

Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG (Störung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) und § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG 

(Zerstören von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) kann ausgeschlossen werden. 

Die oben genannten Säugetiere stellt keine potentiell betroffene Artengruppe dar. 

Vögel 

Im Gebiet kommen geeignete Strukturen vor, die als Brut- und Nahrungsraum geeignet sind. Vögel 
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können durch die Flächeninanspruchnahme in ihren Ruhe- und Fortpflanzungsstätten betroffen wer-

den. Hierdurch sind Verluste von Ruhe- und Fortpflanzungsstätten und eine Tötung von Individuen 

möglich. Daneben ist das Auftreten von störungsempfindlichen Arten möglich. Relevante Beeinträch-

tigungen sind daher nicht auszuschließen. 

Das Eintreten der Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG (Verletzung und Tötung), § 44 

Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG (Störung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) und § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG 

(Zerstören von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) ist möglich. 

Die Vögel stellen eine potentiell betroffene Artengruppe dar. 

Reptilien 

In Hessen kommen sechs Reptilienarten vor, die im Anhang IV der FFH-Richtlinie genannt werden. Re-

gelmäßige Vorkommen weisen Schlingnatter, Sumpfschildkröte, Zauneidechse, Smaragdeidechse, 

Mauereidechse und Äskulapnatter auf. 

Aufgrund der geographischen Lage, der vorhandenen Habitatstrukturen und den artspezifischen öko-

logischen Ansprüchen ist im Plangebiet sowie dessen Umfeld das Vorkommen planungsrelevanter Rep-

tilien auszuschließen.  

Das Eintreten der Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG (Verletzung und Tötung), § 44 

Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG (Störung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) und § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG 

(Zerstören von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) kann ausgeschlossen werden. 

Die Reptilien stellen keine potentiell betroffene Artengruppe dar. 

Amphibien 

In Hessen kommen zehn Amphibienarten vor, die im Anhang IV der FFH-Richtlinie genannt werden. 

Regelmäßige Vorkommen weisen Geburtshelferkröte, Gelbbauchunke, Kreuzkröte, Wechselkröte, 

Laubfrosch, Knoblauchkröte, Moorfrosch, Springfrosch, Kleiner Wasserfrosch und Kammmolch auf. 

Aufgrund der geographischen Lage, der vorhandenen Habitatstrukturen und den artspezifischen öko-

logischen Ansprüchen ist im Plangebiet sowie dessen Umfeld das Vorkommen von relevanten Amphi-

bienarten auszuschließen.  

Das Eintreten der Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG (Verletzung und Tötung), § 44 

Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG (Störung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) und § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG 

(Zerstören von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) kann ausgeschlossen werden. 

Die Amphibien stellen keine potentiell betroffene Artengruppe dar. 

Käfer 

In Hessen kommen drei Käferarten vor, die im Anhang II bzw. IV der FFH-Richtlinie genannt werden. 

Regelmäßige Vorkommen weisen Heldbock, Hirschkäfer und Eremit auf. 

Aufgrund der geographischen Lage, der vorhandenen Habitatstrukturen und den artspezifischen öko-
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logischen Ansprüchen sind im Plangebiet sowie dessen Umfeld Vorkommen dieser Arten auszuschlie-

ßen. 

Das Eintreten der Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG (Verletzung und Tötung), § 44 

Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG (Störung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) und § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG 

(Zerstören von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) kann ausgeschlossen werden. 

Die Käfer stellen keine potentiell betroffene Artengruppe dar. 

Libellen 

In Hessen kommen vier Libellenarten vor, die im Anhang IV der FFH-Richtlinie genannt werden. Regel-

mäßige Vorkommen weisen Asiatische Keiljungfer, Zierliche Moosjungfer, Große Moosjungfer und 

Grüne Keiljungfer auf. 

Aufgrund der geographischen Lage, der vorhandenen Habitatstrukturen und den artspezifischen öko-

logischen Ansprüchen sind im Plangebiet sowie dessen Umfeld das Vorkommen dieser Arten auszu-

schließen. 

Das Eintreten der Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG (Verletzung und Tötung), § 44 

Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG (Störung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) und § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG 

(Zerstören von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) kann ausgeschlossen werden. 

Die Libellen stellen keine potentiell betroffene Artengruppe dar. 

Schmetterlinge 

In Hessen kommen sieben Schmetterlingsarten vor, die im Anhang IV der FFH-Richtlinie genannt wer-

den. Regelmäßige Vorkommen weisen Skabiosen-Scheckenfalter, Haarstrang-Wurzeleule, Blauschil-

lernder Feuerfalter, Quendel-Ameisenbläuling, Dunkler und Heller Wiesenknopf-Ameisenbläuling, 

Schwarzer Apollo, Nachtkerzenschwärmer auf. 

Aufgrund der geographischen Lage, der vorhandenen Habitatstrukturen und den artspezifischen öko-

logischen Ansprüchen ist im Plangebiet sowie dessen Umfeld das Vorkommen von relevanten Schmet-

terlingsarten auszuschließen.  

Das Eintreten der Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG (Verletzung und Tötung), § 44 

Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG (Störung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) und § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG 

(Zerstören von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) kann ausgeschlossen werden. 

Schmetterlinge stellen keine potentiell betroffene Artengruppe dar. 

Heuschrecken 

In Deutschland kommen elf Heuschreckenarten vor, die streng geschützt sind. 

Aufgrund der geographischen Lage, der vorhandenen Habitatstrukturen und den artspezifischen öko-

logischen Ansprüchen sind im Plangebiet sowie dessen Umfeld das Vorkommen dieser Arten auszu-

schließen. 

Das Eintreten der Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG (Verletzung und Tötung), § 44 
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Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG (Störung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) und § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG 

(Zerstören von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) kann ausgeschlossen werden. 

Die Heuschrecken stellen keine potentiell betroffene Artengruppe dar. 

Sonstige artenschutzrechtlich relevante Artengruppen 

In Hessen kommen weitere artenschutzrechtlich relevante Artengruppen vor (z.B. Weichtiere, Fische, 

Krebse, usw.). 

Aufgrund der geographischen Lage, der vorhandenen Habitatstrukturen und den artspezifischen öko-

logischen Ansprüchen ist im Plangebiet sowie dessen Umfeld das Vorkommen von oben genannten 

relevanten Artengruppen auszuschließen.  

Das Eintreten der Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG (Verletzung und Tötung), § 44 

Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG (Störung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) und § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG 

(Zerstören von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) kann ausgeschlossen werden. 

Sonstige artenschutzrechtlich relevante Artengruppen werden nicht betroffen. 

2.1.3 Vögel 

Da alle wildlebenden Vogelarten besonders geschützt, einige auch streng geschützt sind und gemäß 

§ 44 Abs. 5 BNatSchG nachgewiesen werden muss, dass die ökologische Funktion der von Bauvorhaben 

betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang weiterhin erfüllt wird so-

wie kein Tötungs- oder Verletzungsverbot eintreten darf, muss die Avifauna besonders berücksichtigt 

werden. 

2.1.3.1 Methode 

Die Aufnahme der Vogelarten erfolgte akustisch und visuell. Zur Erfassung der Reviervögel und der 

Nahrungsgäste wurden im Zeitraum von März bis Juni 2020 fünf Begehungen durchgeführt, bei denen 

die Revierpaare der vorkommenden Arten an Hand singender Männchen erfasst wurden (Tab. 2). Als 

Reviere zählten nur die Teile, in denen ein Paar mehrmals festgestellt wurde. Außerdem konnten ei-

nige direkte Brutnachweise durch fütternde Altvögel, Warnverhalten bzw. eben flügge gewordene 

Jungvögel nachgewiesen werden. 

Tab. 2: Begehungen zur Erfassung der Avifauna. 

 

 

 

Begehungen Termin Info

1. Begehung 19.03.2020 Reviervögel, Nahrungsgäste

2. Begehung 14.04.2020 Reviervögel, Nahrungsgäste

3. Begehung 27.04.2020 Reviervögel, Nahrungsgäste

4. Begehung 13.05.2020 Reviervögel, Nahrungsgäste

5. Begehung 10.06.2020 Reviervögel, Nahrungsgäste
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2.1.3.2 Ergebnisse 

a) Reviervögel 

Im Rahmen der Untersuchungen konnten im Planungsraum sowie im Umfeld 12 Arten mit 19 Revieren 

als Reviervögel identifiziert werden (Tab. 3, Abb. 3). 

Es konnten keine streng geschützten Arten (BArtSchV) oder Arten des Anhangs I der EU-Vogelschutz-

richtlinie festgestellt werden (Tab. 3).  

Der Erhaltungszustand von Girlitz (Serinus serinus), Haussperling (Passer domesticus) und Stieglitz 

(Carduelis carduelis) wird aktuell in Hessen als ungünstig bis unzureichend (Vogelampel: gelb) bewer-

tet. Arten mit ungünstigem bis schlechtem Erhaltungszustand (Vogelampel: rot) wurden nicht festge-

stellt.  

Bei den weiteren festgestellten und vorkommenden Arten handelt es sich um weit verbreitete Vogel-

arten mit nur geringem Gefährdungspotential, die zudem weder in der Roten Liste Deutschlands noch 

der des Landes Hessen geführt werden (Tab. 3).  

Abbildung 3 stellt die am Standort vorgefundenen Vogelarten kartographisch dar. Entsprechend der 

Methodik geben die Punkte das Zentrum des angenommenen Reviers an. 

Tab. 3: Reviervögel der Untersuchungen mit Angaben zum aktuellen Schutzstatus sowie der Gefährdungssitua-

tion (Rote Liste, Vogelampel). Angaben nach GRÜNEBERG et al. (2015), VSW (2014) und VSW & HGON (2016). 

 

 

Schutz   Rote Liste   
Trivialname Art Kürzel Reviere EU D D Hessen

Amsel Turdus merula A 2 - - § * * +

Blaumeise Parus caeruleus Bm 1 - - § * * +

Buchfink Fringilla coelebs B 1 - - § * * +

Girlitz Serinus serinus Gi 1 ! - § * * o

Grünfink Carduelis chloris Gf 1 - - § * * +

Hausrotschwanz Phoenicurus ochruros Hr 2 - - § * * +

Haussperling Passer domesticus H 6 - - § V V o

Mönchsgrasmücke Sylvia atricapilla Mg 1 - - § * * +

Ringeltaube Columba palumbus Rt 1 - - § * * +

Rotkehlchen Erithacus rubecula R 1 - - § * * +

Stieglitz Carduelis carduelis Sti 1 - - § * V o

Zaunkönig Troglodytes troglodytes Z 1 - - § * * +

! = hohe Verantwortung (Hessen bzw. D)   !! = sehr hohe Verantwortung   !!! = extrem hohe Verantwortung

I = Art des Anhangs I der EU-VSRL    Z = Gefährdete Zugvogelart nach Art. 4.2 der VSRL

§ = besonders geschützt   §§ = streng geschützt

* = ungefährdet   D = Daten unzureichend   V = Vorwarnliste   G = Gefährdung anzunehmen   R = selten

3 = gefährdet  2 = stark gefährdet  1 = Vom Aussterben bedroht   0 = ausgestorben oder verschollen  

+ = günstig   o = ungünstig bis unzureichend   - = ungünstig bis schlecht   n.b. = nicht bewertet

besondere 

Verant-

wortung

Erhaltungs-

zustand 

Hessen
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Abb. 3: Reviervogelarten im Untersuchungsraum 2020 (Bildquelle: Hessisches Ministerium für Umwelt, Klima-

schutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz, aus natureg.hessen.de, 06/2020). 
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b) Nahrungsgäste 

Neben den Reviervögeln wurden weitere Vogelarten nachgewiesen, die den Planungsraum und an-

grenzende Bereiche als Nahrungsgäste besuchen (Tab. 4, Abb. 4).  

Hierbei konnte mit dem Weißstorch (Ciconia ciconia) eine streng geschützte Vogelart (BArtSchV) nach-

gewiesen werden (Tab. 4). Zudem stellt der Weißstorch eine Art des Anhangs I der EU-Vogelschutz-

richtlinie dar.  

Der Erhaltungszustand von Dohle (Coloeus monedula), Klappergrasmücke (Sylvia curruca), Stockente 

(Anas platyrhynchos) und Weißstorch (Ciconia ciconia) wird aktuell in Hessen als ungünstig bis unzu-

reichend (Vogelampel: gelb) bewertet (Tab. 4). Arten mit ungünstigem bis schlechtem Erhaltungszu-

stand (Vogelampel: rot) wurden nicht nachgewiesen.  

Bei den weiteren festgestellten Arten handelt es sich um weit verbreitete Vogelarten mit nur geringem 

Gefährdungspotential, die zudem weder in der Roten Liste Deutschlands noch der des Landes Hessen 

geführt werden.  

Tab. 4: Nahrungsgäste der Untersuchungen mit Angaben zum aktuellen Schutzstatus sowie der Gefährdungssi-

tuation (Rote Liste, Vogelampel). Angaben nach GRÜNEBERG et al. (2015), HÜPPOP et al. (2013), VSW (2014) und 

VSW & HGON (2016). 

 

 

 

 

Schutz   Rote Liste   
Trivialname Art Kürzel EU D D Hessen

Dohle Coloeus monedula D - - § * * * o

Elster Pica pica E - - § * * - +

Klappergrasmücke Sylvia curruca Kg - - § * V * o

Rabenkrähe Corvus corone Rk ! - § * * * +

Stockente Anas platyrhynchos Sto - - § * V * o

Straßentaube Columba livia f. domestica Stt - - - - - - n.b.

Weißstorch Ciconia ciconia Ws !! I §§ 3 V 3 o

Zilpzalp Phylloscopus collybita Zi - - § * * * +

! = hohe Verantwortung (Hessen bzw. D)   !! = sehr hohe Verantwortung   !!! = extrem hohe Verantwortung

I = Art des Anhangs I der EU-VSRL    Z = Gefährdete Zugvogelart nach Art. 4.2 der VSRL

§ = besonders geschützt   §§ = streng geschützt

* = ungefährdet   D = Daten unzureichend   V = Vorwarnliste   G = Gefährdung anzunehmen   R = selten

3 = gefährdet  2 = stark gefährdet  1 = Vom Aussterben bedroht   0 = ausgestorben oder verschollen  

+ = günstig   o = ungünstig bis unzureichend   - = ungünstig bis schlecht   n.b. = nicht bewertet

besondere 

Verant-

wortung Zugvögel

Erhaltungs-

zustand 

Hessen
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Abb. 4: Nahrungsgäste im Untersuchungsraum (Bildquelle: Hessisches Ministerium für Umwelt, Klimaschutz, 

Landwirtschaft und Verbraucherschutz, aus natureg.hessen.de, 06/2020). 
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2.1.3.3 Faunistische Bewertungen 

Hinsichtlich der Reviervogelarten ist der Planungsraum als Siedlungsgebiet mit der zu erwartenden 

Avifauna anzusehen. Wertgebend sind das Vorkommen von Girlitz, Haussperling und Stieglitz. Die an-

getroffenen Nahrungsgäste entsprechen dem zu erwartenden Spektrum, wobei mit dem Weißstorch 

eine streng geschützte Vogelart den Planungsraum und dessen Umfeld als Jagd- und Nahrungsraum 

nutzt. 

Girlitz und Stieglitz 

Im Gehölzbestand innerhalb des Geltungsbereichs konnte je ein Revier des Girlitzes und des Stieglitzes 

festgestellt werden.  

Baumfällungen und Rodungsarbeiten können zu einem Verlust von Ruhe- und Fortpflanzungsstätten 

führen und dadurch auch die Gefahr von Individuenverlusten bedingen. Diese können von beiden Ar-

ten zwar kurzfristig durch das Ausweichen in Alternativhabitate in der Umgebung kompensiert wer-

den. Mittel- und langfristig ist es jedoch empfehlenswert Ausgleichsflächen zu schaffen, die die Funk-

tion übernehmen. Hierzu sind primär ausreichend dimensionierte und funktional nutzbare Gehölzbe-

stände anzulegen. Diese müssen die artspezifischen Ansprüche entsprechend abdecken. Konkrete Ab-

schätzungen zur Umsetzung der Maßnahmen erfolgen im Rahmen der Artenschutzrechtlichen Prüfung 

(Art-für-Art Prüfung, Prüfbögen). 

Haussperling  

Im Gebäudebestand außerhalb des Geltungsbereichs konnten sechs Reviere des Haussperlings festge-

stellt werden. Diese werden durch die Planungen weder direkt noch indirekt betroffen. Der Verlust 

von Ruhe- und Fortpflanzungsstätten oder die Gefahr von Individuenverlusten kann somit ausge-

schlossen werden. Eine erhebliche Verschlechterung der Habitatbedingungen, beispielsweise in Bezug 

auf die Eignung als Nahrungsraum, ist durch die geplante Bebauung ebenfalls nicht zu erwarten.  

Allgemein häufige Arten 

Eingriffe in Gebäude und Gehölzbereiche können einen Verlust von Ruhe- und Fortpflanzungsstätten 

bedingen und dadurch neben der direkten Gefahr von Individuenverlusten zu einer erheblichen Ver-

schlechterung der Habitatbedingungen führen. Diese können von den ungefährdeten Arten im Allge-

meinen durch das Ausweichen in Alternativhabitate in der Umgebung kompensiert werden.  

Artenschutzrechtlich relevante Nahrungsgäste 

Der Planungsraum und dessen Umfeld stellt für die angetroffenen Nahrungsgäste ein gelegentlich fre-

quentiertes Jagd- und Nahrungsrevier dar. Durch die aktuelle Nutzung finden die Nahrungsgäste ins-

gesamt mäßige Bedingungen mit einem moderaten Angebot an Beutetieren. Es kann davon ausgegan-

gen werden, dass die festgestellten Arten nur eine lose Bindung an den Planungsraum aufweisen und 

ggf. auf Alternativflächen in der Umgebung ausweichen. Entsprechend geeignete Strukturen kommen 

im Umfeld des Planungsraums noch regelmäßig vor. Es ist mit keiner Beeinträchtigung der Arten zu 
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rechnen, die eine erhebliche Verschlechterung des Erhaltungszustands der jeweiligen lokalen Popula-

tionen bedingen könnte.  

Lärmemissionen sowie sonstige Störungen während der Bauzeiten führen meist zu vorübergehenden 

Beeinträchtigungen der Fauna. Die bauzeitliche Verdrängung ist somit in der Regel nur temporär und 

klingt nach Abschluss der Baumaßnahme ab. 

Zur detaillierteren Abschätzung der zu erwartenden Auswirkungen der aktuellen Planungen werden 

die relevanten Vogelarten im Zuge der artenschutzrechtlichen Betrachtung näher betrachtet. Der 

Schwerpunkt liegt auf Girlitz, Haussperling und Stieglitz. 

2.1.4 Fledermäuse 

Da alle Fledermausarten in Anhang IV der FFH-Richtlinie stehen und dementsprechend zu den nach § 7 

BNatSchG streng geschützten Tierarten zählen, müssen deren Belange bei Eingriffsplanungen gemäß 

§ 13 BNatSchG und wegen den allgemeinen Vorgaben des Artenschutzes nach § 44 BNatSchG beson-

ders berücksichtigt werden.  

2.1.4.1 Methoden 

Die Feldbestimmung und systematische Erfassung von Fledermausvorkommen mit Hilfe von Detekto-

ren wurde seit Beginn der 1980er Jahre zunehmend verbessert. Heute nimmt die Detektorarbeit in der 

Erfassung von Fledermausvorkommen eine zentrale Rolle ein. Als Grundlage dienen neben der exakten 

Beschreibung der Rufsequenzen unter bestimmten Verhaltenssituationen, die Weiterentwicklung der 

Aufnahme- und Analysetechniken sowie die methodische Weiterentwicklung der systematischen Er-

fassung und Bewertung von Fledermausvorkommen in der Landschaft. 

Im Geltungsbereich wurden zwei Detektorbegehungen durchgeführt (Tab. 5). Während der Begehun-

gen wurde jeder mit dem Detektor wahrnehmbare Ruf protokolliert und verortet. Als Detektor wurde 

das Modell EM 3+ (Wildlife Acoustics) eingesetzt. Die Feldbestimmung erfolgte nach folgenden Krite-

rien:  

● Hauptfrequenz, Klang, Dauer und Pulsrate der Fledermausrufe. 

● Größe und Flugverhalten der Fledermaus. 

● Allgemeine Kriterien wie Habitat und Erscheinungszeitpunkt. 

Zudem wurden automatische Langzeiterfassungen mit einem Bat-Recorder durchgeführt (Tab. 5). 

Hierbei wurden das Modell SM4BAT der Firma Wildlife Acoustics eingesetzt. Bat-Recorder haben den 

Vorteil, dass sie die Rufe von Fledermäusen über längere Zeiträume automatisch erfassen. Hierdurch 

werden zufällige Aktivitätsschwankungen ausgeglichen. Gleichzeitig erhöht sich die Nachweiswahr-

scheinlichkeit für weniger aktive Arten und für zeitlich begrenzte Vorkommen (z. B. Transferflüge). Die 

Auswertung der Aufnahmen wurde mit Hilfe von KALEIDOSCOPE PRO 5.1 und SKIBA (2009) durchgeführt. 
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Tab. 5: Begehung zur Erfassung von Fledermäusen. 

 

2.1.4.2 Ergebnisse 

Im Planungsraum konnten durch die akustische Erfassung vier Fledermausarten nachgewiesen werden 

(Tab. 6, Abb. 5). Hierbei handelt es sich um die häufig anzutreffende und synanthrope Zwergfleder-

maus (Pipistrellus pipistrellus), die Breitflügelfledermaus (Eptesicus serotinus), den Großen Abendseg-

ler (Nyctalus noctula) sowie eine „Bartfledermaus“. Die „Bartfledermaus“ besteht aus dem Schwes-

ternkomplex Große Bartfledermaus (Myotis brandtii) und Kleine Bartfledermaus (Myotis mystacinus). 

Die Schwesternarten von „Bartfledermaus“ sind durch akustische Erfassung kaum unterscheidbar. 

Tab. 6: Fledermausarten der Untersuchungen, deren Schutzstatus und Angaben zum derzeitigen Erhaltungszu-

stand. Angaben nach BFN (2019), BNatSchG (2009), HESSEN-FORST FENA (2008, 2014), KOCK & KUGELSCHAFTER (1996) 

und MEINIG et.al. (2009). 

 

2.1.4.3 Faunistische Bewertung 

Der Planungsraum erweist sich als Teillebensraum für Fledermäuse. Erwartungsgemäß wird das Gebiet 

von den nachgewiesenen Arten unterschiedlich genutzt. 

Jagdgebiete und Transferraum 

Für Breitflügelfledermaus und Zwergfledermaus hat der Geltungsbereich eine Bedeutung als Jagd-

raum- und Nahrungsraum. Dies verdeutlicht das regelmäßige und abundante Vorkommen der Arten. 

Der Verlust von Leitstrukturen bzw. kleinere Änderungen im Umfeld werden von der Zwergfledermaus 

meist schnell kompensiert. Gleiches gilt für Breitflügelfledermaus.  

„Bartfledermaus“ und Großer Abendsegler konnten jeweils nur durch Einzelkontakt festgestellt wer-

den (Tab. 7). Hieraus lassen sich keine klaren Aussagen ableiten. Aufgrund der geringen Nachweishäu-

figkeit der „Bartfledermaus“ weist sie vermutlich keine engere Bindung an den Geltungsbereich auf. 

Der Große Abendsegler jagt üblicherweise in sehr großen Höhen, oft über den  

Begehungen Termin Info

1. Begehung 18.05.2020 Detektorbegehung

2. Begehung 15.06.2020 Detektorbegehung

Bat-Recorder 18.05. - 25.05.2020 Automatische Langzeiterfassung

Schutz   Rote Liste   Erhaltungszustand 

Trivialname Art EU D D Hessen Hessen D EU

Breitflügelfledermaus Eptesicus serotinus IV §§ G 2 + o n.b.

Große Bartfledermaus Myotis brandtii IV §§ V 2 o o n.b.

Großer Abendsegler Nyctalus noctula IV §§ V 3 o o o

Kleine Bartfledermaus Myotis mystacinus IV §§ V 2 + o o

Zwergfledermaus Pipistrellus pipistrellus IV §§ * 3 + + +

II = Art des Anhang II   IV = Art des Anhang IV; FFH-Richtlinie

§ = besonders geschützt   §§ = streng geschützt

* = ungefährdet   D = Daten unzureichend   V = Vorwarnliste   G = Gefährdung anzunehmen   R = selten

3 = gefährdet  2 = stark gefährdet  1 = Vom Aussterben bedroht   0 = ausgestorben oder verschollen  

+ = günstig   o = ungünstig bis unzureichend   - = ungünstig bis schlecht   n.b. = nicht bewertet
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Abb. 5: Fledermäuse im Untersuchungsraum während der Detektorbegehungen (Bildquelle: Hessisches Ministe-

rium für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz, aus natureg.hessen.de, 06/2020). 
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Baumkronen oder auch Gebäuden. Eine engere Bindung an den Geltungsbereich ist daher nicht ableit-

bar. Eine erhebliche Beeinträchtigung ist ebenfalls nicht zu erwarten. 

Regelmäßig frequentierte Transferrouten zwischen verschiedenen Quartieren, verschiedenen Jagd-

räumen oder Quartier und Jagdraum konnten nicht nachgewiesen werden.  

Tab. 7: Häufigkeit der Fledermausarten im Untersuchungsraum.  

 

Tab. 8: Quartierpräferenzen der Fledermausarten. Angaben nach DIETZ et al. (2007) & SKIBA (2009). 

 

Winterquartiere/Sommerquartiere/Wochenstuben 

Breitflügelfledermaus und Zwergfledermaus 

Quartiere von Breitflügelfledermaus und Zwergfledermaus sind aufgrund der artspezifischen Quartier-

präferenzen sowie der Nachweishäufigkeit im Geltungsbereich möglich (Tab. 7, 8). 

Es konnten zunächst keine Quartiere von Fledermäusen identifiziert werden. Dies kann zum einen da-

ran liegen, dass die sehr unauffälligen Sommerquartiere von z. B. Zwergfledermäusen nicht gefunden 

wurden. Andererseits wechselt die Zwergfledermaus häufig zwischen verschiedenen Quartieren und 

zeigt nur eine sehr schwache Quartiertreue. Generell könnten einzelne Bäume und Gebäude ein aus-

reichendes Potential von geeigneten Hohlräumen, Spalten und Ritzen aufweisen. Infolgedessen kön-

nen Quartiere nie völlig ausgeschlossen werden.  

Durch Eingriffe, wie Abrissarbeiten und Baumfällungen besteht ein generelles Risiko von Eingriffen in 

Detektor Bat-Recorder

Trivialname Art 18.05.2020 15.06.2020 18.05. - 25.05.2020

"Bartfledermaus" Myotis brandtii / M. mystacinus - - I

Breitflügelfledermaus Eptesicus serotinus - - III

Großer Abendsegler Nyctalus noctula - I -

Zwergfledermaus Pipistrellus pipistrellus IV I IV

Häufigkeit

I = Einzelfund   II = selten   III = häufig   IV = sehr häufig

Trivialname Art Sommerquartier Wochenstube Winterquartier

Breitflügelfledermaus Eptesicus 

serotinus

Giebelbereich von 

Gebäuden, Schlössern, 

Kirchen, in Gebäude-

spalten und hinter 

Fensterläden

wie Sommerquartier vorwiegend in 

Gebäuden, aber auch 

Baum- und Felshöhlen, 

Gesteinsspalten, Stollen 

und Geröll

Große Bartfledermaus Myotis 

brandtii

Baumhöhlen, unter 

Dächern

Dachgestühl, hinter 

Fassaden, Fenster-

läden, Gebäudespalten 

waldnaher Gebäude

Höhlen und Stollen

Großer Abendsegler Nyctalus 

noctula

meist Baumhöhlen und 

Nistkästen

wie Sommerquartier Baumhöhlen (fast nie in 

Hessen)

Kleine Bartfledermaus Myotis 

mystacinus

Baumhöhlen, 

Nistkästen, Gebäude

Gebäude (Dachgestühl 

und Spalten)

Höhlen und Stollen

Zwergfledermaus Pipistrellus 

pipistrellus

Gebäude (Spalten, 

Ritze, hinter Fassaden), 

Bäume (Ritzen und 

hinter Borke)

Gebäude (Spalten, 

Ritze, hinter Fassaden)

Stollen, Höhlen, 

Gebäude (Spalten, 

Ritze, hinter Fassaden)
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Ruhe- und Fortpflanzungsstätten und der damit verbundenen Tötung oder Verletzung von Individuen. 

Dies kann bei Einhaltung der vorgeschlagenen Vermeidungs- und Kompensationsmaßnahmen ausge-

schlossen werden, die im Rahmen der Artenschutzrechtlichen Überprüfung (Kap. 2.2.3) formuliert 

werden. 

„Bartfledermaus“ und Großem Abendsegler 

Quartiere von „Bartfledermaus“ und Großem Abendsegler sind aufgrund der geringen Nachweishäu-

figkeit bzw. artspezifischen Quartierpräferenzen unwahrscheinlich.  

Zur detaillierteren Abschätzung der zu erwartenden Auswirkungen werden alle im Gebiet vorkom-

menden Arten im Zuge der anschließenden artenschutzrechtlichen Überprüfung näher betrachtet. 

2.1.5 Bäume 

Baumhöhlen stellen wertvolle Lebensräume für eine Vielzahl heimischer Wildtiere dar. Darunter be-

finden sich häufig auch artenschutzrechtlich relevante Arten. Neben den allseits bekannten Vögeln, 

die gerne in Höhlen nisten (Singvögel, Spechte usw.), findet man auch regelmäßig Fledermäuse in 

Baumhöhlen. 

2.1.5.1 Methode 

Im Rahmen einer Begehung am 14.04.2020 wurden die betroffenen Bäume nach geeigneten 

Stammanrissen und Baumhöhlen mit einer Größe, die zum Einschlupf von Vögeln oder Fledermäusen 

ausreichend ist und eine nutzbare Tiefe aufweist, abgesucht.  

2.1.5.2 Ergebnisse und Faunistische Bewertung 

Im Rahmen der Untersuchungen wurden 27 Bäume innerhalb des Geltungsbereichs untersucht.  

In keinem der Bäume konnten Höhlen oder Stammanrisse gefunden werden, die als Nistplatz für höh-

lenbrütende Vögel oder Quartiere für Fledermäuse geeignet sind (Abb. 6). Bäumen deren Stämme von 

Efeu bewachsen waren, konnten nicht auf Höhlen oder Stammanrisse kontrolliert werden. 
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Abb. 6: Bäume im Untersuchungsraum (Bildquelle: Hessisches Ministerium für Umwelt, Klimaschutz, Landwirt-

schaft und Verbraucherschutz, aus natureg.hessen.de, 06/2020).  
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2.2 Stufe II: Prüfung von Verbotstatbeständen und Vermeidung von Beeinträchtigungen  

In die Stufe II des Verfahrens wurden folgende Arten der untersuchten Tiergruppen aufgenommen: 

a) Vögel 

Von den im Rahmen der faunistischen Untersuchungen nachgewiesenen Reviervogelarten wurden als 

artenschutzrechtlich relevante Arten Girlitz, Haussperling und Stieglitz betrachtet. Die nachfolgenden 

Prüfungen von Verbotstatbeständen, Vermeidung von Beeinträchtigungen und eventuelle Ausnahme-

verfahren werden aufgrund des unzureichenden bis ungünstigen Erhaltungszustands (Vogelampel: 

gelb) als ausführliche Art-für-Art-Prüfung (inkl. Prüfbögen) durchgeführt. 

Reviervogelarten und Nahrungsgäste mit günstigem Erhaltungszustand (Vogelampel: grün) werden 

entsprechend der Vorgabe im Leitfaden für die artenschutzrechtliche Prüfung in Hessen in tabellari-

scher Form bearbeitet (Kap. 2.2.1). 

Nahrungsgäste, die nach BArtSchV „streng geschützt“ sind, deren Erhaltungszustand als unzureichend 

bis ungünstig bzw. schlecht (Vogelampel: gelb, rot) eingestuft wird oder die im Anhang I der EU-Vogel-

schutzrichtlinie genannt werden, sind im engeren Sinne nicht artenschutzrechtlich relevant, da im Hin-

blick auf das oftmals schwer zu fassende „Störungsverbot“ Art. 12 Abs. 1 b) FFH-RL eine Störung nur 

dann eintritt, wenn diese an den Fortpflanzungs- und Ruhestätten erfolgt oder sich auf deren Funktion 

auswirkt. Diese Sachverhalte sind für Nahrungsgäste nicht eindeutig zuzuordnen. Auf eine Art-für-Art-

Prüfung wird daher bei diesen Arten verzichtet und stattdessen eine tabellarische Bewertung vorge-

nommen (Kap. 2.2.2).  

b) Fledermäuse 

Im Rahmen der faunistischen Untersuchungen konnten im Planungsgebiet „Bartfledermaus“, Breit-

flügelfledermaus, Großer Abendsegler und Zwergfledermaus nachgewiesen werden. Da alle heimi-

schen Fledermausarten, aufgrund deren Status als FFH-Anhang IV-Art bzw. deren strengen Schutzes 

nach BArtSchV zu den artenschutzrechtlich relevanten Arten gerechnet werden müssen, betrachten 

die nachfolgenden Schritte die Prüfungen von Verbotstatbeständen, die Vermeidung von Beeinträch-

tigungen und eventuelle Ausnahmeverfahren. Die Prüfung wird anhand der aktuellen Musterbögen 

(Stand Juni 2015) als Art-für-Art-Prüfung durchgeführt.  

c) Bäume 

In keinem der Bäume konnten Höhlen oder Stammanrisse gefunden werden, die als Nistplatz für höh-

lenbrütende Vögel oder Quartiere für Fledermäuse geeignet sind. Bäumen deren Stämme von Efeu 

bewachsen waren, konnten nicht auf Höhlen oder Stammanrisse kontrolliert werden. 

2.2.1 Tabellarische Prüfung von Vögeln mit günstigem Erhaltungszustand 

Für Vogelarten mit günstigem Erhaltungszustand (Vogelampel: grün) sind die Verbotstatbestände in 

der Regel letztlich nicht zutreffend, da aufgrund ihrer Häufigkeit und Anpassungsfähigkeit davon aus-
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gegangen werden kann, dass die ökologische Funktion ihrer Fortpflanzungs- und Ruhestätten im räum-

lichen Zusammenhang (bezogen auf § 44 Abs. 1 Nr. 1 und 3 BNatSchG) weiterhin gewahrt wird bzw. 

keine Verschlechterung des Erhaltungszustand der lokalen Population eintritt (bezogen auf § 44 Abs. 1 

Nr. 2 BNatSchG). Daher müssen diese häufigen Arten keiner ausführlichen Prüfung unterzogen wer-

den. 

Tab. 9: Prüfung der Betroffenheit von Vogelarten mit günstigem Erhaltungszustand (Vogelampel: grün). 

 

Zur Vermeidung von Eingriffen in Ruhe- und Fortpflanzungsstätten und der damit möglichen Tötung 

und Verletzung von Individuen sind folgende allgemeine Maßnahmen zum Schutz und Erhalt der 

Avifauna zu beachten: 

 Die Rodung von Bäumen und Gehölzen ist gemäß § 39 Abs. 5 BNatSchG im Allgemeinen nur in der 

Zeit vom 1. Oktober bis 28. / 29. Februar zulässig. Außerhalb dieses Zeitraums sind zwingend die 

Zustimmung der Unteren Naturschutzbehörde und die Freigabe durch die Umweltbaubegleitung 

erforderlich. 

Trivialname Art Status

§ 44 Abs.1 (1) 

BNatSchG     

„Fangen, 

Töten, 

Verletzen"

§ 44 Abs.1 

(2) BNatSchG     

„Erhebliche 

Störung"

 § 44 Abs. 1 (3) 

BNatSchG        

„Zerst. v. Fort-

pflanzungs- und 

Ruhestätten"

Erläuterung 

zur 

Betroffenheit

Vermeidungs- 

bzw. 

Kompensations-

Maßnahmen

Amsel Turdus merula R möglich, 

vermeidbar

nein möglich, 

vermeidbar

• Möglichkeit 

der 

Zerstörung 

von Gelegen 

und der 

Tötung von 

Tieren                                                    

• baubedingte 

Störung von 

Revieren

• Die Rodung von 

Bäumen und 

Gehölzen ist 

gemäß § 39 Abs. 

5 BNatSchG im 

Allgemeinen nur 

in der Zeit vom 1. 

Oktober bis 28. / 

29. Februar 

zulässig.Blaumeise Parus 

caeruleus

R nein nein nein außerhalb des Geltungsbereichs

Buchfink Fringilla 

coelebs

R möglich, 

vermeidbar

nein möglich, 

vermeidbar

siehe -Amsel- siehe -Amsel-

Elster Pica pica N nein nein nein keine Betroffenheit

Grünfink Carduelis 

chloris

R möglich, 

vermeidbar

nein möglich, 

vermeidbar

siehe -Amsel- siehe -Amsel-

Hausrot-

schwanz

Phoenicurus 

ochruros

R nein nein nein außerhalb des Geltungsbereichs

Mönchsgras-

mücke

Sylvia 

atricapilla

R nein nein nein außerhalb des Geltungsbereichs

Rabenkrähe Corvus corone N nein nein nein keine Betroffenheit

Ringeltaube Columba 

palumbus

R nein nein nein außerhalb des Geltungsbereichs

Rotkehlchen Erithacus 

rubecula

R nein nein nein außerhalb des Geltungsbereichs

Straßentaube Columba livia 

f. domestica

N nein nein nein keine Betroffenheit

Zaunkönig Troglodytes 

troglodytes

R nein nein nein außerhalb des Geltungsbereichs

Zilpzalp Phylloscopus 

collybita

N nein nein nein keine Betroffenheit

Status: N = Nahrungsgast   R = Reviervogel
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 Bei Abriss- oder Umbauarbeiten im Zeitraum vom 01. März bis 30. September sind betroffene 

Bereiche zeitnah vor Beginn der Maßnahme durch einen Fachgutachter auf aktuelle Brutvorkom-

men zu kontrollieren sowie eine ökologische Baubegleitung durchzuführen. 

Erhebliche bau-, anlage- und betriebsbedingte Auswirkungen sind nicht zu erwarten. Zudem gelten 

viele der gefundenen Vogelarten als verhältnismäßig stresstolerant. 

Im Planungsraum kann es während der Bauzeit durch Lärmemissionen sowie sonstige Störungen zu 

vorübergehenden Beeinträchtigungen der Fauna kommen. Die bauzeitliche Verdrängung der Fauna 

durch die temporäre Inanspruchnahme klingt nach Abschluss der Baumaßnahme ab. Nachhaltige Be-

einträchtigungen sind aufgrund der Verfügbarkeit von Alternativhabitaten in der Umgebung nicht zu 

erwarten.  

2.2.2 Tabellarische Prüfung von Nahrungsgästen mit ungünstigem Erhaltungszustand bzw. streng ge-

schützten Arten (BArtSchV) 

Nachfolgend ist die Prüfung von Verbotstatbeständen, Vermeidung von Beeinträchtigungen für Nah-

rungsgäste mit ungünstigem bis unzureichendem Erhaltungszustand (Vogelampel: gelb) und streng ge-

schützten Arten (BArtSchV) in tabellarischer Form dargestellt (Tab. 10). 

Tab. 10: Prüfung der potentiellen Betroffenheit von Nahrungsgästen mit ungünstigen bis unzureichenden Erhal-

tungszustand (Vogelampel: gelb) und streng geschützten Arten (BArtSchV). 

 

Diese Arten sind im engeren Sinne nicht artenschutzrechtlich relevant, da im Hinblick auf das oftmals 

schwer zu fassende „Störungsverbot“ Art. 12 Abs. 1 b) FFH-RL eine Störung nur dann eintritt, wenn 

diese an den Fortpflanzungs- und Ruhestätten erfolgt oder sich auf deren Funktion auswirkt.  

 

 

Trivialname Art

EU-

VSRL

Schutz 

D

§ 44 Abs.1 

(1) BNatSchG     

„Fangen, 

Töten, 

Verletzen"

§ 44 Abs.1 

(2) BNatSchG     

„Erhebliche 

Störung"

 § 44 Abs. 1 (3) 

BNatSchG        

„Zerst. v. Fort-

pflanzungs- und 

Ruhestätten"

Erläuterung 

zur 

Betroffenheit

Vermeidungs- 

bzw. 

Kompensations-

Maßnahmen

Dohle Coloeus 

monedula

- § nein nein nein lose Habitat-

bindung; 

unerheblich

-

Klappergras-

mücke

Sylvia curruca - § nein nein nein lose Habitat-

bindung; 

unerheblich

-

Stockente Anas 

platyrhynchos

- § nein nein nein lose Habitat-

bindung; 

unerheblich

-

Weißstorch Ciconia 

ciconia

I §§ nein nein nein lose Habitat-

bindung; 

unerheblich

-

I = Art des Anhangs I der EU-Vogelschutzrichtlinie    Z = Gefährdete Zugvogelart nach Art. 4.2 der VSRL

§ = besonders geschützt   §§ = streng geschützt
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Auswirkungen auf Ruhe- und Fortpflanzungsstätten sind jeweils nicht zu erwarten. Durch die Nutzung 

des Geltungsbereichs wird ein Teilaspekt des Nahrungshabitats der vorkommenden Vogelarten be-

rührt. Nachhaltige Beeinträchtigungen für die Arten können aber aufgrund des ausreichenden Ange-

bots von adäquaten Alternativen in der Umgebung und der nur losen Bindung an den Planungsraum 

ausgeschlossen werden (vgl. Kap. 2.1.3.3). Bau-, anlage- und betriebsbedingte Auswirkungen sind für 

die nachgewiesenen Nahrungsgäste nicht zu erwarten. 

2.2.3 Art-für-Art-Prüfung 

Aus Gründen der Übersichtlichkeit erfolgt in diesem Abschnitt eine Zusammenfassung der Ergebnisse 

der Prüfungen. Hierfür wird eine tabellarische Form gewählt (Tab. 11). Die Tabelle stellt die Resultate 

der einzelnen Prüfschritte, das resultierende Ergebnis zur Notwendigkeit einer Ausnahmeregelung, 

eine kurze Erläuterung zur Betroffenheit sowie mögliche Vermeidungsmaßnahmen und vorgezogene 

Ausgleichsmaßnahmen dar. Ausführliche Angaben und Begründungen enthalten die Prüfbögen im An-

hang (Kap. 4).  

Tab. 11: Übersicht der Prüfung der potentiellen Betroffenheit von Arten mit ungünstigem bis unzureichendem 
Erhaltungszustand (Vogelampel: gelb) und streng geschützten Arten (BArtSchV, BNatSchG, FFH-RL). 

 

Vögel 

Girlitz und Stieglitz 

Im Gehölzbestand innerhalb des Geltungsbereichs konnte je ein Revier des Girlitzes und des Stieglitzes 

festgestellt werden. Diese werden durch die aktuelle Planung beeinträchtigt. 

 

Trivialname Art

Fortpflanzungs- oder 

Ruhestätte

§ 44 Abs.1 (1) 

BNatSchG     

„Fangen, 

Töten, 

Verletzen"

§ 44 Abs.1 (2) 

BNatSchG     

„Erhebliche 

Störung"

 § 44 Abs. 1 (3) 

BNatSchG        

„Zerst. v. Fort-

pflanzungs- und 

Ruhestätten"

Ausnahme-

genehmigung 

nach § 45 Abs. 

7 BNatSchG 

erforderlich?

Girlitz Serinus 

serinus

Ein Revier innerhalb 

des Geltungsbereichs

möglich, 

vermeidbar

nein möglich, 

vermeidbar

nein

Haussperling Passer 

domesticus

Sechs Reviere 

außerhalb des 

Geltungsbereichs

nein nein nein nein

Stieglitz Carduelis 

carduelis

Ein Revier innerhalb 

des Geltungsbereichs

möglich, 

vermeidbar

nein möglich, 

vermeidbar

nein

"Bartfleder-

maus"

Myotis 

brandtii / M. 

mystacinus

Quartiere innerhalb 

des Geltungsbereichs 

unwahrscheinlich

nein nein nein nein

Breitflügel-

fledermaus

Eptesicus 

serotinus

Quartiere innerhalb 

des Geltungsbereichs 

möglich

möglich, 

vermeidbar

nein möglich, 

vermeidbar

nein

Großer 

Abendsegler

Nyctalus 

noctula

Quartiere innerhalb 

des Geltungsbereichs 

unwahrscheinlich

nein nein nein nein

Zwergfleder-

maus

Pipistrellus 

pipistrellus

Quartiere innerhalb 

des Geltungsbereichs 

möglich

möglich, 

vermeidbar

nein möglich, 

vermeidbar

nein
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Das Eintreten der Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG (Verletzung und Tötung), § 44 

Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG (Störung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) und § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG 

(Zerstören von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) kann für Girlitz und Stieglitz nach der Prüfung bei 

Berücksichtigung von Vermeidungsmaßnahmen ausgeschlossen werden (vgl. Kap. 4 „Anhang Prüfbo-

gen“). Hierbei sind folgende Maßnahmen umzusetzen:  

Vermeidungsmaßnahme: 

 Die Rodung von Bäumen und Gehölzen ist gemäß § 39 Abs. 5 BNatSchG im Allgemeinen nur in der 

Zeit vom 1. Oktober bis 28. / 29. Februar zulässig. Außerhalb dieses Zeitraums sind zwingend die 

Zustimmung der Unteren Naturschutzbehörde und die Freigabe durch eine Umweltbaubegleitung 

erforderlich. 

Durch das Wegfallen weniger Ruhe- und Fortpflanzungsstätten wird die ökologische Funktion im räum-

lichen Zusammenhang nicht gefährdet. Aus diesem Grund werden CEF-Maßnahmen nicht für notwen-

dig erachtet. Da das Angebot von Strukturen, die als Ruhe- und Fortpflanzungsstätten geeignet sind 

stetig zurückgeht, werden Ersatzpflanzungen von Bäumen (heimische, standortgerechte Arten) emp-

fohlen. 

Haussperling  

Die Reviere des Haussperlings befinden sich außerhalb des Geltungsbereichs. Dementsprechend sind 

artenschutzrechtliche Konflikte nicht möglich. 

Das Eintreten der Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG (Verletzung und Tötung), § 44 

Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG (Störung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) und § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG 

(Zerstören von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) kann für den Haussperling ausgeschlossen werden.  

Fledermäuse 

Winterquartiere/Sommerquartiere/Wochenstuben 

Breitflügelfledermaus und Zwergfledermaus 

Quartiere im Geltungsbereich sind möglich. 

Das Eintreten der Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG (Verletzung und Tötung), § 44 

Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG (Störung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) und § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG 

(Zerstören von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) kann für Breitflügelfledermaus und Zwergfledermaus 

nach der Prüfung bei Berücksichtigung von Vermeidungs- und Kompensationsmaßnahmen ausge-

schlossen werden (vgl. Kap. 4 „Anhang Prüfbogen“). Hierbei wird die Möglichkeit von Temporärquar-

tieren und wechselnden Quartieren (Worst-Case-Annahme) herangezogen. Es sind folgende Maßnah-

men umzusetzen:  

 Die Rodung von Bäumen und Gehölzen ist gemäß § 39 Abs. 5 BNatSchG im Allgemeinen nur in der 

Zeit vom 1. Oktober bis 28. / 29. Februar zulässig. Außerhalb dieses Zeitraums sind zwingend die 
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Zustimmung der Unteren Naturschutzbehörde und die Freigabe durch eine Umweltbaubegleitung 

erforderlich. 

 Gebäude und Gebäudeteile, die für den Abbruch vorgesehen sind, sind unmittelbar vor Durchfüh-

rung der Abbruch- oder erheblichen Umbauarbeiten durch einen Fachgutachter auf Quartiere von 

Fledermäusen zu untersuchen. Bei Besatz sind in Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbe-

hörde Maßnahmen zu ergreifen, um ein Eintreten der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände 

gemäß § 44 BNatSchG auszuschließen. 

Empfehlung: Da das Angebot von Strukturen, die als Ruhe- und Fortpflanzungsstätten geeignet sind, 

im Siedlungsraum stetig zurückgeht, wird das Anbringen von vier geeigneten Fledermauskästen (z.B. 

2x Fledermaus-Großraum-Flachkasten 3FF, 2x Fledermaus-Universal-Sommerquartier 2FTH) empfoh-

len. Die Kästen sind an einer unbeleuchteten Stelle in mind. 5 m Höhe über dem Erdboden oder vor-

springenden Gebäudeteilen zu montieren. Die Kästen sind regelmäßig zu pflegen. 

„Bartfledermaus“ und Großer Abendsegler 

Quartiere im Geltungsbereich sind unwahrscheinlich.  

Das Eintreten der Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG (Verletzung und Tötung), § 44 

Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG (Störung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) und § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG 

(Zerstören von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) kann für „Bartfledermaus“ und Großen Abendsegler 

ausgeschlossen werden.  

 

Unter Berücksichtigung aller oben genannten Maßnahmen besteht kein Erfordernis der Zulassung ei-

ner Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG. 
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2.3 Stufe III: Ausnahmeverfahren 

Da durch das Vorhaben gegen keines der Verbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG verstoßen wird, kann die 

Durchführung eines Ausnahmeverfahrens inklusive der Klärung der dafür nötigen Voraussetzungen 

entfallen. 

2.4 Fazit 

Die Universitätsstadt Marburg plant die Aufstellung des Bebauungsplans „Eisenstraße/Wohnanlage an 

der Post“. Der Bericht bezieht sich auf den Bebauungsplan mit Stand vom 09.06.2020. Das vorliegende 

Gutachten verfolgt die in diesem Zusammenhang geforderte Überprüfung, ob durch die geplante Nut-

zung artenschutzrechtlich relevante Arten betroffen sind. Gegebenenfalls ist sicherzustellen, dass 

durch geeignete Maßnahmen keine Verbotstatbestände gemäß § 44 BNatSchG eintreten. Der Bericht 

liefert Aussagen zur angetroffenen Fauna, deren artenschutzrechtlichem Status und hebt wichtige 

Strukturelemente im Planungsraum hervor. Quantifizierende Aussagen zu notwendigen Vermeidungs- 

und Kompensationsmaßnahmen sind in den Prüfbögen festgelegt. 

Allgemeines Planziel ist die Schaffung des Bauplanungsrechtes für fünf Stadtvillen (Mehrfamilienhäu-

ser). Als Resultat der Vorauswahl weist das Plangebiet unter Berücksichtigung der räumlichen Lage und 

der Habitatausstattung Qualitäten als Lebensraum für Vögel und Fledermäuse auf. Infolge dessen 

ergibt sich das Erfordernis der Betrachtung der artenschutzrechtlichen Belange gemäß Bundesnatur-

schutzgesetz (BNatSchG). 

Aus der Analyse sind als artenschutzrechtlich relevante Vogelarten Girlitz, Haussperling und Stieglitz 

sowie als artenschutzrechtlich relevante Fledermausarten „Bartfledermaus“, Breitflügelfledermaus, 

Großer Abendsegler und Zwergfledermaus hervorgegangen. Dementsprechend sind artenschutz-

rechtliche Konflikte möglich.  

Höhlenbäume wurden nicht festgestellt. 

Artenschutzrechtliche Konflikte 

Das Eintreten der Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG (Verletzung und Tötung), § 44 

Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG (Störung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) und § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG 

(Zerstören von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) kann für die Vogelarten Girlitz und Stieglitz sowie für 

die Fledermausarten Breitflügelfledermaus und Zwergfledermaus nach der Prüfung bei Berücksichti-

gung von Vermeidungs- und Kompensationsmaßnahmen ausgeschlossen werden (vgl. Kap. 2.2.3 „Art-

für-Art-Prüfung“, Kap. 4 „Anhang Prüfbogen“). Hierbei sind folgende Maßnahmen umzusetzen:  

Vermeidungsmaßnahme: 

 Die Rodung von Bäumen und Gehölzen ist gemäß § 39 Abs. 5 BNatSchG im Allgemeinen nur in der 

Zeit vom 1. Oktober bis 28. / 29. Februar zulässig. Außerhalb dieses Zeitraums sind zwingend die 

Zustimmung der Unteren Naturschutzbehörde und die Freigabe durch eine Umweltbaubegleitung 

erforderlich. 
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 Gebäude und Gebäudeteile, die für den Abbruch vorgesehen sind, sind unmittelbar vor Durchfüh-

rung der Abbruch- oder erheblichen Umbauarbeiten durch einen Fachgutachter auf Quartiere von 

Fledermäusen zu untersuchen. Bei Besatz sind in Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbe-

hörde Maßnahmen zu ergreifen, um ein Eintreten der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände 

gemäß § 44 BNatSchG auszuschließen. 

Empfehlung:  

 Durch das Wegfallen weniger Ruhe- und Fortpflanzungsstätten wird die ökologische Funktion im 

räumlichen Zusammenhang nicht gefährdet. Aus diesem Grund werden CEF-Maßnahmen nicht 

für notwendig erachtet. Da das Angebot von Strukturen, die als Ruhe- und Fortpflanzungsstätten 

geeignet sind stetig zurückgeht, werden hinsichtlich Girlitz und Stieglitz Ersatzpflanzungen von 

Bäumen (heimische, standortgerechte Arten) empfohlen. 

 Da das Angebot von Strukturen, die als Ruhe- und Fortpflanzungsstätten geeignet sind, im Sied-

lungsraum stetig zurückgeht, wird das Anbringen von drei geeigneten Fledermauskästen (z.B. 2x 

Fledermaus-Großraum-Flachkasten 3FF, 2x Fledermaus-Universal-Sommerquartier 2FTH) emp-

fohlen. Die Kästen sind an einer unbeleuchteten Stelle in mind. 5 m Höhe über dem Erdboden 

oder vorspringenden Gebäudeteilen zu montieren. Die Kästen sind regelmäßig zu pflegen. 

Relevante Arten ohne Konfliktpotential 

Haussperling, „Bartfledermaus“ und Großer Abendsegler  

Das Eintreten der Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG (Verletzung und Tötung), § 44 

Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG (Störung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) und § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG 

(Zerstören von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) kann für Haussperling, „Bartfledermaus“ und Großer 

Abendsegler ausgeschlossen werden.  

Allgemeine Maßnahmen für Vögel mit günstigem Erhaltungszustand und Allgemeine Störungen 

Zur Vermeidung von Eingriffen in Ruhe- und Fortpflanzungsstätten und der damit möglichen Tötung 

und Verletzung von Individuen sind generell folgende Maßnahmen zum Schutz und Erhalt der Avifauna 

zu beachten: 

 Die Rodung von Bäumen und Gehölzen ist gemäß § 39 Abs. 5 BNatSchG im Allgemeinen nur in der 

Zeit vom 1. Oktober bis 28. / 29. Februar zulässig. Außerhalb dieses Zeitraums sind zwingend die 

Zustimmung der Unteren Naturschutzbehörde und die Freigabe durch die Umweltbaubegleitung 

erforderlich. 

 Bei Abriss- oder Umbauarbeiten im Zeitraum vom 01. März bis 30. September sind betroffene 

Bereiche zeitnah vor Beginn der Maßnahme durch einen Fachgutachter auf aktuelle Brutvorkom-

men zu kontrollieren sowie eine ökologische Baubegleitung durchzuführen. 
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Lärmemissionen sowie sonstige Störungen während der Bauzeiten führen meist zu vorübergehenden 

Beeinträchtigungen der Fauna. Die bauzeitliche Verdrängung ist somit in der Regel nur temporär und 

klingt nach Abschluss der Baumaßnahme ab. 

Artenschutzrechtlich relevante Nahrungsgäste 

Der Planungsraum und dessen Umfeld stellt für die angetroffenen Nahrungsgäste ein gelegentlich fre-

quentiertes Jagd- und Nahrungsrevier dar. Durch die aktuelle Nutzung finden die Nahrungsgäste ins-

gesamt mäßige Bedingungen mit einem moderaten Angebot an Beutetieren. Es kann davon ausgegan-

gen werden, dass die festgestellten Arten nur eine lose Bindung an den Planungsraum aufweisen und 

ggf. auf Alternativflächen in der Umgebung ausweichen. Entsprechend geeignete Strukturen kommen 

im Umfeld des Planungsraums noch regelmäßig vor. Es ist mit keiner Beeinträchtigung der Arten zu 

rechnen, die eine erhebliche Verschlechterung des Erhaltungszustands der jeweiligen lokalen Popula-

tionen bedingen könnte.  

Lärmemissionen sowie sonstige Störungen während der Bauzeiten führen meist zu vorübergehenden 

Beeinträchtigungen der Fauna. Die bauzeitliche Verdrängung ist somit in der Regel nur temporär und 

klingt nach Abschluss der Baumaßnahme ab. 

 

Unter Berücksichtigung aller oben genannten Maßnahmen besteht kein Erfordernis der Zulassung ei-

ner Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG. 

 

 

Allgemeine Hinweise 

Reduktion der Durchsichtigkeit und Spiegelungswirkung von Fassaden 

Zur Verhinderung von Vogelschlag an spiegelnden Gebäudefronten ist für alle spiegelnden Gebäude-

teile die Durchsichtigkeit durch Verwendung transluzenter Materialien oder flächiges Aufbringen von 

Markierungen (Punktraster, Streifen) zu reduzieren. Zur Verringerung der Spiegelwirkung ist eine Ver-

glasung mit Außenreflexionsgrad von maximal 15 % zulässig. 

 

Insektenfreundliche Außenbeleuchtung 

Zur Vermeidung von Beeinträchtigungen nachtaktiver Insekten sind für die funktionale Außenbeleuch-

tung ausschließlich Leuchtmittel (z. B. LED-Technik oder Natriumdampf-Hochdrucklampen) mit einer 

Farbtemperatur von 3.000 Kelvin (warmweiße Lichtfarbe) bis maximal 4.000 Kelvin unter Verwendung 

vollständig gekapselter Leuchtengehäuse, die kein Licht nach oben emittieren, zulässig. 
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4 Anhang 
Allgemeine Angaben zur Art 

1. Durch das Vorhaben betroffene Art 

Girlitz (Serinus serinus) 

2. Schutzstatus, Gefährdungsstufe 
    (Rote Listen) 

3. Erhaltungszustand (Ampel-Schema) 

          FFH-RL- Anh. IV - Art 

          Europäische Vogelart 

 unbekannt günstig ungünstig-un-
zureichend 

ungünstig-
schlecht 

 

..-..          RL Deutschland EU:      

..-..          RL Hessen Deutsch-
land: 

     

..-..          ggf. RL regional Hessen:      

4. Charakterisierung der betroffenen Art 

4.1 Lebensraumansprüche und Verhaltensweisen  

Allgemeines 

Kleinste europäische Art der Finken (Fringillidae). Weit verbreiteter Vogel. 

Lebensraum 

Offene Landschaften in flachen Regionen oder Hanglagen mit von Krautflächen umgebenen Bäumen und Büschen. 

Aber auch Moore, Berglandschaften, Büsche und Dickichte an Flüssen und Bächen, die Randlagen verschiedenster 

Waldgesellschaften und das Innere lichter Wälder. Als Kulturfolger kleinräumig und abwechslungsreich bewirtschaf-

tete Siedlungsräume. 

Wanderverhalten 

Typ Teilzieher, Kurzstreckenzieher 

Überwinterungsgebiet West- und Südeuropa, Nordafrika sowie im Nahen Osten 

Abzug Mitte September bis Mitte Oktober 

Ankunft Anfang März bis Mitte Mai 

Info  

Nahrung 

Hauptsächlich Samen, Blattspitzen und Knospen. Besonders während Jungenaufzucht auch Insekten. 

Fortpflanzung 

Typ Freibrüter 

Balz April bis Juli Brutzeit April bis Mai, Juni bis Juli 

Brutdauer 12-14 Tage Bruten/Jahr 2 

Info Einzelbrüter, saisonale Monogamie. Gesang vereinzelt bereits im Winter. Nest in Sträuchern, 

Bäumen, Rankenpflanzen; bevorzugt Obstbäume und Zierkoniferen. 

4.2 Verbreitung 

Europa: Ursprünglich Mittelmeerraum und Südeuropa; seit 19. Und 20. Jahrhundert Ausbreitung über weite Teile 

Europas. IUCN: Least Concern 

Angaben zur Art in der kontinentalen Region Europas: keine Daten verfügbar 

Angaben zur Art in der kontinentalen Region Deutschlands: keine Daten verfügbar 

Angaben zur Art im Gebiet (Hessen): Brutpaarbestand 150.000 - 300.000 

Zukunftsaussichten:  günstig  ungünstig bis unzureichend  ungünstig bis schlecht 
 

 

 

 

 

69 von 194 in der Zusammenstellung



4 Anhang (Prüfbögen) AF – BP „Eisenstraße/Wohnanlage an der Post“; Universitätsstadt Marburg 

36 

Vorhabenbezogene Angaben 

5. Vorkommen der Art im Untersuchungsraum 

 nachgewiesen  potentiell  

Es konnte das Vorkommen des Girlitzes mit einem Revier innerhalb des Geltungsbereichs festgestellt werden. Durch 

die Planungen wird ein Revier betroffen (vgl. Kap. 2.1.3.2 Ergebnis). 

6. Prognose und Bewertung der Tatbestände nach § 44 BNatSchG 

6.1 Entnahme, Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG) 

a) Können Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der Natur entnommen, beschädigt oder zerstört werden? 

(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)   ja   nein 

Es können Fortpflanzungs- und Ruhestätten der Art beschädigt oder zerstört. 

b) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich?   ja   nein 

 Die Rodung von Bäumen und Gehölzen ist gemäß § 39 Abs. 5 BNatSchG im Allgemeinen nur in der Zeit vom 1. 

Oktober bis 28. / 29. Februar zulässig. Außerhalb dieses Zeitraums sind zwingend die Zustimmung der Unteren 

Naturschutzbehörde und die Freigabe durch eine Umweltbaubegleitung erforderlich. 

c) Wird die ökologische Funktion im räumlichen Zusammenhang ohne vorgezogene Ausgleichs-Maßnahmen (CEF) 

gewahrt? (§ 44 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG)   ja   nein 

- 

d) Wenn Nein - kann die ökologische Funktion durch vorgezogene Ausgleichs-Maßnahmen (CEF) gewährleistet 

werden?   ja   nein 

- 

Der Verbotstatbestand „Entnahme, Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten" tritt ein.

  ja   nein  

6.2 Fang, Verletzung, Tötung wild lebender Tiere (§ 44 Abs.1 Nr.1 BNatSchG) 

a) Können Tiere gefangen, verletzt oder getötet werden? 

(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)   ja   nein 

Im Untersuchungsgebiet konnten Ruhe- und Fortpflanzungsstätten der Art nachgewiesen werden. Diese liegen im 

Geltungsbereich. Somit betreffen die geplanten Baumaßnahmen eine Ruhe- und Fortpflanzungsstätte der Art und 

eine Verletzung /Tötung von Individuen (z.B. durch Beschädigung von Gelegen) ist möglich. 

b) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich?   ja   nein 

 Die Rodung von Bäumen und Gehölzen ist gemäß § 39 Abs. 5 BNatSchG im Allgemeinen nur in der Zeit vom 1. 

Oktober bis 28. / 29. Februar zulässig. Außerhalb dieses Zeitraums sind zwingend die Zustimmung der Unteren 

Naturschutzbehörde und die Freigabe durch eine Umweltbaubegleitung erforderlich. 

c) Verbleibt unter Berücksichtigung der Vermeidungsmaßnahmen ein signifikant erhöhtes Verletzungs- oder Tö-

tungsrisiko? (Wenn JA - Verbotsauslösung!)   ja   nein 

- 

Der Verbotstatbestand „Fangen, Töten, Verletzen" tritt ein.    ja   nein  

6.3 Störungstatbestand (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) 

a) Können wild lebende Tiere während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungs-

zeiten erheblich gestört werden?   ja   nein 

Mit erheblichen Störungen ist nicht zu rechnen.  

Anlage- und betriebsbedingt werden keine Reviere erheblich gestört werden.  

b) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich?   ja   nein 
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- 

c) Wird eine erhebliche Störung durch Maßnahmen vollständig vermieden?   ja   nein 

- 

Der Verbotstatbestand „erhebliche Störung" tritt ein.   ja   nein 

Ausnahmegenehmigung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG erforderlich? 

Tritt einer der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 Nr. 1- 4 BNatSchG ein?    ja   nein 

(Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose und der vorgesehenen Maßnahmen) 

Wenn NEIN – Prüfung abgeschlossen 

Wenn JA  – Ausnahme gem. § 45 Abs.7 BNatSchG, ggf. i. V. mit Art. 16 FFH- RL erforderlich! 

7. Zusammenfassung 

Folgende fachlich geeignete und zumutbare Maßnahmen sind in den Planunterlagen dargestellt und berücksichtigt 
worden: 

 Vermeidungsmaßnahmen 

 CEF-Maßnahmen zur Funktionssicherung im räumlichen Zusammenhang 

 FCS-Maßnahmen zur Sicherung des derzeitigen Erhaltungszustandes der Population über den örtlichen Funk-

tionsraum hinaus 

 Gegebenenfalls erforderliche/s Funktionskontrolle/Monitoring und/oder Risikomanagement für die oben 

dargestellten Maßnahmen werden in den Planunterlagen verbindlich festgelegt  

Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose und der vorgesehenen Maßnahmen  

 tritt kein Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 1-  4  ein, so dass keine Ausnahme gem. § 45 Abs. 7 

BNatSchG, ggf. in Verbindung mit Art. 16 FFH-RL erforderlich ist 

 liegen die Ausnahmevoraussetzungen vor gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG  ggf. in Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 

FFH-RL 

 sind die Ausnahmevoraussetzungen des § 45 Abs. 7 BNatSchG in Verbindung  mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL 

nicht erfüllt! 
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Allgemeine Angaben zur Art 

1. Durch das Vorhaben betroffene Art 

Haussperling (Passer domesticus) 

2. Schutzstatus, Gefährdungsstufe 
    (Rote Listen) 

3. Erhaltungszustand (Ampel-Schema) 

          FFH-RL- Anh. IV - Art 

          Europäische Vogelart 

 unbekannt günstig ungünstig-un-
zureichend 

ungünstig-
schlecht 

 

..V..          RL Deutschland EU:      

..V..          RL Hessen Deutsch-
land: 

     

..-..          ggf. RL regional Hessen:      

4. Charakterisierung der betroffenen Art 

4.1 Lebensraumansprüche und Verhaltensweisen  

Allgemeines 

Familie der Sperlinge (Passeridae). Typischer Kulturfolger und in seinem Vorkommen stark an den Menschen gebun-

den. Sehr gesellig. Ab Herbst in gemischten Trupps mit Feldsperling und teilweise anderen Arten. Nach deutlichen 

Bestandsrückgängen in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts in Vorwarnliste bedrohter Arten. 

Lebensraum 

Dörfer mit Landwirtschaft, Vorstadtbezirke, Stadtzentren mit großen Parkanlagen, zoologische Gärten, Vieh- oder 

Geflügelfarmen. Schlafplatzgesellschaften in dichten Hecken, Büschen und Bäumen; auch an oder in Gebäuden. 

Wanderverhalten 

Typ Standvogel  

Überwinterungsgebiet - 

Abzug - 

Ankunft - 

Info Nach erster Brutansiedlung sehr ortstreu. Im Spätsommer Zusammenschluss zu 

Schwärmen, bereits ab Herbst Rückkehr der Brutpaare zum Nistplatz 

Nahrung 

Sämereien von kultivierten Getreidearten, Wildgräsern und -kräutern. Von Frühjahr bis Sommer auch Insekten und 

andere Wirbellose. Vor allem in der Stadt auch Nahrungsreste des Menschen. 

Fortpflanzung 

Typ Höhlen-/Nischenbrüter 

Balz ab Dezember Brutzeit März bis August, Früh- und Winterbruten 

nachgewiesen 

Brutdauer 11-12 Tage Bruten/Jahr 2-4, meistens 3 

Info Koloniebildung; dauerhaft monogam. Nest in alten Spechthöhlen, Gebäudehöhlen, unter Dä-

chern, Felswänden oder Nistkästen. Auch in Storchenhorsten, lärmenden Industriehallen und 

großen Supermärkten. Nester aus verschiedenen Materialien wie Stroh, Gras und Plastikteilen. 

4.2 Verbreitung 

Europa: ganz Europa mit Ausnahme von Sardinien. IUCN: Least Concern. 

Angaben zur Art in der kontinentalen Region Europas: keine Daten verfügbar 

Angaben zur Art in der kontinentalen Region Deutschlands: keine Daten verfügbar 

Angaben zur Art im Gebiet (Hessen): Brutpaarbestand 165.000 – 293.000 geschätzt. Trotz des großen Verbreitungs-

gebiets ist jedoch ein Bestandsrückgang zu verzeichnen. 

Zukunftsaussichten:  günstig  ungünstig bis unzureichend  ungünstig bis schlecht 
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Vorhabenbezogene Angaben 

5. Vorkommen der Art im Untersuchungsraum 

 nachgewiesen  potentiell  

Es konnte das Vorkommen des Haussperlings mit sechs Revieren außerhalb des Geltungsbereich festgestellt werden. 

Durch die Planungen wird der Revierraum nicht betroffen (vgl. Kap. 2.1.3.2 Ergebnis). 

6. Prognose und Bewertung der Tatbestände nach § 44 BNatSchG 

6.1 Entnahme, Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG) 

a) Können Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der Natur entnommen, beschädigt oder zerstört werden? 

(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)   ja   nein 

Es können keine Fortpflanzungs- und Ruhestätten der Art beschädigt oder zerstört. 

b) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich?   ja   nein 

- 

c) Wird die ökologische Funktion im räumlichen Zusammenhang ohne vorgezogene Ausgleichs-Maßnahmen (CEF) 

gewahrt? (§ 44 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG)   ja   nein 

- 

d) Wenn Nein - kann die ökologische Funktion durch vorgezogene Ausgleichs-Maßnahmen (CEF) gewährleistet 

werden?   ja   nein 

- 

Der Verbotstatbestand „Entnahme, Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten" tritt ein.

  ja   nein  

6.2 Fang, Verletzung, Tötung wild lebender Tiere (§ 44 Abs.1 Nr.1 BNatSchG) 

a) Können Tiere gefangen, verletzt oder getötet werden? 

(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)   ja   nein 

Im Untersuchungsgebiet konnten Ruhe- und Fortpflanzungsstätten der Art nachgewiesen werden. Diese liegen je-

doch nicht im aktuellen Geltungsbereich. Somit betreffen die geplanten Baumaßnahmen keine Ruhe- und Fortpflan-

zungsstätte der Art und eine Verletzung /Tötung von Individuen (z.B. durch Beschädigung von Gelegen) ist nicht mög-

lich. 

b) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich?   ja   nein 

- 

c) Verbleibt unter Berücksichtigung der Vermeidungsmaßnahmen ein signifikant erhöhtes Verletzungs- oder Tö-

tungsrisiko? (Wenn JA - Verbotsauslösung!)   ja   nein 

- 

Der Verbotstatbestand „Fangen, Töten, Verletzen" tritt ein.    ja   nein  

6.3 Störungstatbestand (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) 

a) Können wild lebende Tiere während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungs-

zeiten erheblich gestört werden?   ja   nein 

Mit erheblichen Störungen ist nicht zu rechnen.  

Anlage- und betriebsbedingt werden keine Reviere erheblich gestört werden.  

b) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich?   ja   nein 

- 

c) Wird eine erhebliche Störung durch Maßnahmen vollständig vermieden?   ja   nein 
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- 

Der Verbotstatbestand „erhebliche Störung" tritt ein.   ja   nein 

Ausnahmegenehmigung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG erforderlich? 

Tritt einer der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 Nr. 1- 4 BNatSchG ein?    ja   nein 

(Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose und der vorgesehenen Maßnahmen) 

Wenn NEIN – Prüfung abgeschlossen 

Wenn JA  – Ausnahme gem. § 45 Abs.7 BNatSchG, ggf. i. V. mit Art. 16 FFH- RL erforderlich! 

7. Zusammenfassung 

Folgende fachlich geeignete und zumutbare Maßnahmen sind in den Planunterlagen dargestellt und berücksichtigt 
worden: 

 Vermeidungsmaßnahmen 

 CEF-Maßnahmen zur Funktionssicherung im räumlichen Zusammenhang 

 FCS-Maßnahmen zur Sicherung des derzeitigen Erhaltungszustandes der Population über den örtlichen Funk-

tionsraum hinaus 

 Gegebenenfalls erforderliche/s Funktionskontrolle/Monitoring und/oder Risikomanagement für die oben 

dargestellten Maßnahmen werden in den Planunterlagen verbindlich festgelegt  

Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose und der vorgesehenen Maßnahmen  

 tritt kein Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 1-  4  ein, so dass keine Ausnahme gem. § 45 Abs. 7 

BNatSchG, ggf. in Verbindung mit Art. 16 FFH-RL erforderlich ist 

 liegen die Ausnahmevoraussetzungen vor gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG  ggf. in Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 

FFH-RL 

 sind die Ausnahmevoraussetzungen des § 45 Abs. 7 BNatSchG in Verbindung  mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL 

nicht erfüllt! 
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Allgemeine Angaben zur Art 

1. Durch das Vorhaben betroffene Art 

Stieglitz (Carduelis carduelis) 

2. Schutzstatus, Gefährdungsstufe 
    (Rote Listen) 

3. Erhaltungszustand (Ampel-Schema) 

          FFH-RL- Anh. IV - Art 

          Europäische Vogelart 

 unbekannt günstig ungünstig-un-
zureichend 

ungünstig-
schlecht 

 

..-..          RL Deutschland EU:      

..V..          RL Hessen Deutsch-
land: 

     

..-..          ggf. RL regional Hessen:      

4. Charakterisierung der betroffenen Art 

4.1 Lebensraumansprüche und Verhaltensweisen  

Allgemeines 

Familie der Finken (Fringillidae). In Deutschland eher selten, wird aber von Norden nach Süden zu immer häufiger. 

Wenig territorial. Außerhalb der Brutzeit in kleinen Gruppen, aber auch in Schlafgemeinschaften mit bis zu 40 Exemp-

laren, die im Winter mit Schwärmen von Bluthänfling, Girlitz und Grünling vermischt sein können. 

Lebensraum 

Halboffene strukturreiche Landschaften mit abwechslungsreichen Strukturen; besonders häufig im Bereich von Sied-

lungen an Ortsrändern, aber auch in Kleingärten oder Parks. Feld- und Ufergehölze, Obstbaumgärten, lockere Baum-

bestände oder Baum- und Gebüschgruppen bis zu lichten Wäldern, Hochstaudenflure, Brachen und Ruderalstan-

dorte. 

Wanderverhalten 

Typ Teilzieher, Kurzstreckenzieher 

Überwinterungsgebiet Westeuropa 

Abzug Oktober bis November 

Ankunft Anfang März bis Mitte Mai 

Info Im Herbst und Winter vor allem in offenen Landschaften mit stehengebliebenen Stau-

den, wie Straßenränder oder Ruderalflächen 

Nahrung 

Halbreife und reife Sämereien von Stauden, Wiesenpflanzen und Bäumen. 

Fortpflanzung 

Typ Freibrüter 

Balz (März)April bis Mai Brutzeit April bis August 

Brutdauer 11 13 Tage Bruten/Jahr 2-3 

Info Bildung von Brutgruppen; saisonale Monogamie. Nest auf äußersten Zweigen von Laubbäumen 

oder in hohen Büschen, stets gedeckt 

4.2 Verbreitung 

Europa: Westeuropa bis Sibirien. IUCN: Least Concern 

Angaben zur Art in der kontinentalen Region Europas: 12 – 29 Mio. Brutpaare in Europa 

Angaben zur Art in der kontinentalen Region Deutschlands: keine Daten verfügbar 

Angaben zur Art im Gebiet (Hessen): Brutpaarbestand 30.000 - 38.000 

Zukunftsaussichten:  günstig  ungünstig bis unzureichend  ungünstig bis schlecht 
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Vorhabenbezogene Angaben 

5. Vorkommen der Art im Untersuchungsraum 

 nachgewiesen  potentiell  

Es konnte das Vorkommen des Stieglitzes mit einem Revier innerhalb des Geltungsbereichs festgestellt werden. 

Durch die Planungen wird ein Revier betroffen (vgl. Kap. 2.1.3.2 Ergebnis). 

6. Prognose und Bewertung der Tatbestände nach § 44 BNatSchG 

6.1 Entnahme, Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG) 

a) Können Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der Natur entnommen, beschädigt oder zerstört werden? 

(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)   ja   nein 

Es können Fortpflanzungs- und Ruhestätten der Art beschädigt oder zerstört. 

b) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich?   ja   nein 

 Die Rodung von Bäumen und Gehölzen ist gemäß § 39 Abs. 5 BNatSchG im Allgemeinen nur in der Zeit vom 1. 

Oktober bis 28. / 29. Februar zulässig. Außerhalb dieses Zeitraums sind zwingend die Zustimmung der Unteren 

Naturschutzbehörde und die Freigabe durch eine Umweltbaubegleitung erforderlich. 

c) Wird die ökologische Funktion im räumlichen Zusammenhang ohne vorgezogene Ausgleichs-Maßnahmen (CEF) 

gewahrt? (§ 44 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG)   ja   nein 

- 

d) Wenn Nein - kann die ökologische Funktion durch vorgezogene Ausgleichs-Maßnahmen (CEF) gewährleistet 

werden?   ja   nein 

- 

Der Verbotstatbestand „Entnahme, Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten" tritt ein.

  ja   nein  

6.2 Fang, Verletzung, Tötung wild lebender Tiere (§ 44 Abs.1 Nr.1 BNatSchG) 

a) Können Tiere gefangen, verletzt oder getötet werden? 

(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)   ja   nein 

Im Untersuchungsgebiet konnten Ruhe- und Fortpflanzungsstätten der Art nachgewiesen werden. Diese liegen im 

Geltungsbereich. Somit betreffen die geplanten Baumaßnahmen eine Ruhe- und Fortpflanzungsstätte der Art und 

eine Verletzung /Tötung von Individuen (z.B. durch Beschädigung von Gelegen) ist möglich. 

b) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich?   ja   nein 

 Die Rodung von Bäumen und Gehölzen ist gemäß § 39 Abs. 5 BNatSchG im Allgemeinen nur in der Zeit vom 1. 

Oktober bis 28. / 29. Februar zulässig. Außerhalb dieses Zeitraums sind zwingend die Zustimmung der Unteren 

Naturschutzbehörde und die Freigabe durch eine Umweltbaubegleitung erforderlich. 

c) Verbleibt unter Berücksichtigung der Vermeidungsmaßnahmen ein signifikant erhöhtes Verletzungs- oder Tö-

tungsrisiko? (Wenn JA - Verbotsauslösung!)   ja   nein 

- 

Der Verbotstatbestand „Fangen, Töten, Verletzen" tritt ein.    ja   nein  

6.3 Störungstatbestand (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) 

a) Können wild lebende Tiere während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungs-

zeiten erheblich gestört werden?   ja   nein 

Mit erheblichen Störungen ist nicht zu rechnen.  

Anlage- und betriebsbedingt werden keine Reviere erheblich gestört werden.  

b) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich?   ja   nein 
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- 

c) Wird eine erhebliche Störung durch Maßnahmen vollständig vermieden?   ja   nein 

- 

Der Verbotstatbestand „erhebliche Störung" tritt ein.   ja   nein 

Ausnahmegenehmigung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG erforderlich? 

Tritt einer der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 Nr. 1- 4 BNatSchG ein?    ja   nein 

(Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose und der vorgesehenen Maßnahmen) 

Wenn NEIN – Prüfung abgeschlossen 

Wenn JA  – Ausnahme gem. § 45 Abs.7 BNatSchG, ggf. i. V. mit Art. 16 FFH- RL erforderlich! 

7. Zusammenfassung 

Folgende fachlich geeignete und zumutbare Maßnahmen sind in den Planunterlagen dargestellt und berücksichtigt 
worden: 

 Vermeidungsmaßnahmen 

 CEF-Maßnahmen zur Funktionssicherung im räumlichen Zusammenhang 

 FCS-Maßnahmen zur Sicherung des derzeitigen Erhaltungszustandes der Population über den örtlichen Funk-

tionsraum hinaus 

 Gegebenenfalls erforderliche/s Funktionskontrolle/Monitoring und/oder Risikomanagement für die oben 

dargestellten Maßnahmen werden in den Planunterlagen verbindlich festgelegt  

Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose und der vorgesehenen Maßnahmen  

 tritt kein Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 1-  4  ein, so dass keine Ausnahme gem. § 45 Abs. 7 

BNatSchG, ggf. in Verbindung mit Art. 16 FFH-RL erforderlich ist 

 liegen die Ausnahmevoraussetzungen vor gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG  ggf. in Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 

FFH-RL 

 sind die Ausnahmevoraussetzungen des § 45 Abs. 7 BNatSchG in Verbindung  mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL 

nicht erfüllt! 
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Allgemeine Angaben zur Art 

1. Durch das Vorhaben betroffene Art 

„Bartfledermaus“: der Artenkomplex der Schwesterarten Große Bartfledermaus (Myotis brandtii) und Kleine Bart-
fledermaus (Myotis mystacinus) ist akustisch schwer zu trennen. Daher werden hier beide Arten beschrieben. 

Große Bartfledermaus (Myotis brandtii) 

2. Schutzstatus, Gefährdung (RL) 3. Erhaltungszustand (Ampel-Schema) 

          FFH-RL- Anh. IV - Art 

          Europäische Vogelart 

 unbekannt günstig ungünstig-un-
zureichend 

ungünstig-
schlecht 

 

..V..          RL Deutschland EU:      

..2..          RL Hessen Deutschland:      

..-..           ggf. RL regional Hessen:      

Kleine Bartfledermaus (Myotis mystacinus) 

2. Schutzstatus, Gefährdung (RL) 3. Erhaltungszustand (Ampel-Schema) 

          FFH-RL- Anh. IV - Art 

          Europäische Vogelart 

 unbekannt günstig ungünstig-un-
zureichend 

ungünstig-
schlecht 

 

..V..          RL Deutschland EU:      

..2..          RL Hessen Deutschland:      

..-..           ggf. RL regional Hessen:      

4. Charakterisierung der betroffenen Art 

4.1 Lebensraumansprüche und Verhaltensweisen  

Allgemeines 
Große Bartfledermaus (Myotis brandtii) 

Gehört zu den kleinen einheimischen Fledermausarten; nur etwas größer als die ähnliche Kleine Bartfledermaus (M. 

mystacinus). Tragus lang und spitz, das Fell auf der Oberseite hellbraun und der Unterseite hellgrau.  

Kleine Bartfledermaus (Myotis mystacinus) 

Kleinste der in Europa vorkommenden Myotis-Arten. Der spitze Tragus erreicht mehr als die halbe Ohrlänge und ist 

an der Basis nicht aufgehellt (im Unterschied zur Großen Bartfledermaus). 

Nahrung 
Große Bartfledermaus (Myotis brandtii) 

Kleine, weichhäutige Insekten, wie Kleinschmetterlinge, Tipuliden, Zuckmücken und Spinnen. Sehr wendiger, wellen-

artiger Flug; oft vegetationsnah in Bodennähe bis in die Kronenbereiche von Bäumen. Über Gewässern ähnlich der 

Wasserfledermaus, aber mit größerem Abstand zur Oberfläche.  

Kleine Bartfledermaus (Myotis mystacinus) 

Sehr vielfältig; vor allem Dipteren, Lepidopteren und Araneaen wurden nachgewiesen, aber auch Hymenopteren, 

Trichopteren, Coleopteren und andere Insektenordnungen. Flug ähnlich der Großen Bartfledermaus. 

Lebensraum und Quartiere 
Große Bartfledermaus (Myotis brandtii) 

Jagdhabitat In Wäldern, an Gewässern oder entlang linearer Strukturen, wie Hecken, Waldränder und 

Gräben. Meist bis zu 10 km vom Quartier entfernt 

Sommerquartier Spalten an Gebäuden und Bäumen, z.B. hinter abstehender Rinde oder in Stammspalten. 

Wochenstube Spalten an und in Gebäuden; auch Fledermauskästen. Meist 20-60, oft auch über 200 Tiere 

Winterquartier Höhlen, Stollen und Keller; teilweise frei hängend oder in Spalten verkrochen 

Info Gemischte Quartiere mit Rauhaut- und Mückenfledermaus möglich. 

Kleine Bartfledermaus (Myotis mystacinus) 
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Jagdhabitat Strukturreiche offene und halboffene Landschaften mit einzelnen Gehölzbeständen und 

Hecken. Auch Streuobstwiesen, Gärten, Fließgewässer und Wälder 

Sommerquartier Spalten an und in Gebäuden; auch hinter abstehender Baumrinde 

Wochenstube Spalten an und in Gebäuden; 20-60, selten bis mehrere Hundert Tiere 

Winterquartier Höhlen, Bergwerke, Bergkeller; selten Felsspalten 

Info Quartierwechsel häufig alle 10-14 Tage. Oft gemischte Wochenstuben mit Zwergfleder-

mäusen und Einzeltieren anderer Arten 

Jahresrhythmus 
Große Bartfledermaus (Myotis brandtii) 

Wochenstubenzeit Mitte Mai bis Ende Juli 

Ankunft Sommerquartiere ab Ende März 

Abzug Sommerquartiere bis Ende August aus Wochenstuben, bis Ende Oktober aus Zwischenquartier 

Wanderung Zw. Sommer- und Winterquartier meist unter 40 km, teils weit über 100 km 

Info weitgehend ortstreu 

Kleine Bartfledermaus (Myotis mystacinus) 

Wochenstubenzeit Ende Mai bis Mitte August 

Ankunft Sommerquartiere ab Ende März 

Abzug Sommerquartiere bis Ende August aus Wochenstuben, bis Ende Oktober aus Zwischenquartier 

Wanderung Wanderungen zwischen Sommer- und Winterquartier sind selten 

Info teilweise Jahresquartiere 

4.2 Verbreitung und Zukunftsaussichten 

Große Bartfledermaus (Myotis brandtii) 

Europa: Nachweise aus meisten Ländern Mitteleuropas sowie aus Schweden und Finnland. Im Süden bis Höhe der 

Alpen und über Balkan nach Südosten. In Deutschland Wochenstuben aus verschiedenen Landesteilen mit leichter 

Häufung im Norden bekannt. IUCN: Least Concern 

Angaben zur Art in der kontinentalen Region Europas: Zukunftsaussichten ungünstig bis unzureichend (Eionet 2007-

2012) 

Angaben zur Art in der kontinentalen Region Deutschlands: Zukunftsaussichten unbekannt (FFH-Bericht 2019) 

Angaben zur Art im Gebiet (Hessen): Zukunftsaussichten ungünstig bis unzureichend (FFH-Bericht 2013). 3 Wochen-

stuben, 6 weitere Reproduktionshinweise. Insgesamt gehört sehr seltene Fledermausart in Hessen ohne erkennbare 

Schwerpunktvorkommen (Hessen Forst, DIETZ & SIMON 2006) 

Kleine Bartfledermaus (Myotis mystacinus) 

Europa: Nachweise von Nordspanien, aus ganz Mitteleuropa und weiten Teilen Skandinaviens bis nach Osteuropa. 

Ganz Deutschland; in nördlichen Bundesländern fehlen Wochenstubennachweise. IUCN: Least Concern 

Angaben zur Art in der kontinentalen Region Europas: Zukunftsaussichten ungünstig bis unzureichend (Eionet 2007-

2012) 

Angaben zur Art in der kontinentalen Region Deutschlands: Zukunftsaussichten ungünstig - unzureichend (FFH-Be-

richt 2019) 

Angaben zur Art im Gebiet (Hessen): Zukunftsaussichten günstig (FFH-Bericht 2013). Flächendeckend, jedoch noch 

erhebliche Kartierungslücken. Vermutlich bisher nur kleiner Teil der Kolonien entdeckt (Hessen Forst, DIETZ & SIMON 

2006) 
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Vorhabenbezogene Angaben 

5. Vorkommen der Art im Untersuchungsraum 

 nachgewiesen  potentiell  

Im Untersuchungsbereich konnte das Vorkommen einer „Bartfledermaus“ festgestellt werden. Die „Bartfeldermaus“ 

besteht aus dem Schwesternkomplex Große Bartfledermaus (Myotis brandtii) und Kleine Bartfledermaus (Myotis 

mystacinus). Beide sind durch akustische Erfassung kaum unterscheidbar. Quartiere wurden nicht festgestellt und 

sind aufgrund der geringen Nachweishäufigkeit unwahrscheinlich (vgl. Kap. 2.1.4.2 Ergebnis).  

6. Prognose und Bewertung der Tatbestände nach § 44 BNatSchG 

6.1 Entnahme, Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG) 

a) Können Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der Natur entnommen, beschädigt oder zerstört werden? 

(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)   ja   nein 

Es können keine Fortpflanzungs- und Ruhestätten der Art beschädigt oder zerstört werden. 

b) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich?   ja   nein 

- 

c) Wird die ökologische Funktion im räumlichen Zusammenhang ohne vorgezogene Ausgleichs-Maßnahmen (CEF) 

gewahrt? (§ 44 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG)   ja   nein 

- 

d) Wenn Nein - kann die ökologische Funktion durch vorgezogene Ausgleichs-Maßnahmen (CEF) gewährleistet 

werden?   ja   nein 

- 

Der Verbotstatbestand „Entnahme, Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten" tritt ein.

  ja   nein  

6.2 Fang, Verletzung, Tötung wild lebender Tiere (§ 44 Abs.1 Nr.1 BNatSchG) 

a) Können Tiere gefangen, verletzt oder getötet werden? 

(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)   ja   nein 

Im Geltungsbereich können keine Ruhe- und Fortpflanzungsstätten der Art auftreten. Somit können die geplanten 

Baumaßnahmen keine Ruhe- und Reproduktionsstätten der Art betreffen. Eine Verletzung /Tötung von Individuen 

(z.B. durch Beschädigung von Quartieren) ist nicht möglich. 

b) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich?   ja   nein 

- 

c) Verbleibt unter Berücksichtigung der Vermeidungsmaßnahmen ein signifikant erhöhtes Verletzungs- oder Tö-

tungsrisiko? (Wenn JA - Verbotsauslösung!)   ja   nein 

- 

Der Verbotstatbestand „Fangen, Töten, Verletzen" tritt ein.    ja   nein  

6.3 Störungstatbestand (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) 

a) Können wild lebende Tiere während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungs-

zeiten erheblich gestört werden?   ja   nein 

Der Geltungsbereich wird nur vereinzelt genutzt.  

Mit erheblichen Störungen des Jagdreviers und einem erheblichen Verlust von Leitstrukturen ist nicht zu rechnen.  

b) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich?   ja   nein 

-           
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c) Wird eine erhebliche Störung durch Maßnahmen vollständig vermieden?   ja   nein 

- 

Der Verbotstatbestand „erhebliche Störung" tritt ein.   ja   nein 

Ausnahmegenehmigung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG erforderlich? 

Tritt einer der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 Nr. 1- 4 BNatSchG ein?    ja   nein 

(Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose und der vorgesehenen Maßnahmen) 

Wenn NEIN – Prüfung abgeschlossen 

Wenn JA  – Ausnahme gem. § 45 Abs.7 BNatSchG, ggf. i. V. mit Art. 16 FFH- RL erforderlich! 

7. Zusammenfassung 

Folgende fachlich geeignete und zumutbare Maßnahmen sind in den Planunterlagen dargestellt und berücksichtigt 
worden: 

 Vermeidungsmaßnahmen 

 CEF-Maßnahmen zur Funktionssicherung im räumlichen Zusammenhang 

 FCS-Maßnahmen zur Sicherung des derzeitigen Erhaltungszustandes der Population über den örtlichen Funk-

tionsraum hinaus 

 Gegebenenfalls erforderliche/s Funktionskontrolle/Monitoring und/oder Risikomanagement für die oben 

dargestellten Maßnahmen werden in den Planunterlagen verbindlich festgelegt  

Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose und der vorgesehenen Maßnahmen  

 tritt kein Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 1-  4  ein, so dass keine Ausnahme gem. § 45 Abs. 7 

BNatSchG, ggf. in Verbindung mit Art. 16 FFH-RL erforderlich ist 

 liegen die Ausnahmevoraussetzungen vor gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG  ggf. in Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 

FFH-RL 

 sind die Ausnahmevoraussetzungen des § 45 Abs. 7 BNatSchG in Verbindung  mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL 

nicht erfüllt! 
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Allgemeine Angaben zur Art 

1. Durch das Vorhaben betroffene Art 

Breitflügelfledermaus (Eptesicus serotinus) 

2. Schutzstatus, Gefährdungsstufe 
    (Rote Listen) 

3. Erhaltungszustand (Ampel-Schema) 

          FFH-RL- Anh. IV - Art 

          Europäische Vogelart 

 unbekannt günstig ungünstig-un-
zureichend 

ungünstig-
schlecht 

 

..G..          RL Deutschland EU:      

..2..          RL Hessen Deutsch-
land: 

     

..-..           ggf. RL regional Hessen:      

4. Charakterisierung der betroffenen Art 

4.1 Lebensraumansprüche und Verhaltensweisen  

Allgemeines 

Eine der großen einheimischen Arten. In der Länge ihres Unterarms von 48-56 mm wird sie nur von Großem Mausohr 

und Großem Abendsegler an Größe übertroffen, im Gewicht reicht sie sogar an diese heran. 

Nahrung 

Hauptsächlich große Schmetterlinge und Käfer sowie Dipteren. Beutefang im wendigen Flug entlang von Vegetati-

onskanten, beim Umkreisen von Einzelbäumen oder im freien Luftraum. Auch Absammeln (Käfer) von frisch gemäh-

ter Wiese oder Baumkronen 

Lebensraum und Quartiere 

Jagdhabitat Meist Offenland: Baumbestandene Weiden, Gärten, Parks, Hecken und Waldränder; Later-

nen 

Sommerquartier Versteckte Mauerspalten, Holzverkleidungen, Dachüberstände und Zwischendächer 

Wochenstube Spalten an und in Gebäuden; 10-60, vereinzelt 300 Tiere 

Winterquartier Meist Spaltenquartiere 

Info Natürliche Quartiere in Baumhöhlen oder Felsspalten nur aus Südeuropa bekannt. Z.T. 

Quartierwechsel im Verbund. Häufig selbe Wochenstuben 

Jahresrhythmus 

Wochenstubenzeit Ab Anfang Mai 

Ankunft Sommerquartiere März bis April 

Abzug Sommerquartiere Oktober bis November 

Wanderung Winterquartiere meist im Radius von 50km um Sommerquartiere 

Info Teilweise Jahresquartiere 

4.2 Verbreitung und Zukunftsaussichten 

Europa: In Süd-, Mittel- und Osteuropa weit verbreitet, z.T. recht häufig. Im Norden in Südengland, weiten Teilen 

Dänemarks und dem äußersten Süden Schwedens. Es gibt Hinweise, dass sich die Art nach Norden ausbreitet. In 

Deutschland Art flächendeckend verbreitet, mit Schwerpunkt in der norddeutschen Tiefebene. IUCN: Least Concern 

Angaben zur Art in der kontinentalen Region Europas: Zukunftsaussichten ungünstig bis unzureichend (Eionet 2007-

2012) 

Angaben zur Art in der kontinentalen Region Deutschlands: Zukunftsaussichten ungünstig bis unzureichend (FFH-

Bericht 2019) 

Angaben zur Art im Gebiet (Hessen): Zukunftsaussichten günstig (FFH-Bericht 2013). Wochenstuben 164. Haupt-

sächlich Südhessen und Marburg-Biedenkopf. zahlreiche neue Hinweise auch aus Nord- und Osthessen (Hessen Forst, 

DIETZ & SIMON 2006) 
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Vorhabenbezogene Angaben 

5. Vorkommen der Art im Untersuchungsraum 

 nachgewiesen  potentiell  

Im Untersuchungsbereich konnte das Vorkommen der Breitflügelfledermaus festgestellt werden. Quartiere im Gel-

tungsbereich sind möglich (vgl. Kap. 2.1.4.2 Ergebnis).  

6. Prognose und Bewertung der Tatbestände nach § 44 BNatSchG 

6.1 Entnahme, Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG) 

a) Können Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der Natur entnommen, beschädigt oder zerstört werden? 

(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)   ja   nein 

Anlange- und betriebsbedingt können Fortpflanzungs- und Ruhestätten der Art beschädigt oder zerstört werden. 

b) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich?   ja   nein 

 Gebäude und Gebäudeteile, die für den Abbruch vorgesehen sind, sind unmittelbar vor Durchführung der Ab-

brucharbeiten auf Quartiere von Fledermäusen durch einen Fachgutachter zu untersuchen. Bei Besatz sind in 

Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde Maßnahmen zu ergreifen, um ein Eintreten der artenschutz-

rechtlichen Verbotstatbestände gemäß § 44 BNatSchG auszuschließen. 

c) Wird die ökologische Funktion im räumlichen Zusammenhang ohne vorgezogene Ausgleichs-Maßnahmen (CEF) 

gewahrt? (§ 44 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG)   ja   nein 

- 

d) Wenn Nein - kann die ökologische Funktion durch vorgezogene Ausgleichs-Maßnahmen (CEF) gewährleistet 

werden?   ja   nein 

- 

Der Verbotstatbestand „Entnahme, Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten" tritt ein.

  ja   nein  

6.2 Fang, Verletzung, Tötung wild lebender Tiere (§ 44 Abs.1 Nr.1 BNatSchG) 

a) Können Tiere gefangen, verletzt oder getötet werden? 

(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)   ja   nein 

Im Geltungsbereich können Ruhe- und Fortpflanzungsstätten der Art auftreten. Somit können die geplanten Bau-

maßnahmen Ruhe- und Reproduktionsstätten der Art betreffen und zu einer Verletzung /Tötung von Individuen (z.B. 

durch Beschädigung von Quartieren) führen. 

b) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich?   ja   nein 

 Gebäude und Gebäudeteile, die für den Abbruch vorgesehen sind, sind unmittelbar vor Durchführung der Ab-

brucharbeiten auf Quartiere von Fledermäusen durch einen Fachgutachter zu untersuchen. Bei Besatz sind in 

Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde Maßnahmen zu ergreifen, um ein Eintreten der artenschutz-

rechtlichen Verbotstatbestände gemäß § 44 BNatSchG auszuschließen. 

c) Verbleibt unter Berücksichtigung der Vermeidungsmaßnahmen ein signifikant erhöhtes Verletzungs- oder Tö-

tungsrisiko? (Wenn JA - Verbotsauslösung!)   ja   nein 

- 

Der Verbotstatbestand „Fangen, Töten, Verletzen" tritt ein.    ja   nein  

6.3 Störungstatbestand (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) 

a) Können wild lebende Tiere während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungs-

zeiten erheblich gestört werden?   ja   nein 

83 von 194 in der Zusammenstellung



4 Anhang (Prüfbögen) AF – BP „Eisenstraße/Wohnanlage an der Post“; Universitätsstadt Marburg 

50 

Der Geltungsbereich wird häufig genutzt.  

Mit erheblichen Störungen des Jagdreviers und einem erheblichen Verlust von Leitstrukturen ist nicht zu rechnen.  

b) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich?   ja   nein 

-   

c) Wird eine erhebliche Störung durch Maßnahmen vollständig vermieden?   ja   nein 

- 

Der Verbotstatbestand „erhebliche Störung" tritt ein.   ja   nein 

Ausnahmegenehmigung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG erforderlich? 

Tritt einer der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 Nr. 1- 4 BNatSchG ein?    ja   nein 

(Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose und der vorgesehenen Maßnahmen) 

Wenn NEIN – Prüfung abgeschlossen 

Wenn JA  – Ausnahme gem. § 45 Abs.7 BNatSchG, ggf. i. V. mit Art. 16 FFH- RL erforderlich! 

7. Zusammenfassung 

Folgende fachlich geeignete und zumutbare Maßnahmen sind in den Planunterlagen dargestellt und berücksichtigt 
worden: 

 Vermeidungsmaßnahmen 

 CEF-Maßnahmen zur Funktionssicherung im räumlichen Zusammenhang 

 FCS-Maßnahmen zur Sicherung des derzeitigen Erhaltungszustandes der Population über den örtlichen Funk-

tionsraum hinaus 

 Gegebenenfalls erforderliche/s Funktionskontrolle/Monitoring und/oder Risikomanagement für die oben 

dargestellten Maßnahmen werden in den Planunterlagen verbindlich festgelegt  

Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose und der vorgesehenen Maßnahmen  

 tritt kein Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 1-  4  ein, so dass keine Ausnahme gem. § 45 Abs. 7 

BNatSchG, ggf. in Verbindung mit Art. 16 FFH-RL erforderlich ist 

 liegen die Ausnahmevoraussetzungen vor gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG  ggf. in Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 

FFH-RL 

 sind die Ausnahmevoraussetzungen des § 45 Abs. 7 BNatSchG in Verbindung  mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL 

nicht erfüllt! 
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Allgemeine Angaben zur Art 

1. Durch das Vorhaben betroffene Art 

Großer Abendsegler (Nyctalus noctula) 

2. Schutzstatus, Gefährdungsstufe 
    (Rote Listen) 

3. Erhaltungszustand (Ampel-Schema) 

          FFH-RL- Anh. IV - Art 

          Europäische Vogelart 

 unbekannt günstig ungünstig-un-
zureichend 

ungünstig-
schlecht 

 

..V..          RL Deutschland EU:      

..3..          RL Hessen Deutsch-
land: 

     

..-..           ggf. RL regional Hessen:      

4. Charakterisierung der betroffenen Art 

4.1 Lebensraumansprüche und Verhaltensweisen  

Allgemeines 

Nach dem Großen Mausohr zweitgrößte einheimische Fledermausart. Durch die Größe leicht von Nyctalus leisleri zu 

unterscheiden. Im Flug zeichnen im Vergleich zu Großem Mausohr und Breitflügelfledermaus schmalere Flügel. 

Nahrung 

Vor allem Dipteren, Wanzen, Köcherfliegen, Käfer und Schmetterlinge in sehr schnellem, geradlinigem Flug mit ra-

santen Sturzflügen, oft in 10-50 m, teilweise mehreren hundert Metern Höhe. Im Herbst und Winter (bei warmer 

Witterung) Jagdflüge häufig auch tagsüber.  

Lebensraum und Quartiere 

Jagdhabitat freier Luftraum über Kronendach von Wäldern, abgemähten Flächen, Gewässern oder in 

Parks. Auch in Entfernungen von über 10 km, meist im Umkreis von 6 km zum Quartier. 

Sommerquartier Baumhöhlen, bevorzugt alte Spechthöhlen; vereinzelt auch Fledermauskästen oder Ge-

bäude. Männchenkolonien umfassen bis zu 20 Tiere 

Wochenstube Baumhöhlen, bevorzugt alte Spechthöhlen; auch Fledermauskästen, Gebäude. 20-60 Tiere 

Winterquartier meist Baumhöhlen. 100-200, maximal 420 Tiere. An Gebäuden bis zu 500 Tiere. 

Info Häufig Wechsel der Baumquartiere, insbesondere Wochenstuben. In Quartieren manch-

mal vergesellschaftet mit Wasser- und Rauhhautfledermaus 

Jahresrhythmus 

Wochenstubenzeit Anfang Juni bis Ende August 

Ankunft Sommerquartiere Mitte März bis Mitte April 

Abzug Sommerquartiere Anfang September bis Spätherbst 

Wanderung nicht selten 1000 km nach Süd-/ südliches Mitteleuropa 

Info Wanderung teils tagsüber, zus. mit Schwalben 

4.2 Verbreitung 

Europa: Großteil Europas. In Deutschland. bundesweit, allerdings in Süddeutschland vor allem Sommerquartiere von 

Männchen sowie Winterquartiere; Reproduktionsschwerpunkt der Art in Nordostdeutschland. IUCN: Least Concern 

Angaben zur Art in der kontinentalen Region Europas: Zukunftsaussichten ungünstig – unzureichend (Eionet 2007-

2012) 

Angaben zur Art in der kontinentalen Region Deutschlands: Zukunftsaussichten ungünstig bis unzureichend (FFH-

Bericht 2019) 

Angaben zur Art im Gebiet (Hessen): Zukunftsaussichten ungünstig bis unzureichend (FFH-Bericht 2013). Trotz zahl-

reicher Fundpunkte darf die Population in Hessen nicht überschätzt werden. Da Hessen außerhalb des eigentlichen 

Reproduktionsgebietes liegt, ist auch weiterhin nur ausnahmsweise mit weiteren Wochenstubenquartieren zu rech-

nen (Hessen Forst, DIETZ & SIMON 2006) 
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Vorhabenbezogene Angaben 

5. Vorkommen der Art im Untersuchungsraum 

 nachgewiesen  potentiell  

Im Untersuchungsbereich konnte das Vorkommen des Großen Abendseglers festgestellt werden. Quartiere wurden 

nicht festgestellt und sind aufgrund der geringen Nachweishäufigkeit sowie der artspezifischen Quartierpräferenzen 

unwahrscheinlich (vgl. Kap. 2.1.4.2 Ergebnis).  

6. Prognose und Bewertung der Tatbestände nach § 44 BNatSchG 

6.1 Entnahme, Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG) 

a) Können Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der Natur entnommen, beschädigt oder zerstört werden? 

(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)   ja   nein 

Es können keine Fortpflanzungs- und Ruhestätten der Art beschädigt oder zerstört werden. 

b) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich?   ja   nein 

- 

c) Wird die ökologische Funktion im räumlichen Zusammenhang ohne vorgezogene Ausgleichs-Maßnahmen (CEF) 

gewahrt? (§ 44 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG)   ja   nein 

- 

d) Wenn Nein - kann die ökologische Funktion durch vorgezogene Ausgleichs-Maßnahmen (CEF) gewährleistet 

werden?   ja   nein 

- 

Der Verbotstatbestand „Entnahme, Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten" tritt ein.

  ja   nein  

6.2 Fang, Verletzung, Tötung wild lebender Tiere (§ 44 Abs.1 Nr.1 BNatSchG) 

a) Können Tiere gefangen, verletzt oder getötet werden? 

(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)   ja   nein 

Im Geltungsbereich können keine Ruhe- und Fortpflanzungsstätten der Art auftreten. Somit können die geplanten 

Baumaßnahmen keine Ruhe- und Reproduktionsstätten der Art betreffen. Eine Verletzung /Tötung von Individuen 

(z.B. durch Beschädigung von Quartieren) ist nicht möglich. 

b) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich?   ja   nein 

- 

c) Verbleibt unter Berücksichtigung der Vermeidungsmaßnahmen ein signifikant erhöhtes Verletzungs- oder Tö-

tungsrisiko? (Wenn JA - Verbotsauslösung!)   ja   nein 

- 

Der Verbotstatbestand „Fangen, Töten, Verletzen" tritt ein.    ja   nein  

6.3 Störungstatbestand (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) 

a) Können wild lebende Tiere während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungs-

zeiten erheblich gestört werden?   ja   nein 

Der Geltungsbereich wird nur vereinzelt genutzt.  

Mit erheblichen Störungen des Jagdreviers und einem erheblichen Verlust von Leitstrukturen ist nicht zu rechnen.  

b) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich?   ja   nein 

-           

c) Wird eine erhebliche Störung durch Maßnahmen vollständig vermieden?   ja   nein 
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- 

Der Verbotstatbestand „erhebliche Störung" tritt ein.   ja   nein 

Ausnahmegenehmigung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG erforderlich? 

Tritt einer der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 Nr. 1- 4 BNatSchG ein?    ja   nein 

(Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose und der vorgesehenen Maßnahmen) 

Wenn NEIN – Prüfung abgeschlossen 

Wenn JA  – Ausnahme gem. § 45 Abs.7 BNatSchG, ggf. i. V. mit Art. 16 FFH- RL erforderlich! 

7. Zusammenfassung 

Folgende fachlich geeignete und zumutbare Maßnahmen sind in den Planunterlagen dargestellt und berücksichtigt 
worden: 

 Vermeidungsmaßnahmen 

 CEF-Maßnahmen zur Funktionssicherung im räumlichen Zusammenhang 

 FCS-Maßnahmen zur Sicherung des derzeitigen Erhaltungszustandes der Population über den örtlichen Funk-

tionsraum hinaus 

 Gegebenenfalls erforderliche/s Funktionskontrolle/Monitoring und/oder Risikomanagement für die oben 

dargestellten Maßnahmen werden in den Planunterlagen verbindlich festgelegt  

Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose und der vorgesehenen Maßnahmen  

 tritt kein Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 1-  4  ein, so dass keine Ausnahme gem. § 45 Abs. 7 

BNatSchG, ggf. in Verbindung mit Art. 16 FFH-RL erforderlich ist 

 liegen die Ausnahmevoraussetzungen vor gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG  ggf. in Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 

FFH-RL 

 sind die Ausnahmevoraussetzungen des § 45 Abs. 7 BNatSchG in Verbindung  mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL 

nicht erfüllt! 
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Allgemeine Angaben zur Art 

1. Durch das Vorhaben betroffene Art 

Zwergfledermaus (Pipistrellus pipistrellus) 

2. Schutzstatus, Gefährdungsstufe 
    (Rote Listen) 

3. Erhaltungszustand (Ampel-Schema) 

          FFH-RL- Anh. IV - Art 

          Europäische Vogelart 

 unbekannt günstig ungünstig-un-
zureichend 

ungünstig-
schlecht 

 

..*..           RL Deutschland EU:      

..3..          RL Hessen Deutsch-
land: 

     

..-..           ggf. RL regional Hessen:      

4. Charakterisierung der betroffenen Art 

4.1 Lebensraumansprüche und Verhaltensweisen  

Allgemeines 

Eine der kleinsten einheimischen Fledermäuse. Von der neu entdeckten Schwesterart, der Mückenfledermaus (Pi-

pistrellus pygmaeus), unterscheidet sie sich neben kleinen morphologischen Unterschieden (z.B. Penisfarbe), vor al-

lem durch die mittlere Ruffrequenz von 45 kHz (Mückenfledermaus: 55 kHz). 

Nahrung 

Generalist; vorwiegend kleine Insekten wie Mücken oder Kleinschmetterlinge. Beutefang im wendigen, kurvenrei-

chen Flug. Oft Patrouille linearer Strukturen. Häufig an Straßenlaternen zu finden. 

Lebensraum und Quartiere 

Jagdhabitat Siedlungsbereich, Waldränder, Hecken und andere Grenzstrukturen. Jagd auch über Ge-

wässern  

Sommerquartier Verschiedene Spaltenräume in Gebäuden; auch Felsspalten und hinter Baumrinde 

Wochenstube Verschiedene Spaltenräume in Gebäuden. Meist 50-100, selten 250 Tiere 

Winterquartier Mehrere hundert in Felsspalten, unterirdischen Höhlen und (auch vereinzelt) in Gebäuden; 

bis zu 50000 in Schloss- und Burgkellern in Massenquartieren möglich 

Info Wochenstubenkolonien wechseln durchschnittlich alle 12 Tage ihr Quartier 

Jahresrhythmus 

Wochenstubenzeit Anfang Juni bis Ende August 

Ankunft Sommerquartiere Ab Anfang März 

Abzug Sommerquartiere Oktober bis November 

Wanderung SQ liegen im Radius von bis zu 40 km um das Winterquartier 

Info Schwärmen an großen Winterquartieren von Mai bis September, v.a. August. 

Regelmäßig Invasion in leerstehende Gebäude oder Wohnungen hauptsächlich 

durch Jungtiere auf dem Weg zum Winterquartier 

4.2 Verbreitung und Zukunftsaussichten 

Europa: Ganz Europa mit Ausnahme weiter Teile Skandinaviens. IUCN: Least Concern 

Angaben zur Art in der kontinentalen Region Europas: Zukunftsaussichten günstig (Eionet 2007-2012) 

Angaben zur Art in der kontinentalen Region Deutschlands: Zukunftsaussichten günstig (FFH-Bericht 2019) 

Angaben zur Art im Gebiet (Hessen): Zukunftsaussichten günstig (FFH-Bericht 2013). Häufigste Fledermausart Hes-

sens. Bestand Landkreis Marburg-Biedenkopf knapp 120.000 adulte Tiere. Einzige Fledermausart, bei der momentan 

keine flächige Gefährdung anzunehmen ist (Hessen Forst, DIETZ & SIMON 2006) 
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Vorhabenbezogene Angaben 

5. Vorkommen der Art im Untersuchungsraum 

 nachgewiesen  potentiell  

Im Untersuchungsbereich konnte das Vorkommen der Zwergfledermaus festgestellt werden. Quartiere im Geltungs-

bereich sind möglich (vgl. Kap. 2.1.4.2 Ergebnis).  

6. Prognose und Bewertung der Tatbestände nach § 44 BNatSchG 

6.1 Entnahme, Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG) 

a) Können Fortpflanzungs- oder Ruhestätten aus der Natur entnommen, beschädigt oder zerstört werden? 

(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)   ja   nein 

Anlange- und betriebsbedingt können Fortpflanzungs- und Ruhestätten der Art beschädigt oder zerstört werden. 

b) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich?   ja   nein 

 Die Rodung von Bäumen und Gehölzen ist gemäß § 39 Abs. 5 BNatSchG im Allgemeinen nur in der Zeit vom 1. 

Oktober bis 28. / 29. Februar zulässig. Außerhalb dieses Zeitraums sind zwingend die Zustimmung der Unteren 

Naturschutzbehörde und die Freigabe durch eine Umweltbaubegleitung erforderlich. 

 Gebäude und Gebäudeteile, die für den Abbruch vorgesehen sind, sind unmittelbar vor Durchführung der Ab-

brucharbeiten auf Quartiere von Fledermäusen durch einen Fachgutachter zu untersuchen. Bei Besatz sind in 

Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde Maßnahmen zu ergreifen, um ein Eintreten der artenschutz-

rechtlichen Verbotstatbestände gemäß § 44 BNatSchG auszuschließen. 

c) Wird die ökologische Funktion im räumlichen Zusammenhang ohne vorgezogene Ausgleichs-Maßnahmen (CEF) 

gewahrt? (§ 44 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG)   ja   nein 

- 

d) Wenn Nein - kann die ökologische Funktion durch vorgezogene Ausgleichs-Maßnahmen (CEF) gewährleistet 

werden?   ja   nein 

- 

Der Verbotstatbestand „Entnahme, Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten" tritt ein.

  ja   nein  

6.2 Fang, Verletzung, Tötung wild lebender Tiere (§ 44 Abs.1 Nr.1 BNatSchG) 

a) Können Tiere gefangen, verletzt oder getötet werden? 

(Vermeidungsmaßnahmen zunächst unberücksichtigt)   ja   nein 

Im Geltungsbereich können Ruhe- und Fortpflanzungsstätten der Art auftreten. Somit können die geplanten Bau-

maßnahmen Ruhe- und Reproduktionsstätten der Art betreffen und zu einer Verletzung /Tötung von Individuen (z.B. 

durch Beschädigung von Quartieren) führen. 

b) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich?   ja   nein 

 Die Rodung von Bäumen und Gehölzen ist gemäß § 39 Abs. 5 BNatSchG im Allgemeinen nur in der Zeit vom 1. 

Oktober bis 28. / 29. Februar zulässig. Außerhalb dieses Zeitraums sind zwingend die Zustimmung der Unteren 

Naturschutzbehörde und die Freigabe durch eine Umweltbaubegleitung erforderlich. 

 Gebäude und Gebäudeteile, die für den Abbruch vorgesehen sind, sind unmittelbar vor Durchführung der Ab-

brucharbeiten auf Quartiere von Fledermäusen durch einen Fachgutachter zu untersuchen. Bei Besatz sind in 

Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde Maßnahmen zu ergreifen, um ein Eintreten der artenschutz-

rechtlichen Verbotstatbestände gemäß § 44 BNatSchG auszuschließen. 

c) Verbleibt unter Berücksichtigung der Vermeidungsmaßnahmen ein signifikant erhöhtes Verletzungs- oder Tö-

tungsrisiko? (Wenn JA - Verbotsauslösung!)   ja   nein 

- 
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Der Verbotstatbestand „Fangen, Töten, Verletzen" tritt ein.    ja   nein  

6.3 Störungstatbestand (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) 

a) Können wild lebende Tiere während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungs-

zeiten erheblich gestört werden?   ja   nein 

Der Geltungsbereich wird sehr häufig genutzt.  

Der Verlust von Leitstrukturen bzw. kleinere Änderungen im Umfeld werden von der Zwergfledermaus meist schnell 

kompensiert. Mit erheblichen Störungen ist nicht zu rechnen. 

b) Sind Vermeidungsmaßnahmen möglich?   ja   nein 

-   

c) Wird eine erhebliche Störung durch Maßnahmen vollständig vermieden?   ja   nein 

- 

Der Verbotstatbestand „erhebliche Störung" tritt ein.   ja   nein 

Ausnahmegenehmigung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG erforderlich? 

Tritt einer der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 Nr. 1- 4 BNatSchG ein?    ja   nein 

(Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose und der vorgesehenen Maßnahmen) 

Wenn NEIN – Prüfung abgeschlossen 

Wenn JA  – Ausnahme gem. § 45 Abs.7 BNatSchG, ggf. i. V. mit Art. 16 FFH- RL erforderlich! 

7. Zusammenfassung 

Folgende fachlich geeignete und zumutbare Maßnahmen sind in den Planunterlagen dargestellt und berücksichtigt 
worden: 

 Vermeidungsmaßnahmen 

 CEF-Maßnahmen zur Funktionssicherung im räumlichen Zusammenhang 

 FCS-Maßnahmen zur Sicherung des derzeitigen Erhaltungszustandes der Population über den örtlichen Funk-

tionsraum hinaus 

 Gegebenenfalls erforderliche/s Funktionskontrolle/Monitoring und/oder Risikomanagement für die oben 

dargestellten Maßnahmen werden in den Planunterlagen verbindlich festgelegt  

Unter Berücksichtigung der Wirkungsprognose und der vorgesehenen Maßnahmen  

 tritt kein Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 1-  4  ein, so dass keine Ausnahme gem. § 45 Abs. 7 

BNatSchG, ggf. in Verbindung mit Art. 16 FFH-RL erforderlich ist 

 liegen die Ausnahmevoraussetzungen vor gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG  ggf. in Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 

FFH-RL 

 sind die Ausnahmevoraussetzungen des § 45 Abs. 7 BNatSchG in Verbindung  mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL 

nicht erfüllt! 
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Dr. René Kristen (Dipl. Biol.) 
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1 Beschreibung der Planung 

Der Beschluss zur Aufstellung des Bebauungsplanes „Ehemaliges Hauptpostareal zwischen der Eisen-
straße und der Zimmermannstraße“ wurde von der Stadtverordnetenversammlung Marburg am 27.09.2019 
gefasst. Das Planziel des Bebauungsplanes ist die Ausweisung eines Allgemeinen Wohngebietes. 

Das zwischen der Lahn bzw. der in diesem Abschnitt 1974 eröffneten „Stadtautobahn“ und der Bahnstrecke 
liegende Gebiet war ursprünglich durch kleinere Gewerbebetriebe geprägt. Mit dem Rückgang der Bedeu-
tung der Eisenbahn für den Güterverkehr begann ein Prozess der Umstrukturierung, der durch eine Zu-
nahme der Wohnnutzung gekennzeichnet ist. Die Stadt Marburg unterstützt diesen Prozess, da es sich um 
innenstadtnahe und gleichzeitig verkehrsgünstig gelegene Flächen handelt. Hervorzuheben ist in diesem 
Zusammenhang auch der 2015 abgeschlossene Umbau des Bahnhofsvorplatzes zum Zentralen Omnibus-
bahnhof. Nur rd. 350 m nördlich des ZOB liegt zwischen der Eisenstraße und der Zimmermannstraße das 
Gelände des 1976 eröffneten Postamtes. Durch die Automation in der Sortierung und die Entwicklung mo-
derner Kommunikationstechnologien ging auch die Bedeutung des Postamtes zurück. Eine Folge dieser 
Entwicklung ist auch die Reduzierung der Zustellstützpunkte. So wird auch das Postamt Zimmermann-
straße 2 nur noch für einen speziellen Servicebereich der Post benötigt. Die nicht mehr betriebsnotwendi-
gen Hofflächen stellen ein Innenentwicklungspotenzial dar. Bei den benachbarten Wohnhäusern handelt 
es sich um Mehrfamilienhäuser mit vier bis fünf Geschossen. Daher empfiehlt sich auch für den ehemaligen 
Posthof die Errichtung von Mehrfamilienhäusern mit vergleichbarer Höhenentwicklung. 

 

 
Abb. 1: Geltungsbereich des Bebauungsplanes (rot). Hintergrund: Natureg.hessen.de (HLNUG 2020B), 
eigene Bearbeitung (03/2020). 
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Im Hinblick auf einen ausgeglichenen Wohnungsmarkt soll qualitativ hochwertiger, aber dennoch preiswer-
ter Wohnraum geschaffen werden, die Zielgruppe sind Personen mit niedrigem und mittlerem Einkommen. 
Zur Sicherung dieser Zielvorgabe wurde mit dem Grundstückseigentümer bereits ein „Letter of Intent“ ab-
geschlossen, der die Grundlage für einen vor Satzungsbeschluss zu unterzeichnendem städtebaulichem 
Vertrag bildet.  

Die Aufstellung des Bebauungsplanes erfolgt im beschleunigten Verfahren nach § 13a Baugesetzbuch 
(BauGB) ohne Durchführung einer Umweltprüfung gemäß § 2 Abs. 4 BauGB. Die der Umweltprüfung zu-
gehörigen Belange sind gleichwohl vollumfänglich abzuarbeiten, um eine gerechte Abwägung i.S. § 1 Abs. 
7 BauGB zu ermöglichen. Die Belange der Natur und Landschaft finden im vorliegenden Landschaftspfle-
gerischen Fachbeitrag Beachtung. 

 

 

2 Lage, Nutzung und naturräumliche Einordnung 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst die südlich an die Eisenstraße angrenzen-
den nicht mehr betriebsnotwendigen Hofflächen einschließlich eines vormals zur Wartung der hier statio-
nierten Auslieferungsfahrzeuge erbauten Werkstatt und das frühere Dienstwohngebäude (Villa) Eisen-
straße 2. Die Werkstatt sollen abgebrochen und das Wohnhaus wieder einer Nutzung zugeführt werden. 
Ein städtebauliches Erfordernis zur Einbeziehung weitere Flächen besteht nicht. An den räumlichen Gel-
tungsbereich grenzen an: 

Norden:  Nördlich an die Eisenstraße schließt ein ehem. gewerblich genutztes Areal an, auf den derzeit 
eine mehrgliedrige Wohnanlage mit 49 Wohnungen entsteht.  

Osten:  Die zur Kasseler Straße überleitende Bauzeile weist in ihrem nördlichen Abschnitt ältere Mehr-
familienhäuser auf, im südlichen Abschnitt sind hinter den Mehrfamilienwohnhäusern noch 
Gewerbehöfe mit niedrigen Zweckbauten aus den 1960er und 1970er Jahren anzutreffen. 

Süden:  Hier befinden sich ein geschlossener Garagenhof und die Rampen der ehemaligen Verteiler-
halle mit vorgelagerten Hofflächen. Die Flächen sind asphaltiert und werden Parkplatz genutzt.   

Westen:  Entlang der Afföllerstraße stehen vier- bis fünfgeschossige Wohnhäuser. Es handelt sich um 
eine durchgehende Bauzeile in geschlossener Bauweise.  

 
Im Umgriff des räumlichen Geltungsbereiches liegt eine Fläche von rd. 0,5 ha.  

 

Naturräumlich liegt das Plangebiet nach Klausing (1988) in der Teileinheit „Marburger Lahntalsenke“ 
(348.02) der Haupteinheit „Marburg-Gießener Lahntal“ (Westhessisches Berg- und Senkenland). 

 

 

3 Übergeordnete Planungen 

Der Regionalplan Südhessen RPM2010 stellt Vorranggebiet Siedlung Bestand dar. Der Bebauungsplan ist 
insoweit an die Ziele der Raumordnung angepasst. 

 

Der wirksame Flächennutzungsplan der Stadt Marburg stellt Gemischte Baufläche dar. Das zur Auswei-
sung vorgesehene Allgemeine Wohngebiet kann nicht aus dieser Darstellung entwickelt werden. Der 
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Flächennutzungsplan ist daher nach Abschluss des Bebauungsplanverfahrens im Wege der Berichtigung 
anzupassen. 

Für den räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplanes gibt es bisher keine städtebauliche Satzung.  

 

 

4 Bestandsaufnahme und -bewertung hinsichtlich der Belange des Umweltschutzes 

4.1 Boden und Fläche 

Gemäß § 1 BBodSchG und § 1 HAltBodSchG sind die Funktionen des Bodens, u.a. durch Vermeidung von 
schädlichen Beeinträchtigungen, nachhaltig zu sichern oder wiederherzustellen. Zur dauerhaften Siche-
rung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts sind gemäß § 1 Abs. 3 Nr. 1 und 2 
BNatSchG seine prägenden biologischen Funktionen, die Stoff- und Energieflüsse sowie landschaftlichen 
Strukturen zu schützen. Die Böden sind so zu erhalten, dass sie ihre Funktion im Naturhaushalt erfüllen 
können. Nicht mehr genutzte versiegelte Flächen sind zu renaturieren oder, soweit eine Entsiegelung nicht 
möglich oder nicht zumutbar ist, der natürlichen Entwicklung zu überlassen. 

 

Bewertungsmethoden 

Die nachfolgende Bodenbewertung erfolgte in Anlehnung an die „Arbeitshilfe zur Berücksichtigung von 
Bodenschutzbelangen in der Abwägung und der Umweltprüfung nach BauGB in Hessen“ (HMUELV 2011). 
Die Datengrundlage für die Bewertung wurden dem Boden Viewer Hessen (HLNUG 2020A) und dem Um-
weltatlas Hessen (Geologie und Boden; HLNUG 2018) entnommen. Während der Geländebegehung wur-
den gegebenenfalls einzelne Daten gegengeprüft (z.B. Erosionserscheinungen, Vorbelastung, etc.). 

 

Bestandsaufnahme und -bewertung 

Der räumliche Geltungsbereich umfasst eine Fläche von rd. 0,5 ha. Der Boden-Viewer Hessen beschreibt 
den vorhandenen Boden als bereits stark anthropogen überprägt. Bis auf wenige Pflanzstreifen/ -flächen 
ist der Boden im Plangebiet fast vollständig versiegelt. Der natürliche Boden ist daher bereits durch Boden-
abtrag, -auftrag, -durchmischung, -versiegelung und -verdichtung stark verändert. Die Bodenfunktionen im 
Plangebiet sind folglich bereits stark nachteilig verändert, wodurch dem Gebiet keine besondere Bedeutung 
für den Naturhaushalt und für die Landwirtschaft zugesprochen werden kann (Abb. 2). 

Aufgrund der vormaligen Nutzung handelt es sich um einen Altstandort. Informationen über Altablagerun-
gen oder Altlasten liegen aber nicht vor. Es ist daher ausreichend, die Abbruch- und Erdarbeiten fachgut-
achterlich zu begleiten. 

 

Bodenentwicklungsprognose 

Bei Nichtdurchführung des Bauvorhabens bleiben die geringwertigen Bodenfunktionen voraussichtlich er-
halten und werden sich je nach Intensität der Nutzung (z.B. Abstellfläche, Befahrung) verschlechtern bzw. 
verbessern.  

Bei Durchführung der Planung kommt es zu Neuversiegelung, Bodenverdichtung, Bodenabtrag, -auftrag 
und -vermischung aber auch zu einer Entsiegelung im Bereich der geplanten Grünflächen auf bereits stark 
veränderten Böden. Die weitgehende versiegelte bzw. teilversiegelte Fläche wird aufgebrochen und einer 
aufgelockerten Bebauung mit einem umfangreichen Teil an Grün- und sonstigen wasserdurchlässig 
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befestigten Freiflächen zugeführt. Hierdurch wird dem vorhandenen Boden mehr Raum zu Verfügung ge-
stellt, seine Funktionen im Naturhaushalt nachzugehen. Davon betroffen sind primär die Bodenfunktionen: 

• Lebensraum für Pflanzen und Bodenorganismen 

• Funktion des Bodens im Wasserhaushalt 

• Archiv der Natur- und Kulturlandschaft 

Und je nach Intensität des Bodeneingriffes sind weitere Funktionen betroffen: 

• Funktion des Bodens im Nährstoffhaushalt 

• Abbau-, Ausgleichs- und Aufbaumedium (Puffer-, Filter- u. Umwandlungsfunktion) 

 

 
Abb. 2: Erfüllungsgrad der Bodenfunktionen im Plangebiet (blau). HLNUG 2020A, eigene Bearbeitung 
03/2020. 
 

Eingriffsminimierende Maßnahmen 

Aus Sicht des Bodenschutzes sind im Rahmen der Bauausführung die folgenden eingriffsminimierenden 
Maßnahmen zu empfehlen (HMUELV 2011): 

• Nach § 202 BauGB ist in der Bauphase der Mutterboden zu erhalten und zu schützen  

„Mutterboden, der bei Errichtung oder Änderung baulicher Anlagen sowie bei wesentlichen anderen Ver-
änderungen der Erdoberfläche ausgehoben wird, ist in nutzbarem Zustand zu halten und vor Vernichtung 
oder Vergeudung zu schützen“, 

• Sachgerechte Zwischenlagerung und Wiedereinbau des Oberbodens (DIN 18915, DIN 19731), 

• Fachgerechter Umgang mit Bodenaushub und Verwertung des Bodenaushubs, 
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• Berücksichtigung der Witterung beim Befahren der Böden, 

• Beseitigung von Verdichtungen im Unterboden nach Bauende und vor Auftrag des Oberbodens, 

• Baustelleneinrichtung und Lagerflächen im Bereich bereits verdichteter bzw. versiegelter Böden. 

Die beschriebenen eingriffsminimierenden Maßnahmen mit dem Ziel der Reduzierung des Direktabflusses 
streben eine wirksame Minimierung der Auswirkungen an. 

 

Eingriffsbewertung 

Die Böden im Plangebiet sind bereits stark anthropogen überprägt. Die Bodenfunktionen im Plangebiet 
sind folglich stark nachteilig verändert, wodurch dem Gebiet keine besondere Bedeutung für den Natur-
haushalt und der Landwirtschaft zugesprochen werden kann. 

Die im Rahmen des Vorhabens geplanten Eingriffe führen zu einer flächigen Entsiegelung. Hierdurch wer-
den dem Boden mehr Raum gegeben, seine Funktionen im Naturhaushalt nachzugehen. 

Die Abbruch- und Erdarbeiten sind fachgutachterlich zu begleiten. 

Im Ganzen sind durch das Vorhaben keine Konflikte gegenüber dem Schutzgut Boden ersichtlich. 

 

4.2 Wasser 

Bestandsaufnahme 

Das Plangebiet befindet sich fern von festgesetzten Wasserschutzgebieten und fern von Abfluss- und Über-
schwemmungsgebieten (nach § 76 Abs. 2 WHG) und beinhaltet keine oberirdischen Gewässer. 

Jedoch liegt das Plangebiet in einem Risikogebiet, dass durch extreme Hochwasserereignisse (HQ extrem) 
gefährdet ist. Das entspricht statistisch gesehen ein Hochwasserereignis, das in etwa alle 1000 Jahre ein-
tritt. Die UWB Marburg-Biedenkopf nahm hierzu in ihrem Schreiben vom 20.07.20 folgende Stellungnahme: 

„Der beplante Bereich liegt jedoch vollständig im Überschwemmungsgebiet gemäß § 76 Abs. 1 WHG. Es 
handelt sich also um ein Gebiet, das bei Hochwasser des oberirdischen Gewässers Lahn überschwemmt 
werden wird. Entnommen werden kann dies dem entsprechenden HWRMP (Hochwasserrisikomanage-
mentplan), der für die vorgesehene Fläche ausweist, dass sie bei einem HQ extrem überflutet werden wird. 
Da die im HWRMP ausgewiesene Fläche bisher weder nach § 76 Abs. 2 WHG amtlich festgesetzt noch 
nach § 76 Abs. 3 WHG vorläufig gesichert ist, bestimmt sich ihr Schutz u.a. nach den §§ 77, 78 b WHG. 
Die Beachtung dieser Vorschriften wird zuständigkeitshalber durch die Untere Wasserbehörde geprüft. D. 
h., dass die überwiegenden Gründe des Wohls der Allgemeinheit, die dem Erhalt der Funktion als Rück-
haltefläche entgegenstehen ebenso wie die rechtzeitig zu treffenden Ausgleichsmaßnahmen gem. § 77 
WHG sowie die Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB und ggf. die dem Hochwasserrisiko angepasste Bau-
weise nach § 78 b WHG der UWB im Bauleitplanverfahren darzulegen sind. Weiterhin sollte die Lage im 
HQextrem-Risikogebiet auch nach § 9 Abs. 6 a BauGB in den B-Plan mit aufgenommen werden.“ 

 

Das HQextrem wird jedoch nicht zeichnerisch im Bebauungsplan dargestellt, weil es nicht amtlich festge-
setzt ist. 

 

Das nächste Trinkwasserschutzgebiet - Schutzzone IIIA des „WSG Marburg/Wehrda“ - liegt in etwa 1 km 
Entfernung nördlich vom Plangebiet entfernt. 
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Eingriffsbewertung 

Bei Umsetzung des Vorhabens wird in bereits stark nachteilig veränderte Bodenbedingungen eingegriffen, 
die folglich keine besondere Bedeutung für den Naturhaushalt (z.B. Wasserhaushalt) besitzen. 

Die Auswirkungen werden sich lediglich auf das Plangebiet beschränken: Die geplante aufgelockerte Be-
bauung mit einem umfangreichen Teil an Grün- und sonstigen wasserdurchlässig befestigten Freiflächen 
führen zu einer flächigen Entsiegelung der Böden. Hierdurch wird dem Boden mehr Raum gegeben, seine 
Funktionen im Wasserhaushalt nachzugehen. Damit verbunden ist eine Reduzierung des Oberflächenab-
flusses des Niederschlagswassers und eine Erhöhung der Grundwasserneubildung im Plangebiet. Deren 
Ausprägung wird auf Grund der Kleinflächigkeit des Plangebietes jedoch sehr gering ausfallen. 

 

4.3 Klima und Luft 

Der Plangebietsbereich befindet sich in einer durch mehrgeschossigen geschlossenen Bebauung, Stra-
ßen, Bahntrasse und wenigen Grünflächen geprägten Umgebung. Der damit verbundene hohe Versieg-
lungsgrad führt zu einer starken Aufheizung am Tag und einer sehr geringen nächtlichen Abkühlung. Der 
vorhandene dichte Baumbestand reduziert jedoch durch seine Beschattung die Aufheizung am Tag. Die 
dichte und hohe Bebauung beeinflusst die Windsystem, sodass der Luftaustausch eingeschränkt ist. 

Dem Plangebiet kann keine besondere Funktion innerhalb der Frisch- und Kaltluftentstehung oder deren 
Abflussbahnen zugesprochen werden. 

Bestandsaufnahme und Eingriffsbewertung 

Das Plangebiet befindet sich in einem städtisch bedingten Bereich, der eher nachteilige Klima- und Luft-
verhältnisse schafft. Hervorzuheben ist jedoch der dichte Baumbestand im Plangebiet, der mit seiner Be-
schattung zu einer Abkühlung im Plangebiet führt. 

Die kleinklimatischen Auswirkungen des Vorhabens werden sich bei Durchführung der Planung auf das 
Plangebiet selbst konzentrieren, wo vor allem durch die Baumrodung verursachte Einschränkung der Ver-
dunstung und einem geringen Anstieg der Durchschnittstemperatur zu rechnen ist. Wirksame Möglichkei-
ten zur Minimierung der beschriebenen Effekte bestehen vor allem in einer großzügigen, die Beschattung 
fördernden Bepflanzung der nicht überbauten Bereiche. Hierzu setzt der Bebauungsplan besonders ent-
lang der Plangebietsrändern und der inneren Durchquerung mehrere Baumpflanzungen fest. 

 

4.4 Biotop- und Nutzungstypen 

Die Aufnahme der Biotop- und Nutzungstypen wurde im September 2019 durchgeführt. Die Ergebnisse der 
Vegetationsaufnahme sind in Tabelle 1 zusammengefasst. 

 

Tab. 1: Artenliste der im Plangebiet vorkommenden Vegetation. Aufnahmezeitraum September 2019. 
Art Deutscher Name Art Deutscher Name 
Acer platanoides Spitz-Ahorn Platanus × hispanica Ahornblättrige Platane 
Berberis spec. Berberitze Prunus avium Kirschbaum 
Carpinus betulus Hainbuche Prunus laurocerasus Lorbeerkirsche 
Corylus avellana Gemeine Hasel Rubus sectio Rubus Brombeerstrauch 
Crataegus monogyna Eingriffliger Weißdorn Sorbus spec. Mehlbeere 
Hedera helix Gewöhnlicher Efeu Taxus baccata Europäische Eibe 
Ligustrum vulgare Gewöhnlicher Liguster Weigela spec. Weigelie 
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Der Bereich der Planung liegt im Norden der Kernstadt Marburg zwischen der Bundestraße B3 und der 
Bahntrasse (Abb. 3). Die angrenzenden Bereiche zeichnen sich durch eine dichte mehrgeschossige Wohn-
bebauung und Gewerbeflächen aus (Abb. 4). Im Süden grenzt das denkmalgeschützte achtgeschossige 
Postamtsgebäude an (Abb. 5). 

Das Plangebiet umfasst den nördlichen Bereich des Postgeländes und setzt sich aus einer großflächigen 
Stellplatzfläche (Abb. 6), einer Wartungshalle (Werkstatt; Abb. 7) und aus einer denkmalgeschützten Villa 
(Wohngebäude; Abb. 8) zusammen. Zwischen der Eisenstraße und der Afföllerstraße führt durch das Post-
gelände eine für Dienstfahrzeugen zugelassen Verkehrsfläche (Abb. 9). 

Bestandsprägend sind die großkronigen und teilweise dickstämmigen Bäume, die mit ihrem Laub fast ein 
Drittel der Plangebietsfläche überschatten (Abb. 10). Die Bäume besitzen ein Stammdurchmesser von 30 
cm bis 90 cm. Deren Wurzeln führen bereits stellenweise zu einer Erhebung der gepflasterten Stellplatz-
fläche. Der Baumbestand setzt sich vor allem aus Platanen zusammen. Die Pflanzinseln der Bäume bein-
halten nur wenige weitere Gehölze (Liguster, Hainbuche). 

Der Randbereich im Südwesten wird durch eine Betonwand gestützt, da die angrenzende Fläche etwa 2 
m tiefer liegt als das Plangebiet (Abb. 11). Oberhalb der Stützwand verläuft ein Pflanzbeet im Plangebiet 
mit heimischen Sträuchern und kleineren Bäumen (Hainbuche, Eibe, Brombeere, Kirsche). Das Pflanzbeet 
setz sich außerhalb des Plangebiets nach Süden fort und wird durch hohe Nadel- (Kiefer) und Laubbäume 
(Esche, Hainbuche) geprägt. 

 

 
Abb. 3: Blick auf das Plangebiet des angrenzenden Postamtsgebäudes. 
 

Östlich neben der Villa befindet sich ein unversiegelter Bereich, der durch die starke Beschattung der Hain-
buchen und der nebenstehenden Gebäude fast ausschließlich nur mit Efeu und Liguster bewachsen ist 
(Abb. 12). 

Die westliche Plangebietsbegrenzung wird durch eine Efeu-bewachsenen Betonwand und einer ruderali-
sierten Schotterfläche begrenzt (Abb. 13). 
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Abb. 4: bestehende Wohnbauflächen an der Eisen-
straße 

 
Abb. 5: Denkmalgeschütztes Postgebäude und südlich 
angrenzendes Gewerbe an der Afföllerstraße 
 

 

 
Abb. 6: Stellflächen und Durchgangsstraße 

 
Abb. 7: Werkstatt und angrenzende Wohnbebauung im 
Osten 

 

 
Abb. 8: denkmalgeschützte Villa an der Eisenstraße 

 
Abb. 9: Einfahrtsbereich Eisenstraße  
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Abb. 10: Bestandsprägende Platanen an der Eisen-
straße; angrenzende Wohnbebauung im Nordwesten 

 
Abb. 11: Stützmauer entlang der südwestlichen Be-
grenzung; angrenzende Grünfläche 

 
 

 
Abb. 12: Bereich östlich der Villa 

 
Abb. 13: Plangebietsgrenze im Südosten und angren-
zende Wohnbebauung 

 

Überprüfung der Erhaltungswürdigkeit der bestehenden Bäume 

Da der üppige Baumbestand im Plangebiet ortsprägende großkronige Bäume mit Stammdurchmessern bis 
zu 90 cm aufweist, wurde die Erhaltenswürdigkeit der Bäume geprüft. Hierfür wurde ein Baumgutachter 
(Blattwerker GmbH) beauftragt, der die Erhaltenswürdigkeit der einzelnen Bäume im Dezember 2019 im 
Zusammenhang mit der geplanten Bebauung bewertete. Das Baumgutachten kommt zum folgenden Er-
gebnis: 

„Die Auswertung der Befunde durch die Baumkontrolle ergibt, dass sich die Bäume der Liegenschaft Alter 
Post Marburg oberirdisch in einem guten Vitalitätszustand befinden. Die Wurzelbereiche aller Bäume zei-
gen starke Beeinträchtigungen durch Bodenverdichtung, geringe Bodendurchwurzelbarkeit und mangelnde 
Nährstoff- und Wasser-Verfügbarkeit. Die Wurzeln aller Platanen verursachen Bewegungen in den umlie-
genden überbauten Flächen und die Bäume werden durch ihren eigenen Wurzeldruck angehoben. Die 
Verformungen des Pflasters deuten auf die Ausbildung arttypischer, weitreichender Starkwurzeln hin, die 
sich stark verzweigen, um dem Baum durch die Abdeckung einer größeren Fläche mit Wasser und Nähr-
stoffen versorgen zu können. Diese erschwerten Bedingungen können langfristig starke Vitalitätseinbußen 
durch mangelnde Nährstoff- und Wasserversorgung verursachen, aber auch zu statischen Problemen und 
damit zu einer Beeinträchtigung der Standfestigkeit führen. Durch einen Rückbau der Pflasterflächen, bzw. 
eine Bebauung der PKW-Stellflächen würden eine Großteil dieser Horizontalen Wurzelausläufer gekappt 
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und beschädigt werden, was die Versorgung der Bäume stark erschweren würde und die Vitalität weiter 
verschlechtern würde und bis hin zum Absterben der Bäume führen kann. Damit ist der Erhalt der Bäume 
mit Ausnahme von der Platane Baumnummer 3 [Baum vor der Villa an der Eisenstraße] während möglicher 
Bauarbeiten schwierig bis nicht zu gewährleisten und es wird zur Fällung der Bäume mit anschließender 
Nachpflanzung in fachlich korrekter vorbereitete Baumstandorte angeregt.“ 

 

Dem Ergebnis der Baumkontrolle folgend, wird die Platane im Norden vor der Villa zum Erhalt festgesetzt. 
Zudem werden die drei Hainbuchen östlich der Villa ebenfalls zum Erhalt festgesetzt, da hier keine baum-
schädigenden Eingriffe geplant sind. Der restliche Baumbestand wird gerodet. Im Bebauungsplan werden 
zudem über 50 Bäume zur Anpflanzung festgesetzt. Bei der Auswahl der zu pflanzenden Bäume sind ein-
heimische, standortgerechte Baumarten zu bevorzugen. 

 

Bestands- und Eingriffsbewertung 

Das Plangebiet besteht aus stark anthropogen geprägten Biotop- und Nutzungstypen. Der üppige Baum-
bestand, der großkronige Bäume beinhaltet, besteht vor allem aus der nicht heimischen Baumart Platane. 
Aus naturschutzfachlicher Sicht ist dem vorhandenen Baumbestand daher keine besondere Wertigkeit zu-
zuschreiben. 

Die Wertigkeit des Baumbestandes ist jedoch im Bezug der Klimaregulierung (siehe Kapitel 4.3 Klima und 
Luft), ästhetischer Empfindung (siehe Kapitel 4.7 Orts- und Landschaftsbild) und für das menschliche Wohl-
befinden (siehe Kapitel 4.9 Mensch, Wohn- und Erholungsqualität) als positiv zu werden. 

Die Erhaltenswürdigkeit der Bäume wurde anhand eines Baugutachters bewertet, der im Ergebnis nur ein 
Baum vor der Villa aus fachlicher und ökonomischer Sicht als erhaltenswürdig definiert. Der gutachterlichen 
Beurteilung folgend wird dieser und drei weitere Bäume zum Erhalt festgesetzt. Zudem werden über 50 
Bäume zur Anpflanzung festgesetzt. Bei der Auswahl der zu pflanzenden Bäume sind einheimische, stand-
ortgerechte Baumarten zu bevorzugen. 

Darüber hinaus beinhaltet das Plangebiet keine nennenswerten Pflanzenbestände. 

Im Ganzen beinhaltet die Fläche keinen besonderen naturschutzfachlichen Wert. Durch das Vorhaben sind 
daher keine erheblichen naturschutzfachlichen Belange betroffen. 

 

4.5 Artenschutzrechtliche Belange 

Von März bis Juni 2020 wurde das Plangebiet auf Vogel- und Fledermausvorkommen überprüft. Die Un-
tersuchungsergebnisse sind in einem eigenständigen Gutachten (Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag – Be-
bauungsplan „Eisenstraße/Wohnanlage an der Post“, Universitätsstadt Marburg; PlanÖ (2020)) zusam-
mengefasst und bewertet. Im Folgenden werden die wichtigsten Untersuchungsergebnisse und deren gut-
achterliche Beurteilung dargelegt. Näheres (z.B. angewendete Aufnahmemethoden) ist dem artenschutz-
rechtlichen Gutachten zu entnehmen: 

 

Ergebnisse - Vögel 

Im Rahmen der Untersuchungen konnten im Planungsraum sowie im Umfeld 12 Vogelarten (Amsel, Blau-
meise, Buchfink, Girlitz, Grünfink, Hausrotschwanz, Haussperling, Mönchsgrasmücke, Ringeltaube, Rot-
kelchen, Stieglitz, Zaunkönig) mit 19 Revieren als Reviervögel identifiziert werden.  

Es konnten keine streng geschützten Vogelarten (BArtSchV) oder Arten des Anhangs I der EU-Vogel-
schutzrichtlinie festgestellt werden. 
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Der Erhaltungszustand von Girlitz (Serinus serinus), Haussperling (Passer domesticus) und Stieglitz 
(Carduelis carduelis) wird aktuell in Hessen als ungünstig bis unzureichend (Vogelampel: gelb) bewertet. 
Arten mit ungünstigem bis schlechten Erhaltungszustand (Vogelampel: rot) wurden nicht festgestellt.  

Bei den weiteren festgestellten und vorkommenden Arten handelt es sich um weit verbreitete Vogelarten 
mit nur geringem Gefährdungspotential, die zudem weder in der Roten Liste Deutschlands noch der des 
Landes Hessen geführt werden. 

Als Nahrungsgäste wurden im Plangebiet sowie im Umfeld zudem die Dohle, Elster, Klappergrasmücke, 
Rabenkrähe, Stockente, Straßentaube, Weißstorch und Zilpzalp festgestellt. 

 

Ergebnisse - Fledermäuse 

Im Planungsraum konnten durch die akustische Erfassung vier Fledermausarten nachgewiesen werden. 
Hierbei handelt es sich um die häufig anzutreffende und synanthrope Zwergfledermaus (Pipistrellus pi-
pistrellus), die Breitflügelfledermaus (Eptesicus serotinus), den Großen Abendsegler (Nyctalus noctula) 
sowie eine „Bartfledermaus“. Die „Bartfledermaus“ besteht aus dem Schwesternkomplex Große Bartfle-
dermaus (Myotis brandtii) und Kleine Bartfledermaus (Myotis mystacinus). Die Schwesternarten von 
„Bartfledermaus“ sind durch akustische Erfassung kaum unterscheidbar. 

 

Gutachterliches Fazit 

„[…] Als Resultat der Vorauswahl weist das Plangebiet unter Berücksichtigung der räumlichen Lage und 
der Habitatausstattung Qualitäten als Lebensraum für Vögel und Fledermäuse auf. Infolgedessen ergibt 
sich das Erfordernis der Betrachtung der artenschutzrechtlichen Belange gemäß Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG).  

Aus der Analyse sind als artenschutzrechtlich relevante Vogelarten Girlitz, Haussperling und Stieglitz 
sowie als artenschutzrechtlich relevante Fledermausarten „Bartfledermaus“, Breitflügelfledermaus, 
Großer Abendsegler und Zwergfledermaus hervorgegangen. Dementsprechend sind artenschutzrecht-
liche Konflikte möglich. 

 

 Höhlenbäume wurden nicht festgestellt. 

 

Artenschutzrechtliche Konflikte  

Das Eintreten der Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG (Verletzung und Tötung), § 44 
Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG (Störung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) und § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG 
(Zerstören von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) kann für die Vogelarten Girlitz und Stieglitz sowie für 
die Fledermausarten Breitflügelfledermaus und Zwergfledermaus nach der Prüfung bei Berücksichti-
gung von Vermeidungs- und Kompensationsmaßnahmen ausgeschlossen werden […]. Hierbei sind fol-
gende Maßnahmen umzusetzen: 

 

Vermeidungsmaßnahme:  

• Die Rodung von Bäumen und Gehölzen ist gemäß § 39 Abs. 5 BNatSchG im Allgemeinen nur in der Zeit 
vom 1. Oktober bis 28. / 29. Februar zulässig. Außerhalb dieses Zeitraums sind zwingend die Zustim-
mung der Unteren Naturschutzbehörde und die Freigabe durch eine Umweltbaubegleitung erforderlich. 

• Gebäude und Gebäudeteile, die für den Abbruch vorgesehen sind, sind unmittelbar vor Durchführung 
von Abbruch- oder erheblichen Umbauarbeiten durch einen Fachgutachter auf Quartiere von 

104 von 194 in der Zusammenstellung



Universitätsstadt Marburg, Kernstadt: Landschaftspflegerischer Fachbeitrag zum Bebauungsplan Nr. 6/17   14 

____________________________________________________________________________________ 
 11/2020 

Fledermäusen zu untersuchen. Bei Besatz sind in Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde 
Maßnahmen zu ergreifen, um ein Eintreten der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände gemäß § 44 
BNatSchG auszuschließen.  

 

Empfehlung:  

• Durch das Wegfallen weniger Ruhe- und Fortpflanzungsstätten wird die ökologische Funktion im räumli-
chen Zusammenhang nicht gefährdet. Aus diesem Grund werden CEF-Maßnahmen nicht für notwendig 
erachtet. Da das Angebot von Strukturen, die als Ruhe- und Fortpflanzungsstätten geeignet sind stetig 
zurückgeht, werden hinsichtlich Girlitzes und Stieglitz Ersatzpflanzungen von Bäumen (heimische, stand-
ortgerechte Arten) empfohlen. 

o [Unabhängig von dieser Empfehlung, setzt der Bebauungsplan bereits die Pflanzung von über 
50 Bäumen im Plangebiet fest. Bei der Art-Auswahl sind einheimische, standortgerechte 
Baumarten zu bevorzugen.] 

• Da das Angebot von Strukturen, die als Ruhe- und Fortpflanzungsstätten geeignet sind, im Siedlungs-
raum stetig zurückgeht, wird das Anbringen von 4 geeigneten Fledermauskästen (z.B. 2x Fledermaus-
Großraum-Flachkasten 3FF, 2x Fledermaus-Universal-Sommerquartier 2FTH) empfohlen. Die Kästen 
sind an einer unbeleuchteten Stelle in mind. 5 m Höhe über dem Erdboden oder vorspringenden Gebäu-
deteilen zu montieren. Die Kästen sind regelmäßig zu pflegen. 

 

Relevante Arten ohne Konfliktpotential - Haussperling, „Bartfledermaus“, Großer Abendsegler  

Das Eintreten der Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG (Verletzung und Tötung), § 44 
Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG (Störung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) und § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG 
(Zerstören von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) kann für Haussperling, „Bartfledermaus“ und Großer 
Abendsegler ausgeschlossen werden. 

 

Allgemeine Maßnahmen für Vögel mit günstigem Erhaltungszustand und Allgemeine Störungen  

Zur Vermeidung von Eingriffen in Ruhe- und Fortpflanzungsstätten und der damit möglichen Tötung und 
Verletzung von Individuen sind generell folgende Maßnahmen zum Schutz und Erhalt der Avifauna zu 
beachten: 

• Die Rodung von Bäumen und Gehölzen ist gemäß § 39 Abs. 5 BNatSchG im Allgemeinen nur in der Zeit 
vom 1. Oktober bis 28. / 29. Februar zulässig. Außerhalb dieses Zeitraums sind zwingend die Zustim-
mung der Unteren Naturschutzbehörde und die Freigabe durch die Umweltbaubegleitung erforderlich.  

• Bei Abriss- oder Umbauarbeiten im Zeitraum vom 01. März bis 30. September sind betroffene Bereiche 
zeitnah vor Beginn der Maßnahme durch einen Fachgutachter auf aktuelle Brutvorkommen zu kontrollie-
ren sowie eine ökologische Baubegleitung durchzuführen. 

 

Lärmemissionen sowie sonstige Störungen während der Bauzeiten führen meist zu vorübergehenden Be-
einträchtigungen der Fauna. Die bauzeitliche Verdrängung ist somit in der Regel nur temporär und klingt 
nach Abschluss der Baumaßnahme ab. 
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Artenschutzrechtlich relevante Nahrungsgäste  

Der Planungsraum und dessen Umfeld stellt für die angetroffenen Nahrungsgäste ein gelegentlich frequen-
tiertes Jagd- und Nahrungsrevier dar. Durch die aktuelle Nutzung finden die Nahrungsgäste insgesamt 
mäßige Bedingungen mit einem moderaten Angebot an Beutetieren. Es kann davon ausgegangen werden, 
dass die festgestellten Arten nur eine lose Bindung an den Planungsraum aufweisen und ggf. auf Alterna-
tivflächen in der Umgebung ausweichen. Entsprechend geeignete Strukturen kommen im Umfeld des Pla-
nungsraums noch regelmäßig vor. Es ist mit keiner Beeinträchtigung der Arten zu rechnen, die eine erheb-
liche Verschlechterung des Erhaltungszustands der jeweiligen lokalen Populationen bedingen könnte.  

Lärmemissionen sowie sonstige Störungen während der Bauzeiten führen meist zu vorübergehenden Be-
einträchtigungen der Fauna. Die bauzeitliche Verdrängung ist somit in der Regel nur temporär und klingt 
nach Abschluss der Baumaßnahme ab. 

 

Unter Berücksichtigung aller oben genannten Maßnahmen besteht kein Erfordernis der Zulassung einer 
Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG. 

 

4.6 Biologische Vielfalt 

Der Begriff biologische Vielfalt oder Biodiversität umfasst laut BUNDESAMT FÜR NATURSCHUTZ 

• die Vielfalt der Arten,  

• die Vielfalt der Lebensräume und  

• die genetische Vielfalt innerhalb der Tier- und Pflanzenarten. 

Alle drei Bereiche sind eng miteinander verknüpft und beeinflussen sich auch gegenseitig; bestimmte Arten 
sind auf bestimmte Lebensräume und auf das Vorhandensein ganz bestimmter anderer Arten angewiesen. 
Der Lebensraum wiederum hängt von bestimmten Umweltbedingungen wie Boden-, Klima- und Wasser-
verhältnissen ab. Die genetischen Unterschiede innerhalb der Arten schließlich verbessern die Chancen 
der einzelnen Art, sich an veränderte Lebensbedingungen (z.B. durch den Klimawandel) anzupassen.  

Das internationale Übereinkommen über die biologische Vielfalt (sog. Biodiversitätskonvention) verfolgt 
drei Ziele: 

• den Erhalt der biologischen Vielfalt, 

• die nachhaltige Nutzung der biologischen Vielfalt und 

• den gerechten Vorteilsausgleich aus der Nutzung der biologischen Vielfalt. 

Auch die Hessische Biodiversitätsstrategie verfolgt das Ziel, in Hessen die natürlich und kulturhistorisch 
entstandene Artenvielfalt in für die einzelnen Lebensräume charakteristischer Ausprägung zu stabilisieren 
und zu erhalten. Dabei soll die vorhandene naturraumtypische Vielfalt von Lebensräumen dauerhaft gesi-
chert werden und sich in einem günstigen Erhaltungszustand befinden. Wildlebende Arten (Tiere, Pflanzen, 
Pilze, Mikroorganismen) sollen in ihrer genetischen Vielfalt und in ihrer natürlichen Verteilung – auch im 
Boden und Wasser – vorhanden sein. 

 

Bestands- und Eingriffsbewertung 

Entsprechend der Ausführungen in den vorhergehenden Kapiteln sind nach aktuellem Wissensstand keine 
negativen Auswirkungen auf die biologische Vielfalt zu erwarten. 
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4.7 Orts- und Landschaftsbild 

Die Umgebung ist durch mehrgeschossige Wohnbebauung, gewerblicher Nutzungen und dem denkmal-
geschützten achtstöckigen Postamtsgebäude geprägt. 

Das Plangebiet wird im Wesentlichen durch den dichten großkronigen Baumbestand auf den Stellplatzflä-
chen geprägt. Zudem bildet die denkmalgeschützte Villa, mit ihrer auffälligen Architektur aus Stallbeton, 
und die straßenbegleitenden großkronigen Bäume prägende Elemente entlang der Eisenstraße (Abb. 8 bis 
10). Ohne das dichte Blattwerk der Bäume im Winter kommt die Villa als ortsprägendes Element am stärks-
ten zu Geltung. 

 

Bestands- und Eingriffsbewertung 

Im Rahmen der Planung werden fast alle ortsprägenden Bäume im Plangebiet gerodet. Hierdurch wird 
wesentlich in das Ortsbild eingegriffen. Die ortsbildprägende Baumrodungen sollen durch üppige Baum-
neupflanzungen gemindert werden. 

Die auffällig gestaltete Villa und der Baum vor der Villa bleiben als straßenprägende Elemente entlang der 
Eisenstraße erhalten. Zudem werden entlang der Eisenstraße zwei Baumpflanzungen festgesetzt, die be-
reits bei der Anpflanzung größere Ausmaße besitzen müssen. Hierdurch soll der Wegfall der straßenprä-
genden Bäume etwas gemindert werden. 

Im Ganzen wird durch das Vorhaben das bestehende Ortsbild im Wesentlichen durch die Baumrodungen 
verändert, dass jedoch durch die festgesetzten Baumneupflanzjungen gemindert wird. Die geplante Wohn-
bebauung wird sich jedoch in den vorhandenen Wohngebietscharakter eingliedern. 

 

4.8 Natura-2000-Gebiete 

Natura-2000-Gebiete (Fauna-Flora-Habitat-Gebiete und Europäische Vogelschutzgebiete) sind nicht direkt 
betroffen. Die nächsten Natura-2000-Schutzgebiete befinden sich in ca. 1,6 km Entfernung (Abb. 14). 

 

 
Abb. 14: FFH-Gebiet (grün) und die Landschaftsschutzgebiete „Landschaftsteile Stadt Marburg“ (orange) 
in der Nähe des Plangebiets (gelb). HLNUG 2020B, eigene Bearbeitung (03/2020). 
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Bestands- und Eingriffsbewertung 

Da die vorliegende Planung außerhalb von Schutzgebieten stattfindet und der Wirkungsraum der Planung 
nicht an jene heran reicht, sind keine Einschränkungen oder negativen Auswirkungen auf die Erhaltungs-
ziele der Natura-2000-Gebiete gegeben. 

 

4.9  Mensch, Wohn- und Erholungsqualität 

Das Plangebiet wird von mehrgeschossiger Wohnbebauung umgeben. Dem vorhandenen dichten Baum-
bestand kann je nach persönlicher Wahrnehmung ein Naherholungspotenzial zugesprochen werden. Wie-
derum kann er auch als Gefahrenbereich wahrgenommen werden, da das dichte Blattwerk den Bereich 
abdunkelt und das Plangebiet nicht häufig durchquert wird. Die bestehende Nutzung der Werkstatt im Plan-
gebiet ist als Störfaktor für die umgebende Wohnbebauung zu werten. 

Entlang der Eisenstraße verlaufen ausgeschilderte Fernradwege. 

 

Eingriffsbewertung 

Die Rodung des üppigen Baubestandes kann je nach subjektiver Wahrnehmung als geringer Eingriff in das 
Naherholungspotenzial gewertet werden. Durch üppige Baumneupflanzungen soll dieser Eingriff gemindert 
werden. 

Die angrenzend verlaufenden Fernradwege entlang der Eisenstraße bleiben von dem Vorhaben unberührt. 
Die straßenprägenden Elemente (Villa, Baum) an der Eisenstraße bleiben erhalten oder werden durch 
Baumneupflanzungen teilweise wiederhergestellt. 

Im Ganzen werden keine erheblichen Auswirkungen auf den Menschen und auf seine Gesundheit durch 
das Vorhaben erwartet. Die geplante Wohnbebauung wird sich in das vorhandene Wohngebiet einfügen. 

 

4.10 Vermeidung von Emissionen / Nutzung erneuerbarer Energien  

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7f BauGB ist bei der Aufstellung von Bauleitplänen die Nutzung erneuerbarer Ener-
gien sowie die sparsame und effiziente Nutzung von Energien zu berücksichtigen, während den Gemein-
den bereits 2004 die Möglichkeit eingeräumt wurde, mit dem Abschluss von städtebaulichen Verträgen 
auch die Umsetzung von energiepolitischen und energiewirtschaftlichen Vorstellungen sicherzustellen. Mit 
dem am 30.07.2011 in Kraft getretenen Gesetz zur Förderung des Klimaschutzes bei der Entwicklung in 
den Städten und Gemeinden (BGBl. I S.1509) wurde das Baugesetzbuch zudem unter dem Aspekt des 
Klimaschutzes und des Einsatzes erneuerbarer Energien, der Energieeffizienz und der Energieeinsparung 
geändert und ergänzt. Weiterhin kann auf die speziellen energiefachrechtlichen Regelungen mit ihren Ver-
pflichtungen zur Errichtung und Nutzung bestimmter erneuerbarer Energien verwiesen werden, die bei der 
Bauplanung und Bauausführung zu beachten und einzuhalten sind. 

Nach § 3 Abs. 1 Erneuerbare-Energien-Wärme-Gesetz (EEWärmeG) werden die Eigentümer von Gebäu-
den, die neu errichtet werden, etwa dazu verpflichtet, den Wärmeenergiebedarf des Gebäudes durch die 
anteilige Nutzung von erneuerbaren Energien zu decken. Im Zuge der Energieeinsparverordnung (EnEV) 
ist zudem sicherzustellen, dass bei der Errichtung und wesentlichen Änderung von Gebäuden ein bestimm-
ter Standard an Maßnahmen zur Begrenzung des Energieverbrauchs von Gebäuden einzuhalten ist. Inso-
fern wird es für zulässig erachtet, hinsichtlich der Nutzung von erneuerbaren Energien sowie der Energie-
einsparung keine weitergehenden Vorgaben in den Bebauungsplan aufzunehmen, sondern vielmehr auf 
die bestehenden und zudem stetig fortentwickelten gesetzlichen Regelungen in ihrer jeweils gültigen Fas-
sung zu verweisen. 
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4.11 Kultur- und sonstige Sachgüter 

An das Plangebiet grenzt im Süden das vom Architekten Johannes Möhrle entworfene und 1976 eröffnete 
„neue“ Postamt. Die zu dem Ensemble gehörende Wartungshalle und die Villa (Wohngebäude) im Plange-
biet entsprechen in Material und Formensprache dem Hauptgebäude. Als markantes Zeugnis der Sichtbe-
ton-Phase wurden das Postamt und die Villa 2007 unter Denkmalschutz gestellt. 

Die denkmalgeschützte Villa im Plangebiet bleibt erhalten und wird einer neuen Nutzung zugewiesen. 

 

Werden bei Erdarbeiten Bodendenkmäler bekannt, so ist dies dem Landesamt für Denkmalpflege Hessen 
(hessenArchäologie) oder der Unteren Denkmalschutzbehörde unverzüglich anzuzeigen. Der Fund und 
die Fundstelle sind bis zum Ablauf einer Woche nach der Anzeige im unveränderten Zustand zu erhalten 
und in geeigneter Weise vor Gefahren für die Erhaltung des Fundes zu schützen (§ 21 HDSchG). 

 

4.12 Gebiete zur Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität 

Die Rahmenrichtlinie Luftqualität (96/62/EG) der EU benennt in Artikel 9 die Anforderungen für Gebiete, in 
denen die Werte unterhalb der Grenzwerte liegen. Artikel 9 besagt, dass 

• die Mitgliedsstaaten eine Liste der Gebiete und Ballungsräume, in denen die Werte der Schadstoffe 
unterhalb der Grenzwerte liegen, zu erstellen haben und 

• die Mitgliedsstaaten in diesen Gebieten die Schadstoffwerte unter den Grenzwerten halten und sich 
bemühen, die bestmögliche Luftqualität im Einklang mit der Strategie einer dauerhaften und umwelt-
gerechten Entwicklung zu erhalten. 

Den in Artikel 9 beschriebenen Vorgaben trägt § 50 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) 
Rechnung. Dieser besagt, dass bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen in Gebieten, in denen 
die in Rechtsverordnungen nach § 48a Abs. 1 BImSchG festgelegten Immissionsgrenzwerte nicht über-
schritten werden, bei der Abwägung der betroffenen Belange die Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität 
als Belang zu berücksichtigen ist. 

Das BauGB übernimmt wiederum die Anforderungen des § 50 BImSchG an die Erhaltung der bestmögli-
chen Luftqualität als Abwägungsbelang für die Bauleitplanung. So dass gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe 
h BauGB, die Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität in Gebieten, in denen die durch Rechtsverordnung 
zur Erfüllung von bindenden Beschlüssen der Europäischen Gemeinschaft festgelegten Immissionsgrenz-
werte nicht überschritten werden, bei der Aufstellung von Bauleitplänen zu berücksichtigen ist. 

 

Eingriffsbewertung 

Das geplante Vorhaben wird keine besonderen, für die Luftqualität entsprechender Gebiete relevanten 
Emissionen zur Folge haben, sodass die Planung voraussichtlich zu keinen erheblichen Beeinträchtigun-
gen hinsichtlich der bestehenden und zu erhaltenden bestmöglichen Luftqualität führt. 
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1. Einleitung 

Die BG-Haus GmbH plant die Anlage von 5 Wohngebäuden auf dem ehemaligen Hauptposta-

real, Eisenstraße 2 in Marburg. Das gesamte Gebiet liegt im Überschwemmungsgebiet eines Ext-

remhochwassers (1,3-faches, 100 jährliches Hochwasser). Laut der unteren Wasserbehörde 

Marburg muss deshalb bei neu zu errichtenden Gebäuden eine Hochwasser angepasste Bau-

weise erfolgen, oder der Retentionsraumverlust durch die Errichtung der Gebäude muss ausge-

glichen werden.  

 

 

Abbildung 1: Unterschied zwischen HQ100 und HQextrem (Hochwasserportal Hessen, HLNUG) 
 

Zur Entscheidungsfindung soll der Retentionsraumverlust ermittelt werden. Daher hat die BG-

Haus GmbH das Ingenieurbüro Zick-Hessler mit der Ermittlung beauftragt.  

 

 

2.  Grundlagen 

2.1 Fachliche Grundlagen 

• Bestandsvermessung von Dipl. Ing. Volker Heine 

• Aktuelle digitale Katasterdaten 

• Vorabzug Bebauungsplan Nr. 6/17 „Ehemaliges Hauptpostareal zwischen der Eisenstraße 
und der Zimmermannstraße“, der Stadt Marburg, Planungsbüro Fischer (April 2020) 

• Hochwasserrisikomanagementplan Lahn – hydraulischer Längsschnitt (April 2014) 
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2.2 Rechtliche Grundlagen 

• Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parlamentes und des Rates vom 23.10.2000 zur 
Schaffung eines Ordnungsrahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Was-
serpolitik (ABl. EG Nr. L 327/1, 22.12.2000) (WRRL - EU-Wasserrahmenrichtlinien für Hes-
sen) 

• Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (WHG – Wasserhaushaltsgesetz) vom 31. Juli 
2009 (BGBl. I, Seite 2585), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 04.12.2018 
(BGBl. I, Seite 2255) 

• Hessisches Wassergesetz (HWG) vom 14. Dezember 2010 (GVBl. I, Seite 548), geändert 
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 22.08.2018 (GVBl. I S. 368) 

• Verordnung zum Schutz der Oberflächengewässer (Oberflächengewässerverordnung - 
OGewV) vom 20.06.2016 (BGBl. I S. 1373) 

 

 

2.3 Planerische Grundlagen 

Das Plangebiete liegt im Überschwemmungsgebiet (HQextrem) der Lahn, in diesem Bereich ein Ge-

wässer II. Ordnung und rechtsseitiger Zufluss des Rheins. Das Einzugsgebiet der Lahn umfasst 

laut WRRL-Viewer eine Fläche von 4470 km², diese bezieht sich allerdings nur auf das Bundesland 

Hessen. Der Oberlauf der Lahn liegt im Bundesland Nordrhein-Westfalen. Die Lahn entspringt im 

Rothaargebirge auf einer Höhe von rund 603 m ü. NHN. Nach etwa 245,6 km mündet die Lahn auf 

einer Höhe von rund 69 m ü. NHN bei Lahnstein in den Rhein. Das Plangebiet liegt etwa bei Fluss-

kilometer 179,55 bis 179,40 laut WRRL-Viewer. 

 

Betroffen ist die nördliche Fläche des Flurstücks Nr. 30/6 der Flur 2 in der Gemarkung Marburg. 

Die nachfolgende Abbildung ist ein Ausschnitt aus dem Bebauungsplan Nr. 6/17 „Ehemaliges 

Hauptpostareal zwischen der Eisenstraße und der Zimmermannstraße“, der Stadt Marburg. Ge-

plant sind 5 Wohngebäude. Das vorh. Postgebäude (nordöstliches Gebäude) unterliegt dem Denk-

malschutz und bleibt erhalten.  
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Abbildung 2: Auszug aus dem Bebauungsplan Nr. 6/17 " Ehemaliges Hauptpostareal zwischen der 
Eisenstraße und der Zimmermannstraße“ 
 

 

Zur Ermittlung des Retentionsraumverlustes im Plangebiet wurde eine örtliche Bestandsvermes-

sung vom ÖBVI Dipl. Ing. Volker Heine herangezogen. Angaben zur Wasserspiegellage des Über-

schwemmungsgebietes hat das RP Gießen, Dezernat IV/F 41.2 – Oberflächengewässer zur Ver-

fügung gestellt (siehe nachfolgende Abbildung). Die Wasserspiegellagen beziehen sich auf ein 

hundertjährliches Hochwasser (HQ100, m. ü. NHN). Aus dem Hochwasserrisikomanagementplan 

für die Lahn – hydraulischer Längsschnitt konnten die extremen Hochwasser Wasserspiegellagen 

(HQextrem) tabellarisch abgelesen werden und mit den Wasserspiegellagen des HQ100 lagetechnisch 

verglichen werden, sodass sich für den nördlichen Bereich des Projektgebietes ein HQextrem von 

184,26 m ü. NHN und für den südlichen Bereich ein HQextrem von 184,23 m ü. NHN ergibt. Diese 

sind bereits in Abb. 3 in Rot an der rechten Seite hinzugefügt worden. 
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Abbildung 3: Wasserspiegellagen HQ100 sowie HQextrem rechts in Rot dargestellt 
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Abbildung 4: Wasserspiegellagen für den Projektbereich in Gelb 
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3. Berechnung des Retentionsraumverlustes 

Zur Berechnung des Retentionsraumverlustes wurde aus dem vermessenen, vorhandenen Ge-

lände ein digitales Geländemodell (DGM) mit einem EDV-Programm erstellt. Mit den Wasserspie-

gellagen wurde ebenfalls ein DGM erstellt. Dieses wurde im Anschluss auf die Flächen der geplan-

ten Gebäude gelegt. Balkone (im Lageplan Planung, Unterlage 2/2, sind diese gestrichelt darge-

stellt) wurden nicht beachtet, da diese über der Wasserspiegellage des HQextrem liegen. Anschlie-

ßend wurde die Volumenermittlung auf Grundlage der DGM mit eine EDV-Programm über Pris-

menberechnung ermittelt. Das geplante Haus 2 bildet einen Sonderfall, da sich derzeit noch ein 

Gebäude dort befindet. Daher wurde hier nur der Retentionsraum bis zum vorhandenen Gebäude 

gerechnet. Der ermittelte Retentionsraumverlust beträgt 1177 m³. 

 

Durch den Abriss des vorher erwähnten Gebäudes wird Retentionsraum dort geschaffen, wo sich 

der Bestand nicht mit dem geplanten Haus 2 überlagert. Hier wurden das Volumen wie oben über 

DGM ermittelt. Der Retentionsraumgewinn beträgt 184 m³. 

 

Die Geländehöhen wurden bei der Berechnung vernachlässigt, da die Bestandshöhen nur unwe-

sentlich von den geplanten Geländehöhen abweichen. Hier wird noch ein zusätzlicher kleinerer 

Retentionsraumgewinn (geschätzt unter 20 m²) entstehen, da das geplante Gelände meist unter 

dem vorhandenen liegt.  

 

Damit ergibt sich insgesamt ein Retentionsraumverlust von 1177 m³ - 184 m³ = 993 m³. Dieser 

müsste orts- funktions- und zeitnah ausgeglichen werden, wenn keine Hochwasser angepasste 

Bauweise berücksichtigt werden soll. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
bearbeitet: 
Wettenberg, im Oktober 2020    HeH 
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